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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche Ihnen einen schönen guten Morgen!

Die 43. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für die heutige Sitzung ist eine relativ große Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten: GRin Cammerlander, GRin Dipl-Ing Gretner, GRin Jerusalem, GR Mag Kowarik, GRin Dr Laschan, GRin Ludwig-Faymann, GR Reiter, GR Schreuder und GR Dr Ulm.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP – 05733‑2008/0001 – KFP/GM) wurde von Herrn GR DDr Eduard Schock gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Bei den Wiener Linien wurde eine Muslimin ausgebildet, welche in weiterer Folge am Bahnhof Ottakring als Straßenbahnfahrerin ihren Dienst versieht. Sind Sie bereit, sich für ein Kopftuchverbot im öffentlichen Dienst einzusetzen?)
Einen schönen guten Morgen, Herr Bürgermeister! – Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Guten Morgen!

Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ihre Frage möchte ich ganz eindeutig und klar beantworten: Nein! Ich bin nicht bereit, mich für das Kopftuchverbot einzusetzen, und möchte das ohne jede Polemik mit zwei wesentlichen Argumenten begründen.

Der erste Grund klingt, oberflächlich gesehen, formal, ist es aber nicht: Zweifelsohne würde ein derartiges Kopftuchverbot, wenn man dieses als religiöses Symbol ansieht, natürlich nach sich ziehen, dass auch andere religiöse Symbole im öffentlichen Bereich verboten werden müssten, weil sonst der Gleichheitsgrundsatz unserer Verfassung verletzt werden würde.

Sieht man hingegen das Kopftuch nicht als religiöses Symbol an, dann meine ich, dass es uns – ehrlich gesagt – nichts angeht, denn wie sich jemand anzieht, schreit nun wirklich nicht nach einer staatlichen Regulierung. – So viel dazu.

Ein weiterer Punkt: Alle wissen, wie sich etwa am Beispiel Frankreich verdeutlichen lässt, wie diese Diskussion geendet hat. Sie hat mit der – aus meiner Sicht gesehen – missverständlichen Interpretation des Laizismus geendet: Mit dem Kopftuchverbot wurde begonnen, alle religiösen Symbole, das heißt zum Beispiel auch die Kreuze aus den Schulen, zu entfernen. Am Ende des Tages ist man dann vor einer ganz anderen und ungleichen Situation der Religionsgemeinschaften untereinander, aber auch der Religionsgemeinschaften gegenüber dem Staat gestanden. Bei uns hingegen ist es beispielsweise möglich gewesen, dass es zu einer gemeinsamen Erklärung aller christlichen Kirchen, der Kultusgemeinde und der Islamischen Glaubensgemeinschaft zu Nine/Eleven gekommen ist, während es in deutschen und französischen Städten schwerste Auseinandersetzungen gegeben hat.

Man soll sich ein bisschen dessen bewusst sein, was man hier anfängt, wenn man weiß und sich in anderen Ländern anschauen kann, wie das am Ende aussieht. Daher sage ich Ihnen: Ich fange diese Diskussion nicht an!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR DDr Schock gestellt.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben zu Recht das französische Beispiel genannt, wo das Kopftuch verboten ist. Es gibt aber auch viele andere Beispiele, etwa sogar das rot regierte Berlin oder andere deutsche Bundesländer wie Hessen, Baden-Württemberg oder Bayern: Gerade in Bayern können beispielsweise die Kreuze in den Schulen natürlich hängen bleiben, trotzdem ist dort das Kopftuch als unvereinbar mit den Grundwerten verboten.

Herr Bürgermeister! Gerade in der Schule ist das ganz wichtig. Leider gibt es bei uns in Wien auch schon Lehrerinnen mit Kopftuch, etwa im 10. Bezirk in der Volksschule in der Herzgasse. Ich meine, es ist doch die Aufgabe einer Lehrerin, Vorbild zu sein und unsere Ideale und Wertvorstellungen zu vermitteln, Ideale wie Menschenrechte, Freiheitsrechte und die Gleichberechtigung der Frau. Das Kopftuch symbolisiert aber eigentlich das Gegenteil!

Herr Bürgermeister! Meine Frage: Glauben Sie wirklich, dass eine Wiener Lehrerin mit Kopftuch unsere Werte wie die Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit der Frau ihren Schülern glaubhaft vermitteln kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Somit sind wir natürlich mitten in der Diskussion, die in Deutschland auch geführt wurde, nämlich über die so genannte Leitkultur. – Es gibt über die Frage der Symbolhaftigkeit des Kopftuches selbstverständlich höchst unterschiedliche Interpretationen. Wenn Sie etwa mit dem weiblichen Gesicht der Glaubensgemeinschaft darüber diskutieren, dann ist festzustellen, dass man das Kopftuch zweifelsohne überhaupt nicht als Symbol einer Einschränkung der Frauenrechte – oder wie immer man das auch sonst bezeichnen möchte – sieht.

Selbstverständlich bin ich Ihrer Auffassung, dass in unseren Schulen – und im Übrigen in allen Schulen bei uns – die Werte der Aufklärung, Werte wie Demokratie, Freiheit, Menschenrechte, Antidiskriminierung und vieles andere gelehrt werden sollen. Das kann ich mir aber selbstverständlich mit und ohne Kopftuch durchaus vorstellen, denn aus meiner Sicht hat das nichts miteinander zu tun.

Ich möchte auch an eine aktuelle Diskussion erinnern: Die Katholische Kirche ist in eine Diskussion mit den Rabbinern, insbesondere mit dem Oberrabbinat in Jerusalem, verwickelt, und in dieser Diskussion gibt es offensichtlich auch unterschiedliche Zugänge zu einem sehr heiklen Thema innerhalb der Katholischen Kirche. So etwas gibt es!

Es sind nicht einmal in Ihrer Partei alle einer Meinung, auch da gibt es entsprechende Diskussionen, so wie auch in meiner und in anderen Parteien. Es gibt auch in guten Familien Auffassungsunterschiede. Es kommt immer nur darauf an, wie man diese austrägt!

Der entscheidende Punkt ist jedenfalls für mich ganz klar nicht die Frage des Kopftuches, sondern die Frage der Vermittlung der Werte von Demokratie und Freiheit. Das ist der entscheidende Punkt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Sie wird von GRin Mag Vassilakou gestellt.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich persönlich arbeite an einer Welt, in der keine Frau glaubt, ihre Haare oder sonstige Körperteile verhüllen zu müssen, um irgendwelchen antiquierten Moralvorstellungen zu entsprechen. Menschen haben aber nun einmal ihren eigenen Kopf, und ich pflichte Ihnen bei, dass es schlussendlich unsere Aufgabe ist, den Menschen entsprechende Möglichkeiten zu geben, ohne ihnen vorzuschreiben, was sie glauben müssen oder nicht.

Ich möchte deshalb eher bei Ihrer letzten Antwort ansetzen, nämlich bei der Vermittlung von Werten wie Demokratie und Freiheit. Uns liegt eine jüngst veröffentlichte Studie vor, die uns alle gestern auch medial sehr beschäftigte. Diese Studie bringt unter anderem sehr besorgniserregende Ergebnisse: So meinen etwa 45 Prozent der islamischen Religionslehrer, die in österreichischen Schulen unterrichten, dass eine Integration in Österreich der muslimischen Identität widersprechen würde. 

Ich möchte Sie daher fragen: Sind Sie bereit, sich zum Beispiel im Rahmen der Landeshauptleutekonferenz – ich weiß, Sie sind heute Bürgermeister und nicht Landeshauptmann, aber ich hoffe, Sie gestatten mir sozusagen diese Ausdehnung – öffentlich dafür einzusetzen, dass es zu einer Änderung der Bestimmungen kommt, sodass künftig sämtliche Lehrer, die an einer österreichischen beziehungsweise an einer Wiener Schule unterrichten, eine staatliche Ausbildung in Österreich absolvieren müssen, und dass es darüber hinaus eine staatliche Aufsicht gibt, damit wir auch für den Religionsunterricht eindeutige Standards schaffen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, ohne Weiteres, wenn wir es gemeinsam schaffen, dass wir das nicht nur auf Religionslehrer des Islam, sondern auf alle Religionen ausdehnen. Anders ist das nicht möglich, aber dann werden wir uns gemeinsam dafür einsetzen müssen, dass das Konkordat geändert wird. Ich kann mir das persönlich sehr gut vorstellen, wäre auch extrem dafür, denn es ist aus meiner Sicht in keiner Weise einsehbar, dass ein Unterrichtsfach, das jedenfalls nach unserer Rechtsordnung freiwillig besucht werden kann, aus den allgemeinen Ausbildungsrichtlinien, die es für Lehrer gibt, herausgenommen wird. Das ist für mich nicht nachvollziehbar, und daher ist die Frage aus meiner Sicht mit einem sehr einfachen Ja zu beantworten. Ich weise nur darauf hin, dass dieses einfache Ja allerdings einen ziemlich komplexen Prozess auslösen wird.

Ich möchte aber auch auf die Studie, die erwähnt wurde, eingehen. Ich kenne diese Studie noch nicht. Auch für mich ist es nicht so einfach, diese Studie zu bekommen. Wenn sie aber stimmt, dann ist das ohne Wenn und Aber abzulehnen. Fraglos kann der Unterricht bei uns selbstverständlich nur auf Basis von Demokratie, Freiheit und Achtung der Menschenrechte erfolgen. Und wer dies nicht akzeptiert, kann bei uns nicht unterrichten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von GRin Mag Ekici gestellt. – Ich bitte darum.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die Teilnahme am Religionsunterricht ist nicht immer freiwillig, denn meine Tochter wird ab Herbst zum Beispiel eine katholische Privatschule besuchen, und sie ist verpflichtet, den islamischen Religionsunterricht zu besuchen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich begrüße das zwar, wollte das aber festhalten, weil Sie gesagt haben, dass das freiwillig ist. – So freiwillig ist es ja nicht! (Lebhafte Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Das ruft jetzt ein bisschen Erheiterung hervor, aber das ist so!

Ich weiß: Der Islam ist ein Straßenfeger. Wir hören ja jeden Tag Meldungen dazu. Herr Bürgermeister! Immer wenn heikle Themen an die Öffentlichkeit dringen, vermisse ich persönlich als Muslimin, dass Sie dazu Stellung nehmen. Sie tauchen einfach ab und stellen sich gar nicht einer Diskussion. Das war auch jüngst wieder der Fall: Ich habe einfach vermisst, dass Sie da Stellung genommen haben! Sie haben sich auch einen Gemeinderat aus der islamischen Gemeinschaft ins Team geholt, und das ist auch gut und okay. Also haben Sie auch den besten Draht. Jetzt sagen Sie hier, dass Sie die Studie noch nicht haben. Der „Falter“ hat sie aber!

Im Hinblick darauf gibt es Fragezeichen in meinem Kopf zu der Frage: Wie stehen Sie zu dieser Studie? Haben Sie mit dem Präsidenten der Islamischen Glaubensgemeinschaft, mit dem Sie ja beste amikale Verhältnisse haben, schon ein Gespräch geführt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ganz habe ich jetzt diese aggressive Form der Wortmeldung nicht verstanden! Aber wie dem auch immer sei: Es bleibt Ihnen völlig überlassen, welche Schule Sie Ihr Kind besuchen lassen!

Meine Kinder sind in öffentliche Schulen in Wien gegangen. Mein Sohn ist in eine öffentliche Schule in Ottakring gegangen, und mein Sohn hat den Religionsunterricht ab dem Zeitpunkt, als er die Möglichkeit hatte, diesen nicht mehr zu besuchen, nicht mehr besucht. Es bestand für ihn die Möglichkeit, sich abzumelden. Das war seine Entscheidung. Ich habe ihm das in keiner wie immer gearteten Weise aufgezwungen. Ich hatte auf Grund des Wunsches meines Vaters zwei katholische Konvikte und eine katholische Schule zu besuchen. Daher weiß ich aus der eigenen Biographie, warum ich meinen Sohn in dieser Frage zu nichts gezwungen habe. (Beifall bei der SPÖ.)

Es tut mir leid, dass es Ihrer Aufmerksamkeit entgangen ist, dass ich sehr wohl Stellung genommen habe, und zwar auch etwa zur Frage der militärisch-kriegerischen Auseinandersetzungen in Gaza. Ich weiß schon, dass das in Österreich relativ wenig Leute interessiert, denn da ist es wichtiger, dass man sich für irgendwelche Spinntisierereien von irgendwelchen Leuten interessiert, die ohne Investoren oder sonst etwas dastehen als für das, was der Präsident des Europäischen Städtebunds zur Lage im Nahen Osten zu sagen hat, und zwar fundiert auf Grund der Ergebnisse jener Arbeitsgruppe, die vor geraumer Zeit – vor weit mehr als 15 Jahren – auch im RGRE eingesetzt wurde. Das ist eines der wenigen Dialogforen, das in ungebrochener Weise zwischen Israelis und Palästinensern, also zwischen dem israelischen Städteverband und dem Städteverband der Palästinenser, in der Tat noch funktioniert. Und es ist offensichtlich leichter, mit einer solchen Stellungnahme in spanische, französische, deutsche und italienische Zeitungen zu kommen als in österreichische.

Wie dem auch immer sei, ich will das nicht beklagen. Aber ich will Ihre Aufmerksamkeit ein bisschen fokussieren und Sie darauf hinweisen, dass ich selbstverständlich auch dazu Stellung genommen habe. Und es ist für mich überhaupt keine Frage, dass ich solche Gespräche wiederholt auch mit dem Präsidenten der Glaubensgemeinschaft geführt habe und sehr gerne auch mit muslimischen Mitgliedern des Gemeinderates, selbstverständlich auch wenn sie der Österreichischen Volkspartei angehören. Ich möchte jetzt nicht die Formulierung wählen, dass sich die ÖVP solche „geholt" hat, ich würde also dem ÖVP-Obmann nicht unterstellen, dass er eine muslimische Gemeinderätin „geholt hätte". Dazu ist mein Respekt vor dem Amt und vor dem Mandat viel zu hoch, als dass ich das so formulieren würde! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Ich habe auch mit Imamen darüber diskutiert, nicht mit jenem, der öfters zitiert wird, aber mit anderen. Und ich hatte im Zusammenhang mit jenen Gesprächen den Eindruck, dass das, was ich jetzt auch hier für mich formuliert habe, nämlich dass ich ohne Wenn und Aber die Grundwerte von Demokratie und Freiheit, des Respekts vor den Menschenrechten und den Religionen verteidige, dort auch so gesehen wird. Es gibt immerhin Beschlüsse, die Sie wahrscheinlich viel besser kennen als ich! Von der Imamenkonferenz wurde zum Beispiel eine ganze Palette von entsprechenden Beschlüssen gefasst, die alle höchst kompatibel mit der österreichischen Rechtsordnung und mit der österreichischen Werteordnung sind. – Also: Vielleicht interessieren Sie sich ein bisschen intensiver für das, was ich sage! Das würde mich freuen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die letzte Zusatzfrage zu dieser Frage stellt GR DDr Schock.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben ein Bekenntnis zu Demokratie und Menschenrechten abgelegt, Sie waren aber eigentlich als Stadtschulratspräsident säumig. Wir haben bereits vor zwei Jahren in einer Dringlichen Anfrage die Namen der radikalen Lehrer genannt. Wir haben Ihnen Herrn Zeidan und Herrn Ibrahim genannt, und wir haben Ihnen das rechtliche Instrumentarium genannt, nämlich das Islamgesetz, und im Hinblick darauf müssten Sie als Stadtschulratspräsident tätig werden. Sie, Herr Bürgermeister, haben aber eigentlich nur auf die muslimischen Wähler geschielt, ebenso wie vielleicht die ÖVP, da gebe ich Ihnen schon recht! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Sie haben dem Wählerfang im muslimischen Bereich den Vorzug gegenüber Menschenrechten und Demokratie gegeben. Diesen Vorwurf kann ich Ihnen nicht ersparen! Und Herr Ibrahim hetzt ja weiter. Er hetzt in seiner Moschee gegen die Juden. Das ist alles heute möglich! Das wird von Ihnen und von Ihrer Fraktion toleriert! (GR Christian Oxonitsch: Vielleicht sollten Sie doch ein bisschen zuhören! Das könnte nicht schaden! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Frage ist daher: Herr Stadtschulratspräsident! Warum sind Sie noch nicht tätig geworden? Warum haben Sie Herrn Zeidan und Herrn Ibrahim noch immer nicht gemäß § 4 Islamgesetz vom Dienst suspendiert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann! Das Problem besteht darin, dass ich Ihnen zwar aufmerksam zuhöre, Sie mir jedoch nicht! Anlässlich der damaligen Anfragebeantwortung habe ich ganz klar Ihre Rechtsmeinung falsifiziert. Es tut mir leid, sagen zu müssen, dass Sie diesen rechtlichen Unsinn jetzt wiederholen, den Sie damals schon von sich gegeben haben. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Es tut mir leid, Ihnen sagen zu müssen, dass das, was Sie hier dazu gesagt haben, Unsinn ist! Ich kann selbstverständlich keinen Religionslehrer, gleichgültig welcher Religionsgemeinschaft er angehört, vom Unterricht suspendieren. Halten wir das eindeutig fest! Meine Haltung dazu ist auch klar. Und meine Erwartungshaltung an die Islamische Glaubensgemeinschaft ist auch klar, und diese entspricht ganz offensichtlich auch dem Willen des Präsidenten, dass nämlich Achtung, Respekt und die klare Vertretung der Grundwerte Demokratie, Freiheit und Achtung der Menschenrechte auch durchzusetzen sind. Das ist letztlich seine Aufgabe.

Und ich bin sehr dafür, das noch einmal aufzugreifen und zu wiederholen, was ich vorher gesagt habe: Jawohl! Wenn es nicht gelingt, dass in den jeweiligen Religionsgemeinschaften selbst tatsächlich für die nötige Ordnung gesorgt wird, dann hat das der Staat zu tun! Das ist gar keine Frage! Geben Sie mir das rechtliche Instrumentarium! Dann ist es überhaupt gar keine Frage, was geschieht, und zwar in der nächsten Sekunde! Aber das, was Sie verlangen, ist einmal mehr eine Aufforderung zum Rechtsbruch! Sorry! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 2. Frage (FSP – 00232‑2009/0001 – KGR/GM). Sie wurde von Herrn GR Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. [Die Steuerbehörde der USA (IRS-Internal Revenue Service) hat am 6. November 2008 US-InvestorInnen per Formblatt dazu aufgefordert, ihre Cross Border Leasing Verträge (SILO/LILO) mit 31. Dezember 2008 vorzeitig zu beenden, andernfalls wurde eine zwangsweise Beendigung angedroht. Am 21. Oktober 2008 teilte der IRS mit, dass rund zwei Drittel der betroffenen Unternehmen mit insgesamt mehr als 80% aller abgeschlossenen Cross Border Leasing Verträge dieser Aufforderung nachkommen werden. Wurden seitens der InvestorInnen Gespräche über die vorzeitige Auflösung der von der Stadt Wien und den Wiener Linien (Wiener Stadtwerken) abgeschlossenen Cross Border Leasing Verträge aufgenommen beziehungsweise zu einem Abschluss gebracht?] 

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen!

Die Frage richtet sich danach, ob im Zusammenhang mit einer angeblichen Initiative der amerikanischen Steuerbehörde IRS seitens der Investoren im Hinblick auf die von der Stadt Wien abgeschlossenen Cross-Border-Leasing-Verträge Gespräche aufgenommen wurden, um die Leasing-Verträge zu diskutieren beziehungsweise zu kappen.

Ich kann diese Anfrage sehr kurz und knapp beantworten: Uns ist ebenfalls die ganz allgemeine Information bekannt, dass laut diesen Medienberichten die US‑amerikanische Steuerbehörde im Sommer 2008 etliche US-Investoren kontaktiert hat und Vergleichsangebote bezüglich der vorzeitigen Auflösung von unterschiedlichen Arten von Leasing-Verträgen unterbreitet hat. Es war aber nicht möglich, diese Meldungen zu verifizieren, ob dieser Akt von der IRS gesetzt werden sollte beziehungsweise ob es schon zu solchen Vergleichen gekommen ist.

Für uns ist jedenfalls relevant – und das ist keine Spekulation, sondern Tatsache –, dass an uns keiner der Investoren herangetreten ist, um eine vorzeitige Vertragsauflösung zu entrieren. Und logischerweise ist es daher auch bis zum 31. Dezember 2008 zu keiner solchen Beendigung gekommen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist bedauerlich, dass Sie es nicht verifizieren können, insbesondere weil der Weg auf die Website der amerikanischen Steuerfahndung, der bundesweiten IRS, nicht schwer zu finden ist! Ich habe die Unterlagen hier, ich kann Sie Ihnen dann gerne geben, damit Sie das verifizieren können!

Nichtsdestoweniger ist die Situation gegenwärtig so, dass sämtliche vier Urteile im Zusammenhang mit Cross Border Leasing, die es im Verlaufe des Jahres 2008 gab, davon sprechen, dass es sich um missbräuchliche Steuerhinterziehung handelt. Der IRS hat auch kein Vergleichsangebot im herkömmlichen Sinn gemacht, sondern hat alle Cross-Border-Leasing-Investoren, sowohl die alten Lease-in/Lease-out-Kontraktinhaber als auch die Service-Contracting-Investoren ultimativ aufgefordert aufzulösen. Nur dann wird ein Vergleich angestrebt, ansonsten wird jedes einzelne Geschäft daraufhin überprüft, ob es sich tatsächlich um eine Möglichkeit handelt, die Steuer abzuziehen.

Gerichte haben in diesem Zusammenhang immer wieder von „abusive tax-shelter, rotten to the core“ et cetera gesprochen, also von den verwerflichsten Geschäften, die es überhaupt gibt. 

Sie sagen in einer Anfragebeantwortung, auch in einer schriftlichen Anfragebeantwortung und auch jetzt wieder: „Der Kontakt mit den Investoren, nicht zuletzt über die periodischen Berichtspflichten aus den Verträgen, wird kontinuierlich aufrechterhalten. Das Bestreben liegt darin, ein vertragskonformes Verhalten sicherzustellen, um so den seinerzeit vereinnahmten Nettobarwertvorteil nicht aufs Spiel zu setzen." 

Jetzt stellen die amerikanischen Steuerbehörden und die amerikanischen Gerichte klar, dass es sich um Steuerhinterziehung handelt. Wollen Sie sich nach wie vor weiterhin an der weltweit größten Steuerhinterziehung, die es bislang überhaupt gegeben hat, beteiligen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister!

VBgmin Mag Renate Brauner: Auch wenn Sie sich um diese frühmorgendliche Stunde noch so sehr alterieren, wird es Ihnen nicht gelingen, lieber Herr Gemeinderat, aus Informationen, die Sie aus den Medien und aus der Website beziehen, einen Riesenskandal zu konstruieren!

Tatsache ist, dass diese Vereinbarungen rechtens waren. Es wurden Rahmenbedingungen genutzt, die den damaligen Bestimmungen entsprochen haben. Wir wissen allerdings alle, dass sich die Zeiten seitdem geändert haben. Das Risiko, das Sie ansprechen, das sich darauf bezieht, dass innerhalb Amerikas die Abschreibungsmöglichkeiten seitens der Gerichte jetzt anders interpretiert werden, ist ein Risiko, das die amerikanischen Investoren tragen. Das ist keine Angelegenheit der Stadt Wien!

In unseren Verträgen ist ganz klar geregelt, dass das US‑Steuerrisiko an den Investor überbunden ist. Ich versuche, das sachlich zu diskutieren, weil ich glaube, dass Steuervorteile und Verträge nicht dafür geeignet sind, dass man emotional damit umgeht. Wir haben es mit Fakten zu tun, und Sie werden feststellen, dass ich jetzt im Konjunktiv spreche: Sollte also die amerikanische Steuerbehörde feststellen, dass ein US-Investor seine Steuerbegünstigungen doch nicht realisieren darf, so sind davon die Stadt Wien und auch die Wiener Linien nicht betroffen. Es finden sich keine Verpflichtungen für die Stadt Wien oder für die Wiener Linien, den amerikanischen Vertragspartner dafür finanziell zu entschädigen.

Ich erlaube mir aber noch einmal, sehr klar und sachlich darauf hinzuweisen, dass keinerlei Anzeichen für die Investorenstrategie vorliegen, dass da irgendwelche Vertragslücken oder Brüche des Leasing-Nehmers gesucht werden, um den Vertrag aufzulösen. 

Ich stehe selbstverständlich zu der Anfragebeantwortung, wie zu vielen anderen, denn wir diskutieren die Sache ja jetzt zum x-ten Mal und ich wiederhole zum x-ten Mal, was ich schon gesagt habe: Wir sind natürlich sehr darauf bedacht, einerseits die wirtschaftliche Situation und die Rahmenbedingungen im Auge zu behalten, uns aber natürlich auch korrekt an die entsprechende Vertraulichkeit von Daten und Informationen und die entsprechenden Vertragsvereinbarungen zu halten, um etwaigen sonst möglichen Schaden von der Stadt beziehungsweise den Wiener Linien abzuwenden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Neuhuber gestellt.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin!

Im Nachhinein ist man natürlich oft gescheiter, gerade was das amerikanische Rechts- und Steuersystem betrifft, das ja sehr kasuistisch, also ganz anders als bei uns in Europa ausgelegt ist. Dort können Einzelentscheidungen von Gerichten, wie Kollege Margulies jetzt angesprochen hat, letzten Endes auch auf ein ganzes System Auswirkungen haben, aber das kann man vorher nicht immer wissen.

Meine Frage, damit wir das auch hier im Raum noch einmal klarstellen: Welche Vorteile hatte die Stadt Wien durch diese einst abgeschlossenen Verträge? Diese wurden ja nicht aus Jux und Tollerei abgeschlossen, sondern wir hatten tatsächlich keine schlechten geldwerten Vorteile. Kann man das vielleicht ein bisschen beziffern, Frau Vizebürgermeisterin?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Auch das haben wir schon öfters diskutiert. Ich danke Ihnen erstens für den sachlichen Stil, den Sie jetzt in diese Diskussion bringen! Ich meine nämlich, dass man über steuerliche Angelegenheiten und über wirtschaftliche Fragen jedenfalls mit Sachlichkeit diskutieren sollte.

Natürlich wurde diese Maßnahme – wie Sie richtig sagen – nicht aus Jux und Tollerei gesetzt. Es hat hier steuerliche Möglichkeiten gegeben, die einen Vorteil für die Stadt Wien und damit im Endeffekt für die Wiener Steuerzahler und Steuerzahlerinnen gebracht haben. Deshalb wurde diese Chance genutzt. Es handelt sich hiebei um Vorteile für die Stadt in zweistelliger Millionenhöhe, die lukriert werden konnten. Ich denke, dass das Summen sind, die auch für eine Stadt wie Wien mit deren budgetären Rahmenbedingungen eine Größenordnung haben, dass es Sinn macht, sie in Anspruch zu nehmen. Wir wissen, dass es diese Möglichkeiten nicht mehr gibt, das waren einmalige Aktionen, die nicht wiederholt wurden, wofür es auch keine aktuellen Anlässe gibt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin!

Wir alle wissen, dass Cross Border Leasing kein speziell Wiener Problem ist, sondern viele Städte in Österreich und natürlich auch in Deutschland betrifft. Bei Auftreten der Finanzkrise gab es am 19.9. einen Bericht in der FAZ, in dem zu lesen ist, dass die Städte Gelsenkirchen, Bochum und einige andere internationale Gespräche einerseits mit Frankfurt, andererseits mit New York, aber auch mit Wien geführt haben.

Daher meine Frage: Hat es solche Gespräche auch nach Ihrem Wissen gegeben? Hat es vielleicht irgendein gemeinschaftliches Auftreten gegenüber diesen Cross-Border-Leasing-Bereichen gegeben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte. Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Grundsätzlich gibt es natürlich – und das berichte ich auch bei jeder Anfragebeantwortung und bei jeder Diskussion – von Seiten der Damen und Herren, die in Wien dieses Vertragsmanagement machen, eine permanente Beobachtung der internationalen Situation. Wie Sie richtig sagen, hat sich ja der internationale Finanzmarkt auf eine Art und Weise verändert, wie sie niemand, inklusive diversester Wirtschaftsnobelpreisträger, vorhersehen konnte. Insofern ist es natürlich notwendig und ganz besonders in Zeiten wie diesen wichtig, dass internationale Entwicklungen im Auge behalten werden. Diesbezüglich sind auch unsere Experten und Expertinnen in Kontakt. Ob es jetzt konkret mit den von Ihnen individuell angesprochenen Städten Kontakte gibt, kann ich Ihnen nicht beantworten, ich kann aber gerne nachfragen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wenn Sie aufmerksam die Protokolle aus dem Jahr 2002 und 2003 lesen, werden Sie erkennen, dass ich selbst darauf aufmerksam gemacht habe, dass eine solche Situation bei der Frage von Cross Border Leasing eintreten könnte. 

Im Hinblick darauf erlaube ich mir zu sagen: Man kann jeden Steuerhinterzieher und jeden Steuerbetrüger fragen und wird von ihm hören, dass das, was jetzt passiert ist, möglich ist, wenn man mit Steuerbetrug und Steuerhinterziehung Geld macht. 
Jetzt haben amerikanische Gerichte Verträge, die im Jahr 1999 und 2001 und nicht später abgeschlossen wurden, als umfassenden, gefährlichen Steuerbetrug bezeichnet. Sie können das nachlesen.

Ich erlaube mir noch eine Bemerkung, denn wir haben uns zwei Minuten Redezeit gemeinsam ausgemacht: Es hat immer geheißen, dass die Sicherheiten stehen und alles kein Problem ist. Mittlerweile ist bekannt, dass Wells Fargo die Sicherheiten von AIG übernommen hat. Im Hinblick darauf wäre es natürlich spannend zu wissen, was das die Stadt Wien gekostet hat!

Ich gehe allerdings doch davon aus, dass Sie entgegen Ihrer jetzigen Darstellung die Entwicklung der Cross-Border-Leasing-Geschäfte doch intensiver verfolgen, da ja auf die Stadt Wien umfangreiche Klagen zukommen können, und da insbesondere John Hancock einer jenes Drittels von Investoren ist, die dieses Vergleichsangebot nicht angenommen haben, während zwei Drittel der Investoren es angenommen haben. John Hancock war auch einer der Ersten, der sofort bei einem technischen Fehler geklagt hat und versucht hat, sein Geld durch eine vorzeitige Beendigung des Cross-Border-Leasing-Vertrages zurückzuerhalten.

Daher meine Frage: Wurde seitens der Stadt Wien mit dem Investor Kontakt aufgenommen, um die Cross-Border-Leasing-Transaktionen vorzeitig zu beenden? Und wenn ja, unter welchen Bedingungen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich kann diese Begrifflichkeiten nur auf einen morgendlichen jugendlichen Überschwang zurückführen. Ich persönlich habe mir für heute vorgenommen, eine höfliche und zurückhaltende Position einzunehmen, um das, was ich für richtig halte, selbst zu erfüllen, dass man nämlich über wirtschaftliche Fragen und Steuerfragen sachlich diskutieren und sich nicht selbst in einen Wirbel hinein steigern soll, der damit endet, dass man am Schluss selber glaubt, dass man eigentlich den Wirtschaftsnobelpreis verdient hätte. Das scheint hier nämlich, nach dem, was ich da gehört habe, der Fall gewesen zu sein! Daher werde ich versuchen, auch diese Frage sachlich zu beantworten.

Nichtsdestotrotz möchte ich solche Begrifflichkeiten entschieden zurückweisen. Die Rahmenbedingungen, unter denen dieses Cross Border Leasing stattgefunden hat, waren damals rechtens. Es bestand die Möglichkeit, steuerliche Vorteile zu lukrieren. Unsere Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass die Wiener und Wienerinnen wirtschaftlich die bestmöglichen Rahmenbedingungen vorfinden, und das ist geschehen. 

Ansonsten kann ich Ihnen nur sagen, dass unsere Experten und Expertinnen im Zuge des laufenden Vertragsmanagements sowohl die Entwicklungen auf dem Finanzmarkt permanent beobachten, als sich auch immer alle vertraglichen Handlungsoptionen offen halten, unter denen bei gegebenen Umständen auch eine vorzeitige Vertragsauflösung wirtschaftlich sinnvoll erscheinen kann. Die Kosten einer solchen Vertragsauflösung sind ganz unterschiedlich und überhaupt nicht bezifferbar. Insofern ist über diese Beobachtung und Offenhaltung aller Optionen hinaus keine Initiative gesetzt worden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Vizebürgermeister! Ich danke für die Beantwortung der 2. Frage.

Die 3. Frage (FSP – 00229‑2009/0001 – KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die jüngsten rechtfertigenden Aussagen des Wiener Gemeinderatsmitgliedes Dipl-Ing Omar Al-Rawi zu den verhetzenden Äußerungen eines Wiener Imams über den aktuellen Gaza-Krieg missachten das tragische Leid der Zivilbevölkerung auf beiden Seiten des Konfliktes, beschädigen das Ansehen der Gemeinde Wien insgesamt und belasten das Verhältnis der Stadt zu ihren jüdischen Mitbürgern. Werden Sie angesichts dieser Aussagen eine Klarstellung der Position der Stadt Wien in dieser Angelegenheit treffen?) 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ganz nachvollziehen kann ich es nicht, wenn ein Gemeinderat den Wiener Bürgermeister über die Meinung eines anderen Gemeinderates befragt! Es könnte ja dann irgendeinmal jemand auf die Idee kommen, mich über Ihre Meinungsäußerungen zu fragen und ich glaube, Sie hätten es auch nicht so gern, wenn ich das kommentiere!

Wie dem auch immer sei. Ich möchte nur der Form halber festhalten: Sie können ganz sicher sein, dass der Ruf und das Image der Stadt Wien nicht von der Meinungsäußerung eines einzigen Gemeinderates abhängig sind! Darüber bin ich gelegentlich auch sehr froh, das verhehle ich nicht, Stichwort: Wien darf nicht Chicago werden!

Wir haben jedoch, gerade was die Aktivitäten in diesem Bereich betrifft, einen ganz ausgezeichneten Ruf, und das hängt vielfach mit dem zusammen, was wir real tun, etwa das Leisten von Hilfestellungen bei der Errichtung gemeinsamer Schulen oder gemeinsamer Krankenhäuser, wobei sich auch andere namhafte Österreicher entsprechend finanziell engagiert haben. Darauf beruht der sehr gute Ruf der Stadt Wien. Im Hinblick darauf möchte ich darauf hinweisen, das dieser Ruf mit Sicherheit nicht durch wie auch immer geartete Äußerungen eines Einzelnen gefährdet werden kann. 

Meine Haltung dazu habe ich geäußert. Ich habe es vorher angedeutet. Es ist überhaupt keine Frage, dass eine derartige Kritik an Israel aus meiner Sicht völlig unzulässig ist. Ich bin zwar nicht der Auffassung, dass die Politik irgendeines Staates, auch nicht des Staates Israel, der Vereinigten Staaten oder auch Österreichs sich im demokratiefreien Raum abspielt und sakrosankt ist. Selbstverständlich unterliegt man in der Demokratie der Kritik, und es ist auch zulässig, die Politik des Staates Israel zu kritisieren, so wie auch jene anderer Staaten. Die Meinung, die jedoch in diesem Zusammenhang geäußert wurde, ist nicht akzeptabel. Es handelt sich nämlich diesfalls nicht um Kritik, sondern um eine durchaus bösartige Beschimpfung, die auch von der Wortwahl in keinster Weise zu akzeptieren ist.

Ich selbst habe dazu auch eine Aussendung auf der Basis der UNO-Resolution gemacht, die sich auf die sofortige Herbeiführung eines Waffenstillstandes und die Öffnung der Grenzen für humanitäre Zwecke und Nahrungszulieferung bezieht. Man kann nämlich offensichtlich einen Haufen Kassamraketen nach Gaza hinein schmuggeln, jedoch keine Nahrungsmittel oder Medikamente. Da besteht auch für mich ein gewisser Widerspruch. – Ich plädiere also für eine Öffnung der Grenzen und die Aufnahme von Friedensverhandlungen auf der Basis des seinerzeit unter Clinton ausgehandelten Friedensabkommens.

Völlig unbestreitbar ist auch unsere Position, dass wir selbstverständlich für das Existenzrecht Israels eintreten. Wir treten aber auch für das Existenzrecht der Palästinenser auf Basis der Zwei-Staaten-Lösung ein. Ich glaube aber, auch das ist Common Sense. – Jedenfalls ist das aber meine Meinung, und diese habe ich auch öffentlich geäußert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Ich widerstehe der Versuchung, ähnlich, wie Sie vorgegangen sind, Ihre Wortmeldung zu ironisieren. Ich halte das Thema für zu brisant und für zu ernst, um hier derartiges zu tun. 

Der Kreis schließt sich. Ihre Haltung ist völlig unbestritten, klar und eindeutig. Aber es schließt sich der Kreis auch insofern, als jener Prediger, der – um es zu zitieren – von der „Bestie Israel“ gesprochen hat, an der Islamischen Pädagogischen Akademie Lehrer ausbildet. Das ist ein unhaltbarer Zustand! Ich nehme an, in diesem Punkt sind wir einer Meinung. Es handelt sich um jenen Prediger, dessen Aussagen verharmlost wurden.

Ich möchte eine ganz klare Frage stellen: Mit welchen Maßnahmen werden Sie dafür sorgen, dass Ihre Haltung, die unbestritten ist, auch durchgesetzt wird? Das geschieht nämlich offenbar nicht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ein Feld, das wir vorher schon diskutiert haben. Wenn man von mir verlangt, dass ich, egal in welcher Funktion und mit welchem Hut bekleidet, einen Religionslehrer abberufe, dann muss ich erwidern: Das kann ich nicht!

Allerdings will ich in keiner Weise verhehlen, dass das – unabhängig davon, dass es von demselben Imam auch ganz andere Wortmeldungen gibt, die dem Zusammenleben der Religionsgemeinschaften durchaus dienlich sind – von der Islamischen Glaubensgemeinschaft zu prüfen und zu ahnden ist. Das haben jedoch diejenigen zu tun, die dafür die Verantwortung tragen und die dazu auch rechtlich ermächtigt sind. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Univ-Prof Dr Eisenstein gestellt. Bitte!

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben bei der Beantwortung der 1. Frage gesagt, dass es auch für Sie nicht so leicht sei, die heute schon zitierte Studie zu bekommen. Es steht mir nicht zu, Sie diesbezüglich zu beraten. Ich darf Ihnen aber einen Tipp geben: Schicken Sie doch bitte einen Boten in die Maria-Theresien-Straße, dann haben Sie die Studie in zehn Minuten! Herr Khorchide wird Sie Ihnen sicherlich sehr gerne geben!

Nun komme ich zum Punkt: Sie haben gesagt, dass Sie Religionslehrer nicht suspendieren können. Das nehme ich so zur Kenntnis. In Ihrer Eigenschaft als oberste Instanz des Stadtschulrates müssten Sie aber doch zumindest theoretisch irgendetwas unternehmen können! 

Meine konkrete Frage an Sie: Welche Auswirkungen haben Äußerungen von im konkreten Fall islamischen Autoritäten in Wien – es könnten aber natürlich auch andere sein, und Lehrer und Prediger sind nun einmal Autoritäten –, wenn diese demokratiepolitisch bedenklich oder in irgendeiner Form radikal sind? Das muss doch letzten Endes irgendwelche Auswirkungen haben!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich verlange, völlig egal, um welche Religionsgemeinschaft es sich handelt, dass jemand, wenn er in welchem Fach auch immer unterrichtet und demokratiefeindliche, freiheitsfeindliche, rassistische, menschenrechtsverachtende oder sonstige diskriminierende Inhalte von sich gibt, mit Sanktionen von jenen konfrontiert wird, die dafür zuständig sind, beziehungsweise, wenn es sich um den öffentlichen Bereich handelt, mit einem Disziplinarverfahren zu versehen ist. Das ist überhaupt keine Frage. Da geht es nicht um Eventualitäten und Konjunktive. Grundrechte wie Demokratie, Freiheit sowie Menschenrechtsachtung und Ablehnung von Rassismus sind unverhandelbar und undiskutierbar, und deren Verletzung ist untolerierbar, egal, ob in der Schule oder anderswo. Ich verlange daher auch von jeder Religionsgemeinschaft, dass sie bei ihren Religionslehrern darauf achtet, dass sie sich diesen unverhandelbaren Grundwerten entsprechend verhalten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Was den schulischen Unterricht betrifft, haben wir durchaus die Möglichkeit, auch legistisch einzugreifen, wie wir vorhin erörtert haben. Bei dem, was hingegen in Predigten beispielsweise innerhalb einer Moschee oder während eines Gottesdienstes gesagt wird, handelt es sich natürlich um Bereiche, wo die Politik nicht mitzureden hat, was umgekehrt jetzt auch gut so ist. 

Mir geht es in diesem Fall darum, dass man nichtsdestotrotz versucht, positiv so Einfluss zu nehmen, wie es uns überhaupt möglich wäre. Ich möchte darauf verweisen, dass zum Beispiel das Land Tirol meines Wissens ein Projekt gestartet hat oder jedenfalls plant, das sich „Coaching für Imame“ nennt. Imame kommen ungefähr alle fünf Jahre neu nach Österreich, und sie kommen sehr oft aus anderen Ländern und brauchen eine bestimmte Zeit, bis sie sich zurechtfinden. Da macht es jedenfalls Sinn, in einen fruchtbaren und konstruktiven Dialog einzutreten.

Würden Sie sich einer ähnlichen Idee und einem ähnlichen Projekt in Wien anschließen? Gibt es Planungen für ein ähnliches Projekt auch in Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Klubobfrau! Ganz bin ich nicht Ihrer Meinung, dass das, was gepredigt wird, egal, ob in Kirchen, Tempeln oder Moscheen, sich völlig unserem Kommentar entzieht. So lange es sich um religiöse Inhalte handelt, bin ich völlig dieser Meinung, keine Frage. Aber wenn es sich um demokratische Grundrechte handelt und diese in Frage gestellt werden, dann bin ich sehr wohl der Auffassung, dass man sich entsprechend einzubringen beziehungsweise einzumischen und klar zu sagen hat, was man davon hält. Es liegt ja in unserer Geschichte nicht so weit zurück, dass wir auch anderes erlebt haben. Und diese Werte werden jetzt anhand einzelner Aussagen einzelner Imame auch diskutiert. 

Mit dieser Einschränkung will ich sagen: Ja, das ist richtig. Ich bin überzeugt davon, dass bei dem, was wir Neuzuwanderern in Wien anzubieten haben, der Sprachunterricht eine besondere Bedeutung hat und auch der Religionsunterricht in Deutsch zu erfolgen hat. Ein solches „Imamen-Coaching“ mag durchaus ein interessantes Projekt sein. Ich werde mir das anschauen, ich habe bisher davon noch nichts gehört, das dürfte aber eine interessante Geschichte sein.

Das entbindet uns aber nicht von dem, was wir vorher in der Diskussion insbesondere auch für den Unterrichtsbereich diskutiert haben, und wir müssen selbstverständlich auch weiterhin alles versuchen, um auch in Zukunft jenes positive Verhältnis zwischen den Religionsgemeinschaften aufrechtzuerhalten, das uns im Gegensatz zu deutschen, französischen, spanischen und italienischen Städten sehr viel erspart. 

Die Wienerinnen und Wiener wollen keine brennenden Moscheen, keine brennenden Kirchen, keine brennenden Tempel, sondern sie wollen mit dem Ganzen in Frieden leben, und eine Voraussetzung dafür ist, dass das vertrauensvolle Verhältnis zwischen den Religionsgemeinschaften funktioniert. Und dafür werde ich alles tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Ihre Haltung ist nicht nur klar und eindeutig, sondern findet auch volle Unterstützung. Natürlich geht es darum, dass die Werte von Demokratie und Freiheit vermittelt werden müssen, wie Sie gesagt haben. Wir leben allerdings in einer Situation, in der das Kommentieren zu wenig ist. Es ist offenbar zu wenig, wenn man sagt, dass man dieser oder jener Meinung ist.

Aus den Zahlen dieser Studie geht hervor, dass immerhin 29 Prozent sagen, dass eine Integration nicht möglich sei, ohne die Identität zu verlieren, und dass 22 Prozent dieser befragten ReligionslehrerInnen die Demokratie ablehnen. Das heißt: Das erfordert Maßnahmen. 

Konkrete Frage: Werden Sie ein Maßnahmenpaket unter Einschluss gesetzlicher Initiativen vorlegen, um dieses offenbar vorhandenen Probleme zu lösen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich werde mir zuerst die Studie anschauen. Zweitens habe ich für nächste Woche auch einen Termin (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ich bin nur der Bürgermeister und nicht der Stapo-Chef! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich muss schon ein bisserl darauf hinweisen, dass es da Unterschiede gibt. 

Natürlich werde ich mir das anschauen, denn diese Studie kann einen wirklich nicht ruhig schlafen lassen. Das ist keine Frage, darüber brauchen wir nicht herum zu reden. Wenn ich eine solche Studie von autochthonen österreichischen Lehrern hätte, würde mich schlicht und ergreifend der Schlag treffen! Da wäre es allerdings leichter, entsprechend einzugreifen.

Ich habe für nächste Woche einen Termin mit der Frau Unterrichtsministerin vereinbart, und ich werde mit ihr überlegen, was man diesfalls von Seiten der Legislative machen kann.

Ich mache Sie aber noch einmal darauf aufmerksam: Am Ende werden wir vor einer Diskussion stehen, ob wir das Konkordat ändern oder nicht. Wenn es in Richtung staatlicher Religionslehrer-Ausbildung geht, dann werden wir dort stehen, und dann erwarte ich mir auch Ihre Unterstützung, Herr GR Dr Wolf! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Frage. 

Die 4. Frage (FSP – 00226 2009/0001 – KSP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerhard Spitzer gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Worauf führen Sie die für Wien hervorragenden Ergebnisse der Verkehrsunfallstatistik zurück?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat!

Wir konnten in der Tat in den letzten Jahren erreichen, dass die Unfallzahlen in Wien deutlich zurückgegangen sind. Die Verkehrsunfallstatistik hat sich hier sehr positiv entwickelt. Wir hatten gerade im vergangenen Jahr sehr gute Ergebnisse.

Lassen Sie mich aber trotzdem am Beginn sagen, dass jeder Tote im Verkehr eigentlich unnötig ist und Unfälle gar nicht passieren sollten. 

Wir konnten im Jahr 2008 die Zahl der Getöteten im Verkehr auf 27 reduzieren, das ist nahezu um ein Viertel weniger als im Jahr davor. Und wir konnten auch die Unfallzahlen insgesamt drücken. Außerdem ist es gelungen, dass wir in den einzelnen Unfallgruppen, zum Beispiel Schulwegunfälle, Unfälle mit dem Fahrrad, Unfälle von FußgängerInnen, die Unfallzahlen deutlich senken konnten. 

Es gibt eine einzige Steigerung, nämlich bei den tödlichen Unfällen mit Fahrrädern. Allerdings sind drei am selben Tag in einem Bezirk verunfallt. Hier gab es eine deutliche Konzentration, und zwar überwiegend bei Schlechtwetter, bei Regen und mit Beteiligung von LKW. Daher werden wir uns gerade für diesen Bereich vornehmen, spezielle Verbesserungen durchzuführen und auch die Wahrnehmbarkeit von Gefahrenlagen deutlich zu verbessern.

So gibt es zum Beispiel tote Winkel bei LKW, wodurch die LKW-Fahrer den Radfahrer oder Fußgänger nicht sehen: Das muss ins Bewusstsein der Verkehrsteilnehmer gebracht werden.

Wir haben in den vergangenen Jahren eine umfangreiche Statistik über Unfallschwerpunkte aufgebaut, und daher wissen wir genau, in welchen Relationen und bei welchen Verkehrsbewegungen Unfälle passieren. Aus dieser sehr genauen Dokumentation werden entsprechende Schlüsse gezogen, werden Verkehrsaudits durchgeführt und werden dann gemeinsam mit den Bezirken, die in der Regel auch finanziell an den Umsetzungsmaßnahmen beteiligt sind, die Kreuzungen umgebaut und Ampelschaltungen adaptiert.

Ein besonderer Schwerpunkt ist für uns vor allem die Berücksichtigung der Schulwege. Damit konnte glücklicherweise eine sehr hohe Sicherheit der Schulwege erreicht werden. Auf Schulwegrouten wurden Zebrastreifen in nahezu allen Bezirken mittlerweile rot umrandet, und wir haben auch Tests durchgeführt, wie wir die Zebrastreifen in der Nacht besser sichtbar machen können. Das ist zwar nicht mehr schulwegrelevant, aber sehr wichtig, weil die Sichtbarkeit gerade im Herbst und Winter sehr schlecht wird und über viele Stunden hindurch nur eingeschränkt gegeben ist. Wir haben das durchgetestet und festgestellt, dass es die beste Lösung ist, wenn man den Zebrastreifen stärker beleuchtet als den Straßenraum rundherum. Man kann auch Sensoren einbauen, damit diese stärkere Beleuchtung der Fußwegbereiche dann wirksam wird, wenn sich Fußgänger dem Zebrastreifen nähern. All diese Maßnahmen werden immer in enger Kooperation mit den Bezirken gesetzt, etwa auch die Vorziehung der Gehsteigkanten im Kreuzungsbereich und die Aufdoppelungen für Zebrastreifen, um die Verkehrssicherheit für Fußgänger zu erhöhen.

Es gibt noch einen Bereich, der besonders problematisch ist, wo auch eine Optimierung notwendig ist. Es ist jetzt seit vielen Jahren bei den Wiener Linien der ULF, also die Niedrigflurstraßenbahn, im Einsatz. Dieses Verkehrsmittel erfreut sich hoher Beliebtheit und hat auch den hervorragenden Nebeneffekt, dass es eine ganz leise Straßenbahngarnitur ist und daher der Lärm, den viele in Bezug auf Straßenbahnen beklagt haben, de facto verschwindet.

Andererseits erleben wir aber, dass viele Fußgänger auf Grund dieser Geräuscharmut, wenn sie sich Straßenbahngleisen nähern, gar nicht daran denken, dass da eine Straßenbahn kommen kann. Wir hatten deswegen leider gerade am Ring, wo die Gleise außen liegen, schon öfters schwierige Situationen und mehrere Unfälle. Wir werden daher gerade in diesem Bereich in den kommenden Jahren die Informationstätigkeit erhöhen.

Ich denke, dass wir auch im Radfahrbereich vieles verbessern konnten. Zum Beispiel haben wir am Gürtel die Kreuzung mit der Hernalser Hauptstraße, wo früher viele Unfälle mit Radfahrern passiert sind, entschärft. Es wurde dort eine eigene Radfahrampel installiert. So gehen wir vor, und gerade diese Maßnahmen und natürlich auch die Informationstätigkeit in Schulen, in SeniorInnenwohnhäusern und in allen Gruppen der Bevölkerung, die es im Umgang mit anderen Verkehrsteilnehmern schwerer haben, haben dazu geführt, dass die Vision Zero, dass es keine Verkehrstoten mehr gibt, keine Vision bleibt, sondern de facto von der Organisation und von der Straßengestaltung her erreichbar ist.

Für Menschen, die trotzdem, aus welchen Gründen immer, ihr Verhalten nicht auf den Stadtverkehr einstellen, kann selbst die beste Stadtverwaltung nichts tun.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird gestellt vom GR Dr Madejski, wobei ich hinzufüge, dass das gesprochene Wort gilt und nicht die Technik. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Prinzipiell höre ich mir immer alle Fragestunden an. Die Antworten der verantwortlichen Stadträte, Bürgermeister und Vizebürgermeisterinnen drehen sich oft im Kreis und sind nicht sehr exakt. Manche Anfrage könnte man sich direkt ersparen, vor allem die eigenen Auftragsanfragen, wie sie hier jetzt von einem Ihrer Fraktionskollegen an Sie gestellt wurde. Läge uns allen diese Unfallstatistik in der Fraktion vor, dann müsste man diese Frage – wie wir auch schon besprochen haben – nicht stellen.

Ich habe überhaupt den Eindruck, dass vielleicht gerade die eigene Fraktion jemandem anderen Fragen stellen sollte als den eigenen Stadträten. (Der Redner spielt einen Tonträger ab, der den Satz wiedergibt: „Frag doch den Inder!“ –Zwischenrufe bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es wäre gescheiter, diese Frage an den Inder zu stellen, weil die Antworten hier oft nicht so exakt ausfallen und der Inder bekanntlich sehr viele Antworten zu bieten hat.

Herr Stadtrat! In Meidling schaut die Unfallstatistik nicht so gut aus, wie Sie sie für ganz Wien aufzählen. Wir hatten die zweithöchste Unfallzahl am Schulweg in den letzten zehn Jahren. Sie haben gesagt, dass die Zahl der Toten, was ein echter Erfolg ist, in Wien auf ein Viertel zurückgegangen ist. In Meidling gibt es gar keinen. Dafür haben wir aber eine Steigerung bei den Verletzten um 30 Prozent, und wir hatten in den letzten zehn Jahren im Durchschnitt 20 Unfälle mit Radfahrern, und in den vorgegangenen zehn Jahren waren es 16. Das heißt, es gab eine Steigerung um weitere 20 Prozent trotz des so genannten Radwegeausbaues, auf Grund dessen es eigentlich sicherer werden müssen hätte.

Daher ist jetzt meine Frage an Sie: Wie sehen Sie dieses schlechte Ergebnis in Meidling im Gegensatz zum offensichtlich besseren Ergebnis in ganz Wien? Worauf führen Sie das in unserem Bezirk zurück? (Zwischenruf bei der ÖVP: Da müssen Sie den Inder fragen!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. - Hier werden nur Stadträte gefragt und nicht irgendwelche Werbefiguren!

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie haben mich jetzt doch selbst gefragt? – Ich wollte nur sicher gehen!

Ich kenne die Zahlen von Meidling im Detail nicht. Wenn das Ergebnis schlechter ist, werden wir dem natürlich nachgehen. Wie Sie wissen, findet die nächste Ausschusssitzung meines Ausschusses in Meidling bei der MA 46 statt, und wir werden uns dort die Zahlen jedes Bezirks im Detail anschauen. Das wird eine ziemlich lange Sitzung, aber ohne Erläuterung sind diese Zahlen nur schwer verständlich, weil alleine die Pfeile und die Farbgebungen an den Kreuzungen die Informationen schwer interpretierbar machen.

Generell befassen wir uns mit den Informationen, welche die MA 46 mit dem Referat für Verkehrssicherheit sammelt und geben allen Bezirken Empfehlungen, wie man zu Verbesserungen kommen kann. Es geht immer um Fragen der Optimierung. Bei manchen Kreuzungen, die weiter Unfallschwerpunkte bleiben, wie zum Beispiel die Kreuzung der Wagramer Straße mit der Donaustadtstraße, weil die Kreuzung so komplex ist und die Wege über die Kreuzung so weit sind, wäre ein großzügiger Umbau nötig. Dafür müssten auch ein paar Häuser auf die Seite geschoben werden, und das ist, wie Sie wissen, nicht ganz einfach!

Es wird also immer Bereiche geben, wo Unfallschwerpunkte bestehen. Trotzdem kann man aber die Zahl der Unfälle an solchen Stellen senken. Gerade in Meidling ist meines Wissens diesbezüglich einiges geschehen. Die Frau Bezirksvorsteherin und die Bezirksverkehrskommission sind sehr aktiv, und wir gehen selbstverständlich jedem Unfall nach und dokumentieren jeden Unfall, der polizeilich gemeldet ist, und wir ziehen daraus Schlüsse, welche Verbesserungen wir vornehmen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung dieser Zusatzfrage.

In hoher Wertschätzung vor dem Journalismus bitte ich, dass Interviews nicht im Gemeinderatssitzungssaal direkt stattfinden! Am Rande dieses Saals befinden sich genug geeignete Räumlichkeiten dafür. Ich bitte um Verständnis und danke jetzt schon dafür, dass man sich daran hält!

Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt. – Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es hat mich natürlich überrascht, dass die FPÖ plötzlich Menschen aus dem Ausland befragen möchte. Das ist interessant und völlig neu! Das ist eine Änderung der bisherigen Politik! Jetzt werden Inder befragt, möglicherweise ausländische Mitarbeiter von irgendwelchen Werbefirmen! Das ist eine ganz interessante Entwicklung, das muss man im Auge behalten! Vielleicht treten bald alle mit blauen Bändern auf, wie Ihr Herr Vorsitzender, dass man halt bei den Pferden ein bisschen Werbung macht. Und reden wir halt auch ein bisschen mit den Indern, das kann man ja, ganz unabhängig davon, für die nächste Wahl vielleicht brauchen!

Man kann feststellen, dass die Entwicklung sehr positiv ist. Die Zahl der Verkehrstoten ist massiv zurückgegangen, aber es haben sich nicht alle Parameter dermaßen positiv entwickelt. Die Zahl der verletzten Fußgänger ist zum Beispiel gleich geblieben, sie ist von 2007 auf 2008 von 12 050 auf 12 053 gestiegen.

Und auch die Zahl der Unfälle unter Alkoholeinfluss ist in dieser Zeit gestiegen. Deswegen meine Frage: Fußgängerinnen und Fußgänger sind natürlich sehr gefährdet. Sie sind die schwächsten Verkehrsteilnehmer. Was werden Sie dazu tun, um Tempo 30-Zonen flächendeckend in ganz Wien mit Ausnahme der Hauptstraßen umzusetzen und damit gleichzeitig auch die Geschwindigkeit auf den Hauptverkehrsstraßen zu verringern, weil die Begrenzungen sehr oft überschritten werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Wir haben ein Bündel von Maßnahmen dafür bereit. Die Polizei rüstet, wie Sie vielleicht gehört haben, endgültig auf digitale Radargeräte um, sodass das Filmwechseln entfällt. Dadurch werden wesentlich öfter Geschwindigkeitsmessungen stattfinden, und die Erfolge sind auf den Strecken, wo das bereits so gehandhabt wird, jedenfalls sichtbar.

Betreffend die Personengruppen, die besonders von Unfällen betroffen sind, nämlich die Fußgänger und Fußgängerinnen, sind zweierlei entsprechende Maßnahmen zu setzen. Erstens wird das Programm für die Zeit, die man zum Kreuzen von großen Straßen von der Ampelgebung her hat, so gesetzt werden, dass die Phase für die Gehgeschwindigkeit von einem Meter pro Sekunde auch tatsächlich eingehalten wird. Es gibt nur noch sehr wenige Ampeln, wo das noch nicht der Fall ist. Diesbezüglich gibt es Möglichkeiten, das mit Mittelinseln zu lösen. Das ist nur inkomplett, aber wenigstens etwas. Es handelt sich da nämlich in der Regel um sehr breite Durchzugsstraßen oder um Straßen, wo der öffentliche Verkehr bevorrangt werden muss, weil dieser noch wesentlich mehr Menschen befördert.

Zweitens werden wir intensive Schulungen von gefährdeten Teilgruppen der Fußgängerinnen und Fußgänger vornehmen. Außerdem werden wir auch das Wissen über die Verkehrsregeln, die teilweise für Autofahrer, Radfahrer, Motorradfahrer und Fußgänger unterschiedlich sind, tatsächlich vertiefen, sodass klar ist, wer wo wann wie Vorrang hat und in Sicherheit über die Straße gehen kann oder wo jemand doch besser wartet, bevor er die Straße überquert. Und auch die Frage, wie man sich in Straßen mit Straßenbahngleisen verhält und dass man sich nicht nur darauf verlassen darf, dass man hört, ob ein Straßenbahnzug kommt, sondern trotzdem auch schaut, weil die Garnituren heute so leise sind, muss berücksichtigt werden. Sonst kann es geschehen, dass man das Gefühl hat, dass eigentlich gar nichts kommt, während der ULF schon hinter einem ist.

Wichtig ist auch, dass der Angelegenheit mit dem toten Winkel bei langen LKW-Zügen und Bussen Beachtung geschenkt wird. In diesem Zusammenhang gab es Unfälle sowohl von Radfahrern als auch von Fußgängern. Zur Behebung dieses Problems wollen wir auch internationale Erfahrungen übernehmen. In Kopenhagen in Dänemark wurde diesbezüglich zum Beispiel eine breite Aktion gestartet, an der wir uns orientieren wollen.

All das sind Punkte, in denen wir in der Verkehrssicherheit in dieser Stadt noch weiterkommen wollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von GR Mag Gerstl gestellt. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wenn ich jetzt die Möglichkeit hätte, nicht Sie, sondern den Anfragesteller über die hervorragenden Ergebnisse zu befragen, dann würde es mich wirklich reizen, ihn zu fragen, ob er sich vorstellen könnte, dass es auch andere Ergebnisse als hervorragende in der Amtszeit des Stadtrates gegeben hat. Er bräuchte diese Frage dann nur mit Ja oder Nein zu beantworten. Das wäre für das Gremium sicherlich interessant!

Ich komme nun aber zu Ihnen: Sie zitieren eine Statistik, anhand welcher Sie darauf hinweisen, dass in Wien die Ergebnisse hervorragend sind. Aber Statistiken haben auch ihre Tücken. Sie wissen sicherlich, dass nicht nur in Wien historische Tiefststände bei den Verkehrstoten erzielt wurden, sondern auch in anderen Bundesländern, nämlich in Niederösterreich, in Oberösterreich und in der Steiermark. Es gibt da einige Problemfelder, die wir uns durchaus näher anschauen sollten. Das Kuratorium für Verkehrssicherheit hat insbesondere bei den Radwegen einige Verfehlungen festgestellt und hat festgehalten, dass in den letzten Jahren zwar viele Radwege errichtet wurden, jedoch nicht immer vollständig. Das heißt, sie sind noch nicht fertig. Das bedeutet auch, dass Radwege dort, wo sie Straßen kreuzen und sich Radfahrer die Straße mit schnell fahrenden Autos teilen müssen, zu viele Unfälle passieren.

Wir haben jetzt auch die aktuellste Statistik aus dem Jahr 2009. Das macht es auch schwer, wenn wir solche Anfragen stellen. Wenn man nun nämlich einen Drei-Jahres-Vergleich vornimmt, dann haben wir in Wien jetzt die schlechteste Statistik in den letzten drei Jahren. 2007 hatten wir im Zeitraum 1. Jänner bis 25. Jänner einen Verkehrstoten, 2008 ebenfalls einen Verkehrstoten, und heuer haben wir bereits fünf Verkehrstote zu verzeichnen. – Es gibt also keinen Grund, sich auf den Lorbeeren auszuruhen! Ganz im Gegenteil! Wir müssen die vorhandenen Problemfelder intensivst untersuchen.

Sie haben das in Ihrer Beantwortung schon angedeutet, und ich möchte Sie jetzt ganz konkret noch über das Teilen der Fahrbahn mit den Radfahrern befragen. Diesbezüglich gibt es die Expertenmeinung, dass die Fahrbahn nur bis zu einer bestimmten Höchstgeschwindigkeit zwischen Autofahrern und Radfahrern geteilt werden sollte, da sonst viele Unfälle passieren. Ein Experte hat vor Kurzem gemeint, es sollten maximal 30 oder 40 km/h für den Individualverkehr möglich sein.

Können Sie sich vorstellen, dass wir solche Beschränkungen auch in Wien vornehmen? Halten Sie das für sinnvoll? Teilen Sie diese Meinung des Experten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Gerstl!

Ich meine, es ist spannend, wenn ein Experte eine so breite Spanne lässt! Wie Sie wissen, steigt der Bremsweg exponentiell, daher ist es lustig, wenn er sagt, entweder 30 oder 40 km/h. Diese exakte Berechnung ist phantastisch und hilft uns natürlich unglaublich bei der Ermittlung der Maßnahmen!

Sie haben vollkommen recht: In den ersten Wochen dieses Jahres gab es leider einige Verkehrstote! Aber wenn ein Mensch auf der Straße liegt, dann hat das wenig mit den organisatorischen Maßnahmen zu tun, welche die Stadt setzen kann. Dessen sollte sich man bewusst sein. Man muss sich jeden Fall extra anschauen. Etwa bei diesem einen Verkehrstoten fiele mir keine Verbesserungsmaßnahme ein. Ich wüsste nicht, was ich da verkehrsorganisatorisch tun könnte!

Zu der Frage, ob denn die Statistik in Ordnung ist: Sie wissen, dass es sich zu dieser Jahreszeit um jene Statistik handelt, die die Wiener Polizei zur Verfügung stellt und die auch Ihre Ministerin verwendet hat, und ich gehe davon aus, dass Sie Ihrer Ministerin und deren Ressort zutrauen, dass sie gute Statistiken machen. Manche parteipolitisch gefärbten Äußerungen deuten ja oft auf etwas anderes hin.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die letzte Zusatzfrage wird von GR Mag Spitzer gestellt.

GR Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Wir haben jetzt sehr viel von Maßnahmen gehört und gesprochen, die es in der Vergangenheit gegeben hat.

Meine abschließende Frage richtet sich jetzt in die Zukunft: Welche Prioritäten werden Sie künftig im Verkehrssicherheitsbereich setzen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Wir werden versuchen, gerade im Bereich der Schulwegsicherung die noch fehlenden Schulwegpläne, welche die eine oder andere Schule in manchen Bezirken noch nicht hat, so rasch wie möglich nachzurüsten. Wir werden weiterhin in den SeniorInnenwohnhäusern die Informationstätigkeit intensivieren. Außerdem planen wir, anhand der Analyse der Unfallschwerpunkte ganz intensiv auch mit den Bezirken noch einmal zu reden. Sie wissen, dass die Bezirke im Infrastrukturbereich Ergänzungsmittel bekommen haben. Dort werden wir dann ganz gezielt Verbesserungsmaßnahmen setzen. Diese sind in der Regel nicht besonders teuer, aber sehr wirksam und hilfreich.

Betreffend Radverkehr planen wir, den Radfahrern die Verkehrsregeln, die für sie im Besonderen gelten, zur Verfügung zu stellen. Es gibt de facto keinen Radfahrer, der weiß, dass er bei einer Blockmarkierung, also bei einem Zebrastreifen für Radfahrer, eine Straße nur im Schritttempo überqueren darf. Die meisten halten sich nicht daran, wenn aber ein Unfall passiert, trifft den Radfahrer auch eine Teilschuld und ist dieser natürlich besonders belastet, weil die Versicherung in der Regel über die Haushaltsversicherung läuft.

Eine solche Informationstätigkeit wollen wir ganz deutlich intensivieren. Wir werden auch etwa die Frage des geteilten Raumes, die Mag Gerstl angesprochen hat, sehr genau analysieren. Wir werden untersuchen, wo es Sinn macht, die Straße fair zwischen den verschiedenen Verkehrsteilnehmern zu teilen. Und wir testen natürlich auch in Wien die Möglichkeit, weniger Regeln und Verordnungen mit Verkehrszeichen aufzustellen, aber trotzdem die Verkehrssicherheit zu erhöhen.

Wir haben hier schon einige Maßnahmen gesetzt, und wir werden das weiterhin tun. Bisher waren wir sehr erfolgreich. Ich denke nur an das Fahren gegen die Einbahn für Radfahrer. Das hat de facto zu keinem dramatischen Unfallgeschehen geführt, weil das gegenseitige Ansehen von Autofahrer und Radfahrer deutlich zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beigetragen hat.

Auch die Tempo 30-Zonen, die von Mag Maresch angesprochen wurden, werden wir den Bezirken weiterhin schmackhaft machen. Es gibt eigentlich nur mehr einen Bezirk, der nicht ganz so freundlich mit Tempo 30 umgeht. Ich glaube aber, auch dort beginnt das Umdenken. Dann können wir wirklich die Hauptverkehrsstraßen, wo auch der öffentliche Verkehr fährt, durchgehend mit Tempo 50 regeln, und die Nebenstraßen, etwa die Bereiche vor Schulen, mit Tempo 30, was die Verkehrssicherheit eindeutig auch erhöhen wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 4. Frage.

Wir kommen nun zur 5. Frage (FSP – 00236‑2009/0001 – KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mahdalik gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Seit der peinlichen Eishockey-WM in Wien 2005, wo das Eis in der Stadthalle vor den Augen der Weltöffentlichkeit schmolz und bröckelte, sprechen Sie vom Bau einer neuen Mehrzweckhalle für nationale und internationale Großereignisse im Sport sowie für Konferenzen und Konzerte. Noch im Vorjahr hatten Sie den Bau einer multifunktionalen Halle für 15 000 Besucher für derartige Zwecke als fix angekündigt. Diese wäre nicht nur im Hinblick auf künftige Großereignisse, sondern auch für die Zukunft des Spitzen- und Breiteneishockeys in der Bundeshauptstadt wichtig. Die Vienna Capitals haben seit Jahren nicht nur unter Kapazitätsmängel bei Spitzenspielen und dadurch verursachte Mindereinahmen, sondern auch wie die Vereine im Unterbau über mangelnde Eiszeiten zu leiden. Ohne den Bau einer neuen Mehrzweckhalle ist die Zukunft der Caps samt ihrer Nachwuchsarbeit gefährdet, ein Ende des Vereines würde der Sportstadt Wien großen Schaden zufügen. Sind Sie angesichts dieser düsteren Zukunftsaussichten bereit, ihre aktuelle Ansicht, dass der Bau einer Mehrzweckhalle nicht sinnvoll ist, zu revidieren?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Eigentlich wollte ich Ihnen im Hinblick auf Ihre lange Anfrage zu Ihrem Rechtschreibprogramm im Computer gratulieren, denn wenigstens die Interpunktion stimmt, wenn schon sonst nichts! Aber lassen wir das! Ich erspare Ihnen auch alle Kommentare zur Eishockey-Weltmeisterschaft, zu der auch eine Menge zu sagen wäre. 

Kehren wir zum Kern zurück: Das Wort Mehrzweckhalle implementiert schon, dass die Halle einem mehrfachen Zweck zuzuführen ist und nicht nur dem Sport. Die Initiative zur damaligen Diskussion, die wir begonnen haben, ist ja überhaupt nicht vom Sport ausgegangen, sondern vom Tourismus. Und es wäre ja auch diese Mehrzweckhalle mit dem Sinn versehen gewesen, dass etwa 75 bis 80 Prozent für den Kongresstourismus und etwa 20 bis 25 Prozent für den Sport zu nutzen sind, und zwar ausschließlich für den Veranstaltungssport, um das gleich einmal dazuzusagen. 

Die Diskussion, die von uns geführt wurde und die zugegebener Maßen von mir, der Frau Vizebürgermeisterin und anderen losgetreten wurde, entsprach einer Überlegung vor diesem Hintergrund. Heute sagen die Touristiker, dass wir mit den vorhandenen Einrichtungen zum Konferenztourismus das Auslangen finden, und das sagen auch alle Experten in diesem Bereich, einschließlich der Wirtschaftskammer. Daher werden wir selbstverständlich den Sport und auch den Eishockeysport entsprechend unterstützen.

Sie sind wahrscheinlich zu jung dafür, um das zu wissen: Die heutige Schultz-Halle gäbe es gar nicht, wenn ich nicht damals Sportstadtrat gewesen wäre und darauf gedrängt hätte, und zwar gegen alle Intentionen der Finanzer, dass diese Halle gebaut und dem Wiener Eishockeysport zur Verfügung gestellt wird, weil die Mannschaften damals von der ehemaligen Blumenhalle im WIG-Gelände absiedeln mussten. Ich erwähne das jetzt nicht aus Eitelkeit, sondern nur um darauf hinzuweisen, dass ich mich dem Eishockeysport sehr verbunden fühle. Ich bin schon mitgefahren, als der WEV noch in Innsbruck gespielt hat, und es war dort unter den Gesängen von „Wiener Blut“ nicht immer ganz einfach, auch entsprechend zu bestehen.

Signal: Die Capitals liegen mir ganz außerordentlich am Herzen, das ist überhaupt gar keine Frage. Selbstverständlich sind wir – und „wir“ heißt im gegenständlichen Fall die Frau Sportstadträtin und ich – in gutem Gespräch mit dem Präsidenten der Capitals. Wir werden gemeinsam mit den Capitals und gemeinsam mit dem Präsidenten der Capitals eine Lösung finden, und zwar bis Mitte Februar, also eigentlich in Grunde genommen in wenigen Tagen. Ich sehe daher nicht die geringste Veranlassung, vom Untergang der Capitals zu reden oder ähnliche dramatische Geschichten zu verbreiten. Das ist nach meiner persönlichen Meinung den Gesprächen in keiner Weise adäquat! Der Eishockeysport wird in Ordnung sein, und wir haben auch die Eissportkapazitäten mit dem Projekt, das auf dem Wienerberg vorgesehen ist, generell erweitert. 

So gesehen will ich Ihnen eine Sorge nehmen. Es ist ja vornehmlich eine Aufgabe der Politik, den Menschen Sorgen zu nehmen, und das gilt natürlich auch für Sie. Diese Sorge kann ich Ihnen nehmen!

Aber wenn ich schon dabei bin, möchte ich eine Bemerkung machen, bevor Sie mich fragen. Ich habe das heute schon vielfach gehört und in den letzten Tagen auch gelesen: Es ist schon eine bemerkenswerte Geschichte, dass jemand, der – sagen wir es einmal freundlich – bisher nicht gerade als prominentester Investor in Wien aufgetreten ist, mit der wirklich absonderlichen Idee des Baus einer Schisporthalle daher kommt und, obwohl er keinen Investor hat, als Standort Grundstücke nennt, die dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds gehören, ohne dass ein einziges Mal mit irgendjemandem von uns geredet worden wäre! Und das findet sich überall wieder, als die große Schnapsidee!

Das ist wirklich eine Schnapsidee, darüber brauchen wir ja nicht zu reden! Es ist überhaupt gar keine Frage, dass wir für eine solche Schnapsidee weder Grundstücke hergeben noch irgendwelche Bezuschussungen leisten! Wenn jemand meint, er muss sein Geld verbrennen: Good luck! Dann soll er das auch tun, aber mit Sicherheit nicht mit unserer Unterstützung!

Die Frage der Sprungschanze ist nicht so absurd, wie sie manche darstellen, nicht nur wegen der Geschichte. Es gibt nämlich Überlegungen, die nicht von mir angestellt wurden, sondern vom ÖSV, der bekanntlich einer der ökonomisch erfolgreichsten Sportverbände ist, die es in diesem Land gibt. Die neuen Schanzen befinden sich alle durchwegs in der Nähe von Städten, und damit meine ich jetzt nicht nur Innsbruck, sondern auch etwa Oslo, Holmenkolm, und sonstige. Es ist durchaus vernünftig, dass der Schisprungsport schon aus Gründen der Besucherzahlen an die Zuschauer herangerückt werden soll.

Diese Idee wurde ventiliert, und so wie es jetzt ausschaut, konzentriert sich der ÖSV betreffend die Errichtung einer Anlage, was ich verstehen kann, eher auf Niederösterreich. Das soll mir im Prinzip auch recht sein. Auch die Weltcuprennen finden am Semmering statt, was immer eine sehr schöne und großartige Veranstaltung ist. Diese Idee ist aber, im Gegensatz zu anderen, nicht so dumm. Diesbezüglich hat es mit Sicherheit von Leuten, die bewiesen haben, dass sie etwas können, entsprechende Überlegungen gegeben. 

Zusammenfassend gesagt: Mir ist der Eishockeysport im Allgemeinen und sind die Capitals im Besonderen ein großes Anliegen. Ich werde alles tun, dass dieser Verein mit dem Erfolg, den er zur Zeit hat – auch wenn er jetzt gegen den KAC verloren hat – weiterhin gut existieren kann. Wir werden diese Fragestellung mit den Capitals in zweieinhalb Wochen gemeinsam gelöst haben.

Die Mehrzweckhalle wird dann in Angriff genommen, wenn der Tourismus sie braucht, und wenn er sagt, dass er sie die nächsten zehn Jahre nicht braucht, dann werde ich keine Zwangsbeglückung machen. Eine Schihalle wird es in dieser Stadt jedenfalls mit unserer Unterstützung beziehungsweise egal, mit welcher Unterstützung in dieser Stadt nicht geben. Über die Schisprunggeschichte muss man reden. Das ist eine Idee, zu der ich, wenn sie jemand wie der ÖSV an mich heranträgt, nicht von vornherein sage: Das machen wir nicht!

So. Ich hoffe, ich habe zu Ihrem Glück beigetragen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Vielen Dank für die lange Antwort! Diese war länger als meine Anfrage. Und auch bei dieser Beantwortung haben die Interpunktionen gestimmt, zumindest die phonetischen!

Vom Inhalt her – da schließe ich mich Ihrer Meinung an – war nicht allzu viel drin, aber Sie haben doch einen großen Bogen gespannt. Es tut mir leid, dass ich mich Ihrer Großtat, die Schultz-Halle quasi im Alleingang durchgesetzt zu haben, nicht mehr entsinnen kann! Die Fans dürften es Ihnen aber nicht vergessen haben, darum erschallen auch immer die Michael-Häupl-Schlachtrufe durch die Albert-Schultz-Halle, wenn die Caps vor ausverkaufter Halle spielen. 

Wenn wir schon beim Thema Schnapsidee sind: Sie haben gemeint, die Schisprungschanze ist keine Schnapsidee. Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass am Holmenkolm schon länger Schi gesprungen wird, schon seit einigen Jahrzehnten. Die Schanze wurde jetzt erneuert beziehungsweise wurde eine neue Anlage gebaut. Ich glaube nicht, dass Wien als Wintersportort in Konkurrenz mit Bad Mitterndorf, Innsbruck oder Oslo treten sollte.

Wenn Sie mir aber nicht glauben, dass die Schisprungschanze nicht das vordringliche Anliegen bei den Menschen in dieser Stadt ist, dann schauen Sie in „ORF Online“ rein. Ich habe mir vor einer halben Stunde eine Online-Umfrage angeschaut: Es wurde gefragt, was die Leute von der Idee einer Schisprungschanze halten: 7 Prozent war das wurscht, 19 Prozent haben gesagt, dass das eine gute Idee ist, 74 Prozent haben gesagt, dass das ein Blödsinn ist.

Wenn Sie diesen Online-Umfragen nicht glauben, dann möchte ich Sie einmal zu einem Heim-Match der Vienna Capitals einladen, aber nicht auf die VIP-Tribüne, denn dort reden Ihnen die Leute wahrscheinlich auch nach dem Mund: Fragen Sie die Fans, was davon halten, dass wir für eine Schisprungschanze Geld haben, aber für eine moderne Mehrzweckhalle oder eine neue Heimstatt der Capitals nicht. – Wenn ich mir’s recht überlege, würde ich Ihnen eigentlich davon abraten, auf die Fan-Tribüne zu gehen, denn dort sind Ausdrücke gefallen, die einen Bierkutscher erröten lassen würden!

Unter diesem Gesichtspunkt möchte ich Sie jetzt befragen, sonst werden meine Ausführungen noch länger als Ihre: Herr Bürgermeister! Halten Sie eine moderne Mehrzweckhalle, ganz abgekoppelt vom Schicksal der Vienna Capitals, oder eine Schisprungschanze für wichtiger?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich weiß nicht, in welcher Gesellschaft Sie zu den Heimspielen der Capitals gehen, wenn Sie dort so böse Ausdrücke hören! Aber vielleicht haben wir, was das betrifft, unterschiedliche Sensibilitäten! Ich weiß allerdings, wie es auf Sporttribünen und Sportplätzen zugeht, das dürfen Sie mir glauben! Ich habe nahezu mein ganzes Leben auf dem Fußballplatz verbracht, ich bin vertraut damit. Ich weiß genau, wie nahe das „Crucifigere“ und das „Hosianna““ gerade im Sport beieinander sind.

Ich bin überzeugt davon, dass es Sie in einem Monat sicherlich sehr stören wird, wenn die Michael-Häupl-Lobrufe dort über die Fan-Tribüne brausen werden! Aber ich hoffe, Sie werden diese mit derselben Geduld ertragen, wie Sie jetzt den einen oder anderen bösen Begriff ertragen! 

Die Alternativen, die Sie jetzt dargestellt haben, stellen sich ja überhaupt nicht! Unsere primäre Aufgabe ist heute, die Hallensituation für die Capitals entsprechend zu verbessern. Das wird – ich sage es Ihnen noch einmal – in 14 Tagen gemeinsam mit den Capitals entschieden werden. Das findet so statt wie alle anderen Entscheidungen in diesem Bereich.

Die Idee der Sprungschanze stammt nicht von mir und von den Wienern, sondern vom ÖSV. Darüber spreche ich dann natürlich mit den Leuten. Es hat hier ein Ventilierungsgespräch stattgefunden. In Niederösterreich war das offensichtlich auch der Fall, dort sind die Gespräche möglicherweise weiter gediehen, das weiß ich nicht, aber das ist zur Stunde auch nicht mein Thema, denn das würde zweifelsohne etwas länger dauern.

Ich möchte schon sagen, dass ich Ihren Vergleich für ein bisschen bemerkenswert halte! Sie wissen offensichtlich nicht, wie lang am Himmel im Wiental gesprungen wurde! (GR Robert Parzer: Am Himmelhof!) Verzeihung: Am Himmelhof! Dort wurde vielleicht nicht so lange wie am Holmenkolm gesprungen. Unsere Schanze war allerdings kürzer, denn dort ist jetzt wirklich eine tolle Arena und eine großartige und unübertreffliche Schanze gebaut worden! Ich meine, damit soll man nicht in Konkurrenz treten. – Wenn der ÖSV meint, dass seine eigene Idee nicht gut ist, dann findet das auch nicht statt, um das relativ einfach zu sagen. 

Zur Frage der Mehrzweckhalle kann ich Ihnen nur noch einmal sagen: Es ist eine Frage der Analyse, ob eine Halle, die wirtschaftlich geführt werden kann, nötig ist. Zur Stunde sagen uns alle Experten, einschließlich der Kammer, dass das nicht gewährleistet ist und dass man eine solche Halle derzeit nicht braucht.

Daher sage ich noch einmal: Die volle Konzentration der nächsten Zeit gilt der Anstrengung, die Hallensituation für die Capitals entsprechend zu verbessern, und das werden wir auch tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Zu meinem Glück haben Sie sehr wohl einen Betrag geleistet: Sie haben in mir als interessiertem Wintersport-Fan endlich einmal auch Perspektiven eröffnet, was hier in Wien alles möglich wäre, etwa die Sprungschanze. Man könnte bei den nordischen Sportarten aber auch weiterdenken: Wie wäre es mit einem breiteren Angebot an Langlaufloipen, entsprechenden Möglichkeiten für Biathleten et cetera? Da gibt es ja viele Möglichkeiten!

Ich möchte auch Kollegen Mahdalik widersprechen: Ich habe Eishockeymatches immer als sehr familienfreundliche und angenehme Matches erlebt. Es ist für mich – im Gegensatz zum Besuch von manchen Fußballplätzen – eher ein Familienfest, und es ist auch sehr angenehm, mit Kindern dorthin zu gehen. 

Es geht aber nicht nur um eine Halle für die Eishockeyspieler und für die Capitals. Es gibt ja auch noch andere Sportarten, die in Hallen stattfinden, und man hört, dass sich in Wien sehr viele Hallen in keinem guten baulichen Zustand befinden. Einige Hallen sind angeblich abbruchreif. 

Es wurde hier schon mehrmals die Erstellung eines Sportflächenkonzepts beziehungsweise Hallenkonzepts beantragt. Uns ist keines bekannt. Daher meine Frage an Sie: Gibt es Pläne, die bestehenden Hallen, die offensichtlich sanierungsbedürftig sind, zu renovieren beziehungsweise neu zu bauen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Grundsätzlich passen wir auf die Hallen sehr wohl auf! Ich kann mich sehr gut erinnern, dass beispielsweise die wahrscheinlich problematischsten Hallen, die wir in Wien hatten, die Rundturnhallen, samt und sonders einschließlich des Dusika-Stadions auf Grund der Asbestsituation erneuert werden mussten. Allerdings wäre auch dazu einiges zu sagen, wenn ich an die Vergleichsmessungen betreffend Asbestfasern auf der Straßenkreuzung und im Inneren einer Halle nach einem Fußballturnier denke.

Aber wie dem auch immer sei: Wir alle wissen, dass manche Ökodiskussionen in der Vergangenheit eher aus betriebswirtschaftlichen Gründen, denn aus ökologischen Gründen geführt wurden. Wir bemühen uns jedenfalls sehr um die Hallen. Details, die ich nicht auswendig weiß, müsste man natürlich konkret besprechen.

Ich weiß, dass es Gespräche mit den entsprechenden Verbandsverantwortlichen vor allem der Ballsportarten gibt. Da ist sicherlich einiges zu diskutieren. Beispielsweise wäre es auch mir recht, wenn die Voraussetzungen so geschaffen werden, dass Basketball in Wien einen solchen Rang einnimmt, dass man das Feld nicht mehr oder weniger Oberwart und anderen Bundesländervereinen überlässt. Ein Wiener Meister in Basketball wäre schon nett! Wir sollten zumindest jenes Niveau, das wir im Handball erreicht haben, auch im Basketball erreichen. 

Wir bemühen uns fraglos, und zwar auch hinsichtlich des Aufbaus einer diesbezüglichen Kooperation mit Schulen. Betreffend die räumlichen Voraussetzungen, die Sanierung alter und den Bau neuer Hallen muss man sich dann sicherlich mit den Spezialisten unterhalten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Parzer gestellt. – Bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Du hast in deiner Beantwortung an Herrn Mahdalik sehr viel über den WEV gesagt, der schon jahrzehntelang vorher in der Donaustadt war und jetzt in der Albert-Schultz-Halle ist. Daher ist mein Anliegen ganz dringend, dass, wenn die Capitals irgendwo beheimatet werden sollen, dann wirklich im 22. Bezirk in der Albert-Schultz-Halle, die man hinsichtlich der Ausdehnungsmöglichkeiten ohne Weiteres noch vergrößern könnte. Das ist ein wichtiges Anliegen von uns.

Der Standort soll auf jeden Fall in dem Bezirk bleiben, der nicht nur flächenmäßig, sondern auch einwohnermäßig in kürzester Zeit der größte sein wird. Es dauert ja nicht mehr sehr lange, dass Aspern gebaut sein wird, und das wird einen Zuwachs von rund 40 000 Einwohner ergeben. Man kann sich also vorstellen, dass auch hier Breitensport sehr angenehm wäre. Dazu sage ich: Wir tragen das „Prädikat wertvoll“ hinsichtlich Eishockey im Bezirk über der Donau.

Da ich schon jahrzehntelang in dem Bezirk lebe, der mir sehr ans Herz gewachsen ist, und ich auch oft beim WEV als Zuschauer war, lautet meine Frage, ob du als Bürgermeister dieser Stadt dem Anliegen der Capitals betreffend Vergrößerung der Halle zustimmen kannst und den Eishockeysport in dem Bezirk, wo er eigentlich groß geworden ist, erhalten kannst.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe großes Verständnis dafür, dass man sich so bezirksverbunden fühlt. Wir Ottakringer sind diesbezüglich auch kein Schmarren, um das ganz offen zu sagen.

Wir haben allerdings das Zentrum des Eishockeysports in Wien nicht danach ausgesucht, wo du wohnst, sondern wir haben es eigentlich danach ausgesucht, wo die besten Möglichkeiten dafür bestehen, etwa hinsichtlich der Verkehrsanbindung et cetera. Deshalb ist letztlich dieser Standort herausgekommen.

Ja. Es ist dies eine der Varianten, das will ich jetzt durchaus einmal sagen, ohne dem Herrn Präsidenten etwas vorwegzunehmen: Es ist dies eine der Varianten, die wir im Hinblick auf die Verbesserung der Hallensituation für die Capitals diskutieren.

Das ist aber nur eine Variante und ein Teilaspekt des Ganzen, was noch zu diskutieren ist. Ich will es jetzt aus Loyalität zum Präsidenten dabei belassen. Es stehen noch Gespräche und Beratungen dazu aus. Wir haben uns dafür eine Frist gesetzt, und das wird Mitte Februar sein. Dann werden wir das miteinander der Öffentlichkeit präsentieren. Das ist mir auch wichtig, denn es soll ganz klar signalisiert werden, dass nicht über die Capitals drübergefahren wird, sondern dass wir diese Lösung gemeinsam mit den Capitals realisieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 4. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Natürlich weiß ich, dass in Wien am Himmelhof Schi gesprungen wurde. Ich habe die Schanze noch selbst gekannt, als sie schon etwas windschief dort gestanden ist. Es hat aber vor vielen, vielen Jahren im Prater auch Kanäle gegeben, in denen Gondeln gefahren sind, trotzdem glaube ich aber nicht, dass die Frau Vizebürgermeister heute daran denkt, die Straßen aufzureißen und die Gräben mit Wasser zu befüllen. Man muss nicht alles wiederbeleben, was es einmal gegeben hat. Ich glaube, es sollte kein vordringliches Anliegen von Ihnen sein, das voranzutreiben.

Um nun wieder zur Mehrzweckhalle zurückzukommen: Betreffend Capitals haben wir einen anderen Vorschlag, diesen werden wir bei der Schwerpunktdebatte erneut einbringen: Wir propagieren den Ausbau der Schultz-Halle mit Parkhaus seit zwei Jahren. Diesfalls geht es um eine Mehrzweckhalle für Wien auch für andere Veranstaltungen und Großereignisse.

Im „Kurier“ ist diese Woche ein schöner Artikel gestanden, dass Wien neben Bukarest, Belgrad und Warschau die einzige europäische Großstadt ist, die über keine große Mehrzweckhalle verfügt. In Preßburg wird 2010 eine 13 600 Personen fassende Mehrzweckhalle fertig, und ich möchte wissen, warum es in gar nicht so großen europäischen Städten möglich ist, eine solche Halle für Großereignisse wie etwa für die nächste Eishockey-WM zu bauen, während das in Wien offenbar nicht möglich ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist wirklich relativ leicht zu beantworten! Wir haben eine Halle, sie heißt Stadthalle, diese fasst 15 000 Personen, und es gibt ein zusätzliches Hallenangebot im Umfeld der Stadt. Es gibt ein Hallenangebot im Zentrum der Stadt, wir haben Oberlaa, wir haben also eine Fülle von Hallen.

Meinen Sie, dass es ein Zufall ist, dass Wien, was den Konferenztourismus betrifft, die Nummer 1 in Europa ist? Das ist doch kein Zufall! Das hat natürlich seine Gründe, weil nämlich hier die Ressourcen zur Verfügung stehen und weil es hier ein entsprechendes Angebot gibt, und zwar nicht nur quantitativ, sondern selbstverständlich auch qualitativ. Angesichts der Zahlen, die vorliegen, und angesichts der Fakten und der Realität, was den Konferenztourismus in Europa betrifft, ist es absurd, zu behaupten, dass wir uns auf dem Niveau von Warschau oder Bukarest befinden!

Es ist eine andere Frage, ob man dafür, dass wir in etwa alle 20 Jahre einmal eine A-Gruppen-Weltmeisterschaft bekommen, eine Halle bauen sollen, die mit der gesamten Infrastruktur und allem, was dazu gehört, einschließlich der Verkehrslösungen et cetera in der Tat eine finanzielle Größenordnung von an die 100 Millionen EUR erfordern würde. Darüber können wir diskutieren, und das tun wir gerne auch öffentlich. Dann machen wir vielleicht auch eine Abstimmung im Internet, ob die Leute das für gescheit halten. Das schaue ich mir dann auch an!

Ich sage es Ihnen noch einmal: Die Priorität ist ganz klar: In den nächsten 14 Tagen wird diese Fragestellung gemeinsam mit den Capitals gelöst. Die Frage der Schisprungschanze wird von mir so behandelt, wie ich Freunde – und so betrachte ich den Schiverband – behandle: Ich stoße sie nicht vor den Kopf. Ich brüskiere sie nicht. Ich lehne die Diskussion nicht augenblicklich und unbesehen von vornherein ab. Aber ich bin auch nicht der Betreiber der ganzen Angelegenheit. Das sage ich auch dazu.

Die Prioritäten sind also ganz klar. Es tut mir leid, wenn Ihnen somit wieder ein Thema abhanden kommt, aber vielleicht sind Sie sogar froh darüber, denn dann können Sie wieder unbeschadet auf den Eishockey-Platz gehen. Ich sage Ihnen aber gleich: Ich gehe lieber mit Frau Smolik auf den Familienplatz als mit den Leuten rund um Sie, die so böse Worte verwenden! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke für die Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Statt Qualitätsverbesserung – Tariferhöhung bei den Wiener Linien?" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 3 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Madejski, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich ihn an die Redezeit von zehn Minuten erinnere.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich stehe hier heute nicht nur als Verkehrssprecher der FPÖ, und werde in dieser von uns beantragten Aktuellen Stunde nicht nur meine/unsere Meinung kundtun, sondern ich stehe hier auch als ein sehr häufiger Fahrgast der öffentlichen Linien, sei es U-Bahn, Straßenbahn oder Bus. Ich fahre damit fast jeden Tag und meine daher, dass ich hier sicherlich auch aus der Sicht des Fahrgastes und nicht aus der Sicht jener, die diese Netze betreiben, mitreden kann. Ich glaube, das ist ein sehr großer Unterschied. Und es ist sehr wichtig, dass jene, die etwas betreiben und eine Firma haben, auch jene ernst nehmen, die dann das Produkt, in diesem Fall die öffentlichen Verkehrsmittel, in Anspruch nehmen.

Meine Damen und Herren! Es gibt sehr viele kleine Mängel, welche die Leute ärgern. Ich habe jetzt nicht die Zeit, um alle aufzuzählen. Ich nenne jetzt nur ganz wenige, die wahrscheinlich relativ rasch mit relativ geringem Aufwand für die Wiener Linien beseitigt werden könnten. Diese werden aber seit Jahren nicht in Angriff genommen. Man hört den Leuten nicht zu. Es gibt in vielen Bezirken Anträge, die aber immer wieder zurückgewiesen werden, und es streiten sich dann die Wiener Linien mit den Bezirken, wer wo was macht.

Zum Beispiel gibt es bei der neuen Siedlung bei der KDAG, Tscherttegasse, wo jetzt auch ein Geriatriezentrum errichtet werden soll, seit vielen Jahren eine U-Bahn-Station. Diese hat absolut keine Lifte und auch nur einen Eingang von einer Seite. – Ich meine, es ist in einer Großstadt wie Wien eigentlich unzumutbar, dass es U-Bahn-Stationen gibt, die auf einer Seite überhaupt keinen Eingang beziehungsweise nicht einmal einen Lift haben, noch dazu, wenn dort jetzt ein Geriatriezentrum errichtet wird!

Es ist seit Jahren bekannt, dass es in der U6-Station Niederhofstraße eine Fehlplanung gegeben hat, und zwar insofern, als die Ausgänge so ausgerichtet sind, dass der Wind, was in diesen Zeiten ganz extrem ist, durch die gesamte 150 m lange Station bläst. Man kann dort kaum stehen, geschweige denn ordentlich hinausgehen. Es wären eigentlich nur zwei Versetzungen der Glaswände beim Ein- und Ausgang nötig, damit wäre das Problem für die Benützer dieser U-Bahn-Station schon erledigt.

Bei den neuen Linien 1 und 2, die durchaus Sinn machen, gibt es natürlich auch Probleme, auf die wir schon lange hingewiesen haben. Es sind dies, wie man jetzt bereits auf Grund einiger Erfahrungswerte sagen kann, tatsächlich Probleme. Es geht dabei vor allem um die Intervalleinhaltung, weil die Straßenbahnen in den Außenbezirken, aus denen sie kommen, wie wir oft erwähnt haben – das kennen wir etwa vom alten J-Wagen oder von anderen Linien –, immer wieder aufgehalten werden, und das wirkt sich natürlich auf die Gesamtsituation am Ring, aber auch in den Außenbezirken aus. 

Meine Damen und Herren! Die Wiener Linien sind auch insofern gefordert, als noch vielerorts die Situation besteht, dass Radwege durch Stationen führen, was eigentlich, auch nach Auskunft der zuständigen Magistratsdienststellen, nicht mehr sein dürfte. Da wäre ein einfaches Telefonat der Wiener Linien mit den zuständigen Stellen des Wiener Magistrats vonnöten, damit man das lösen könnte. Eine solche ausgesprochen gefährliche Situation ärgert die Leute nämlich immer wieder.

Es gibt in Wien vier oder fünf verschiedene Wartehaustypen. Es ist klar, dass diese entsprechend der Gehsteigbreite und der Frequenz aufgebaut werden. Eine Type hat keine Verglasung der Seitenwände, zum Beispiel im Bereich Floridsdorf, aber auch in Meidling und in anderen Bezirken. Ich weiß nicht, wer von Ihnen Öffis und diesfalls vor allem mit der Straßenbahn fährt und das weiß: Der Aufenthalt in den genannten Wartehäusern ist deswegen sehr unangenehmen, weil man in diesen zwar von oben geschützt ist, aber leider auf der Seite der Wind durchbläst. Ganz besonders unangenehm ist das in der Brünner Straße, wo viele ältere Menschen auf die Straßenbahn warten und in Richtung Stammersdorf zu den Friedhöfen fahren wollen. Das ist unzumutbar!

Meine Damen und Herren! Das nennen Sie Qualität? – Das ist keine Qualität! Es sind nur einige wenige Punkte. Und wie Sie sehen, könnte man diese klären. Sie wollen das aber nicht klären! Sie wollen mit den Bürgern und Ihren eigenen Fahrgästen offensichtlich das Gespräch nicht suchen, sonst wäre es nicht möglich, dass hier Qualitätsstandards herrschen, die einer Großstadt nicht würdig sind!

Heute waren in der U-Bahn-Zeitung die neuen Investitionspläne der Wiener Linien dankenswerterweise genau aufgelistet. Ich habe mir das kurz zusammengeschrieben: Bis 2013 werden 1,4 Milliarden EUR in 14 km U-Bahn investiert. Das bringt dankenswerterweise zirka 26 000 Arbeitsplätze bis 2013. Und das heißt, dass durchschnittlich 1 800 bis 1 900 Arbeitnehmer pro Kilometer U-Bahn hier beschäftigt sein werden.

Jetzt komme ich auf das gestrige Thema zurück: Warum kann die Stadt Wien das Projekt der Verlängerung der U6 zum neuen Spital SMZ-Nord nicht vorziehen? Ich gebe zu, dass man zum Zeitpunkt der Verhandlungen mit der Bundesregierung den genauen Standort sicherlich noch nicht wusste. Jetzt kennt man den Standort aber schon relativ lange.

Daher erhebt die Frage. Man könnte das vorziehen, das hätte eine konjunkturbelebende Wirkung. Wenn die Zahlen alle stimmen – und ich bezweifle die Zahlen nicht, die von Frau Dr Payr heute in dem Artikel und auch in anderen Zeitungen genannt wurden –, dann könnten zusätzlich zirka 4 000 Arbeitsplätze bis 2017 geschaffen werden. Dann könnte bereits eine Station bei dem neuen Spital entstehen. 

Meine Damen und Herren! Es wäre Aufgabe der Wiener Linien und der Frau Finanzstadtrat und Vizebürgermeisterin Mag Brauner, raschest Gespräche mit dem Finanzminister, aber selbstverständlich auch mit dem Verkehrsministerium aufzunehmen.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat gestern etwas gesagt, was nicht ganz stimmt. Das weiß ich aus der Zeit, in der ich in viele Gespräche im Rahmen der Verhandlungen zwischen dem Bund und Wien eingebunden war. Es verhält sich nicht so, dass der Finanzminister die Linienführung vorgibt. Das stimmt nicht, Frau Vizebürgermeisterin! Dem Finanzminister geht es ums Geld! Aber in die Linienführung hat sich das Finanzministerium ganz bewusst hinsichtlich aller Bundesländer und Städte nie eingemischt. Sie brauchen nur eine Prioritätenliste der Einreicher oder der Verhandlungspartner der Wiener Linien oder der Wiener Stadtregierung, und dann setzen Sie eben eine neue Priorität bis 2017: Reden Sie mit dem Bund!

Es geht um zirka 200 bis 300 Millionen EUR. Das heißt, für die Stadt Wien 100 bis 200 Millionen EUR und für den Bund 125 Millionen EUR. Das müsste im Rahmen eines Konjunkturpaketes doch jederzeit möglich sein! Wir hätten 4 000 neue Arbeitsplätze, zusätzliche 2 km U-Bahn und eine Station dort, wo sie hingehört. Auch das ist Qualität, wenn öffentliche Verkehrsmittel die Leute dorthin bringen, wo sie sein wollen. Und die Patienten, Angehörigen und Dienstnehmer wollen zu einem Spital gelangen. Dem muss man doch Rechnung tragen!

Daher bitte ich um Vorziehung dieser 2 km von der jetzigen Endstelle bis zum SMZ-Nord. Das wird Ihnen die Wirtschaft danken, das werden Ihnen die ArbeitnehmerInnen danken, und das werden Ihnen schlussendlich jene danken, die ab 2014 mühselig dorthin fahren werden, aber ab 2017 vielleicht doch mit der U-Bahn ihr Ziel erreichen können!

Meine Damen und Herren! Betreffend Tarifpolitik der Wiener Linien gehen Sie den vollkommen falschen Weg! Sie betreiben in Zeiten, in denen die Umwelt gefährdet ist, in denen es Umweltverschmutzung und die Energieproblematik gibt, in Zeiten der Wirtschaftskrise, der Preiserhöhung und der Inflation, die nicht beherrschbar ist, eine falsche Tarifpolitik! Es ist heute nicht vorhersehbar, ob die Inflation in drei Monaten 5 Prozent oder 1 Prozent ausmachen wird. Das entwickelt sich heute international. und wir sind natürlich auch davon abhängig.

Meine Damen und Herren! Sie müssen die Menschen in die öffentlichen Verkehrsmittel bringen und darauf achten, dass sie nicht mit dem Auto zum Arbeitsplatz fahren. Es geht vorrangig um den Arbeitsplatz, den zusätzlich viele tausende Menschen mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichen könnten. Sie treiben die Leute jedoch mit Preiserhöhungen und Valorisierungsprogrammen weg von den öffentlichen Verkehrsmitteln, wieder zurück zum Auto. Auf diese Weise werden viele Millionen Arbeitsstunden oder Freizeitstunden unserer Bevölkerung vernichtet, weil Sie nicht imstande sind, eine gescheite Tarifpolitik zu betreiben, damit es sich die Leute leisten können, mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren!

Meine Damen und Herren! Verabschieden Sie sich von der Valorisierung! Die Valorisierung ist vielleicht in Zeiten eines stetig steigenden beziehungsweise eines überschaubaren, voraussehbaren, prognostizierbaren Wirtschaftswachstums möglich. Sie ist jedoch in Zeiten wie diesen ein absolut untaugliches Mittel, Preispolitik zu betreiben! Sie wissen nicht, wie die Inflation sich entwickeln wird. Wenn wir Pech haben, erhöhen Sie in den nächsten zwei Jahren viermal die Gebühren und auch die Tarife der Wiener Linien! Das kann doch nicht das Ziel sein, auch wenn das vielleicht Ihre Vorstellung ist!

Meine Damen und Herren! Verabschieden Sie sich davon! Die Wiener Linien haben genauso wie viele andere soziale Einrichtungen und Unternehmen der Stadt Wien – wie auch Wiener Wohnen – neben ihrer eigentlichen Aufgabe selbstverständlich auch eine soziale Aufgabe in der Gesellschaft! Das wird allerdings in diesen Zeiten meist vergessen. Alles ist privatisiert, jeder sieht nur mehr die privatwirtschaftliche Maximierung der Profite. Das ist aber nicht notwendig bei den Wiener Linien und auch nicht bei Wiener Wohnen, meine Damen und Herren! Infrastruktur zur Verfügung zu stellen ist eine soziale Aufgabe der Stadt. Es ist jedoch nicht die Aufgabe der Stadt, sich Preistreiberei oder Preiserhöhungen durch Valorisierungen abdecken zu lassen. Bieten Sie Qualität an, aber zu fairen Preisen, die sich die Bürger leisten können! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für Ihre weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Mag Vassilakou gemeldet.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren!

Aus stadtplanerischer Sicht wäre die Reduktion des PKW-Verkehrs in der Stadt das Gebot der Stunde. Diesbezüglich gibt es auch ambitionierte Ziele, die sich die Stadt Wien selbst gesetzt hat. Sie sind alle im Verkehrsmasterplan enthalten. Und wenn ich jetzt nicht auf der Oppositionsseite, sondern auf der Regierungsbank säße, dann würde ich mir den Kopf zerbrechen, was das für die Wirklichkeit in Wien bedeutet. Wie kann man das sozusagen mit Leben erfüllen?

Was aber macht die SPÖ? – Sie geht genau den verkehrten Weg! Ich möchte zwei Beispiele aus jüngster Zeit bringen, die das belegen.

Zum einen ist da die vormals geplante Garage unter dem Naschmarkt zu erwähnen, von deren Errichtung man dankenswerterweise abgegangen ist. Wäre sie errichtet worden, dann wäre das für mich der exemplarische Fall einer Fehlentscheidung gewesen. Es ist nämlich sinnwidrig, eine Garage in einem innerstädtischen Gebiet entstehen zu lassen, das bereits bestens erschlossen ist, diesfalls in einem Gebiet zwischen zwei U‑Bahn‑Stationen, das bereits jetzt extrem gut von Menschen frequentiert wird, welche die Öffis benutzen, um dorthin einkaufen zu fahren. Wenn man dann dieses Gebiet, in dem sich bereits einige Tiefgaragen befinden, die halb leer stehen, oder in dem gerade neue Garagen entstehen, mit einer zusätzlichen Garage belasten will, dann zeigt mir das einfach, wie man durch Fehlentscheidungen und Fehlplanungen mehr Verkehr in die Stadt hinein zieht, statt den anderen Weg zu gehen, der erforderlich wäre.

In diesem Punkt kann ich meinem Vorredner nur beipflichten: Es ist massiv in Verkehrsverbindungen vom Zentrum an die Peripherie und an der Peripherie selbst zu investieren. 

Ich bringe Ihnen noch ein Beispiel: Wenn man im 13. Bezirk beispielsweise in einer Randlage wohnt und in der Früh in den Hauptverkehrszeiten auf den Bus gut eine halbe Stunde lang warten muss, dann ist es vollkommen klar, dass man es sich anders überlegt und aufs Auto umsteigt, weil man in Wahrheit keine brauchbare Alternative hat. Und wenn man dann schon mit dem Auto bis Hietzing gefahren ist, dann fährt man auch gleich weiter. Denn ob man das Auto in einer Tiefgarage in Hietzing stehen lässt und dafür bezahlt oder ob man das weiter in der Stadt tut, bleibt vom Preis her gleich, und den Fahrpreis für die Wiener Linien kann man sich dann auch noch sparen. 

Das sind genau jene Entscheidungen, die falsch sind und die jetzt durch ein weiteres falsches Signal sozusagen verstärkt werden. Und die in den Raum gestellte Erhöhung der Tarife der Wiener Linien gehört auch zu diesen schweren Fehlentscheidungen, und sie ist nicht nur eine Fehlentscheidung, sondern sie ist auch peinlich. Das möchte ich Ihnen auch noch sagen! 

Es ist peinlich, weil zum einen die Tarife der Wiener Linien bereits 2007, also vor nicht einmal zwei Jahren, erhöht wurden. Schon damals hat es massive Kritik und massive Proteste gegeben, und diese letzte Erhöhung liegt den Wienerinnen und Wienern noch ziemlich schwer im Magen und auch im Gedächtnis. Und ich bin sicher, dass Sie nicht mit Begeisterungsstürmen rechnen können, wenn jetzt im Sommer noch einmal erhöht werden soll!

Zum anderen ist es peinlich, weil gerade jüngst bekannt wurde – und das haben die Leute auch in den Zeitungen gelesen –, dass 9 Millionen EUR beim U‑Bahn‑Bau versickert sind. Man weiß nicht so genau, wo diese Summe geblieben ist, wie auch der Rechnungshof in seinem jüngsten Rohbericht aufdeckte und auch schwer kritisierte. Wenn man 9 Millionen EUR Abgang hat und plötzlich darüber diskutiert, dass die Tarife erhöht werden sollen, dann ziehen die Leute logischerweise ihre Schlüsse! 

Eine weitere Sache spricht sich in Wien herum und hinterlässt einen entsetzlichen Eindruck. Ich wurde darauf in den letzten Wochen und Monaten mehrfach angesprochen: Ich meine jetzt die Leasing-Geschäfte mit den Wiener Straßenbahnen. In Zeiten einer Wirtschaftskrise wird nämlich genau thematisiert, dass diese Geschäfte nicht nur moralisch bedenklich, sondern für die Städte, die solche eingegangen sind, grottenschlecht sind. Jetzt erfährt jeder, dass die alten Bims sozusagen bis Ende nie fahren und um teures Geld gewartet werden müssen, anstatt dass das Geld in neue Verbindungen investiert wird. All das wissen die Menschen, das alles beschäftigt sie. (GR Friedrich Strobl: Das stimmt nicht!) 

Sie schütteln den Kopf, lieber Kollege! Aber wenn man jetzt erfährt, dass man dafür auch noch eine Tariferhöhung aufgebrummt bekommt, dann wird das auch keine Begeisterung auslösen, das kann ich Ihnen sagen! 

Das heißt, diese Entscheidung ist einmal mehr grundfalsch. Kommen Sie daher bitte hier heraus, stellen Sie klar und garantieren Sie, dass es im Jahr 2009 zu keiner Erhöhung der Tarife der Wiener Linien kommen wird! Ich lade Sie ein, gemeinsam mit uns darüber nachzudenken, wie man den öffentlichen Verkehr attraktiveren kann. Lassen Sie uns über den künftigen Ausbau reden, und lassen Sie uns darüber nachdenken, ob eine Vergünstigung der Tarife nicht der richtigere Weg für Wien wäre. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe gestern schon darüber berichtet, dass die Prognosen über das Wirtschaftswachstum keine Prognosen des Wachstums mehr sind, sondern Prognosen darüber, wie stark die Wirtschaftsleistung zurückgehen wird. 

Die Europäische Kommission hat am 19. Jänner ein Minus von 1,8 Prozent betreffend die Wirtschaftsleistung für Europa und 1,2 Prozent konkret für Österreich vorausgesagt. Uns liegen soeben veröffentlichte Daten aus dem Bereich der Kurzarbeit vor. Die Zahlen haben sich dramatisch entwickelt. Ende Oktober 2008 waren noch 200 Personen in Kurzarbeit, mit Ende des ersten Quartals 2009 erwarten wir knapp 30 000 Menschen in Kurzarbeit. 

Die Prognosezahlen über die Arbeitslosigkeit schauen ähnlich aus. Ich persönlich schließe nicht mehr aus, dass der Höchststand, den wir 2005 gehabt haben, in diesem Jahr überschritten wird. Und in dieser Zeit denkt die Wiener SPÖ darüber nach, den Menschen im Zusammenhang mit dem öffentlichen Verkehr noch mehr Geld wegzunehmen! 

Meine Damen und Herren! Das ist einfach ein schlechter Wirtschaftsstil! (Beifall bei der ÖVP.)
So kann man nicht wirtschaften, und so kann man für die Menschen keinen Wohlstand bringen! Wenn man in einer Zeit der Rezession, in der es nicht leichter wird und man sich anstrengen und mehr investieren muss, als einzige Antwort nur eine Gebührenerhöhung zu bieten hat, dann ist das gewiss das falsche Zeichen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie hätten in der Vergangenheit schon genügend Möglichkeiten gehabt, den öffentlichen Verkehr zu attraktiveren. Sie hätten genügend Möglichkeiten, es für die Menschen interessanter zu machen, sich mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu bewegen. Ich werde Ihnen jetzt ein paar Möglichkeiten, die Sie hätten, aufzählen.

Zunächst hätten Sie die Möglichkeit der Intervallverdichtung bei den Ringrundlinien. Die Ringrundlinie wird am 4. April wieder in Kraft treten, und Sie hätten die Möglichkeit, diese in den Verkehrsverbund Ost und in das Tarifsystem der Wiener Linien aufzunehmen und dafür nicht exorbitant viel zu verlangen. Sie hätten die Möglichkeit, dafür zu sorgen, dass die Park-and-ride-Anlagen am Stadtrand günstiger werden beziehungsweise diese gratis zu gestalten. Somit wäre es interessant, wenn man eine Netzkarte hat, eine Park-and-ride-Anlage zu benutzen, damit auch die Pendler nicht alle quer durch die Stadt fahren müssen. Sie hätten die Möglichkeit, die erste ULF-Generation zu modernisieren und mit Klimaanlagen und Videoüberwachung auszustatten. Sie hätten die Möglichkeit, auf mehr Sauberkeit und Sicherheit in den öffentlichen Verkehrsmitteln zu achten. Sie hätten die Möglichkeit, die Sicherheitstüren in den Straßenbahngarnituren verstärkt umzurüsten. Sie hätten die Möglichkeit, alte Straßenbahngarnituren mit Außenspiegeln zu versehen, damit es nicht mehr passieren kann, dass Leute mitgeschleift werden. Außerdem hätten Sie unendlich viele Möglichkeit in der Tarifgestaltung. Sie könnten in der Tarifgestaltung von den Erhöhungen Abstand nehmen, damit die Menschen das System wirklich als so attraktiv erachten, dass sie gerne umsteigen. 

Das Ziel muss sein, noch mehr Menschen zu gewinnen, die auf noch mehr und noch bessere U-Bahnen umsteigen. Die Übertragbarkeit aller Zeitkarten ist in diesem Zusammenhang ein Begriff. Man könnte beispielsweise die Vorteils-Card der ÖBB auch bei den Wiener Linien einsetzen. Man könnte Jahreskarten in Kombination mit Carsharing anbieten. Man könnte Bonuskarten für Mitarbeiter von Unternehmen ausstellen, und man könnte Familienkarten für Familien und Alleinerzieher schaffen.

Vieles davon gibt es in anderen Bundesländern, zum Beispiel in Vorarlberg. Warum gibt es das in Wien nicht?

Absolut unverständlich ist, dass wir beim Handyticketing, was eigentlich eine Vereinfachung des Systems ist, einen höheren Preis haben, als wenn man das Ticket beim Automaten löst. Das ist für mich absolut unverständlich!

Seniorenfahrkarten sollten wir an das tatsächliche Pensionsalter knüpfen, anstatt dass das Alter von 60 beziehungsweise 65 abgewartet werden muss. Zudem sollte es Vergünstigungen für alle Jugendlichen bis 26 geben. 

Meine Damen und Herren! Das sind nur einige Möglichkeiten, die Sie intensiv prüfen könnten, um in einer Zeit gegenzusteuern, in der es wirtschaftlich schwieriger wird. Wir müssen es für die Menschen attraktiver machen, mit mehr Mobilität auch mehr Wirtschaftsleistung zu bringen und sich selbst leichter über Wasser halten zu können, anstatt die öffentlichen Verkehrsmittel noch zu verteuern! Das wäre das Gebot der Stunde. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächstem erteile ich Herrn GR Hora das Wort. – Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mir erlaubt, ein paar Modelle mitzubringen. Ich habe nämlich manchmal den Eindruck, dass zum Beispiel Kollege Madejski nicht weiß, worüber wir sprechen! (GR Dr Herbert Madejski: Ich weiß es ganz genau!) 

Über 800 Millionen Menschen haben voriges Jahr die Wiener Linien benutzt, das bedeutet eine Steigerung von 793 Millionen Fahrgästen im Jahr 2007 auf über 800 Millionen im Jahre 2008. Du unterstellst jedoch, dass sich die alle geirrt hätten!

Ich habe leider nicht die Zeit, um hier alle Leistungen zu nennen. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir derzeit bereits ein U-Bahn-Netz mit einer Gesamtlänge von 70 km und 95 Stationen haben. Überlegen wir einmal, welche Investitionen in den letzten Jahren vorgenommen wurden, denn das ist ja wichtig für die Servicequalität: So gibt es beispielsweise in den Stationen Praterstern, Karlsplatz, Reumannplatz und so weiter Abfahrtsmonitore, an denen die direkte Servicequalität abzulesen ist. Und auch im Fahrzeugsektor ist einiges geschehen.

Kollegin Vassilakou, die ich jetzt momentan nicht sehe, hat im Zusammenhang mit der Tarifanpassung 2007 etwas in den Raum gestellt, was mich total ärgert. Sie hat einen Rechnungshofrohbericht zitiert, in dem bei dem U-Bahn-Bauvolumen in Milliardenhöhe ein Abgang von 9 Millionen EUR festgestellt wurde. Dazu gibt es noch gar keine Stellungnahme. Sie aber schwärzt die Wiener Linien gebetsmühlenartig pausenlos an. Ich halte es für unfair, wenn man jemanden anklagt, ohne ihn überhaupt anzuhören. Das ist eine unfaire Gangart, und das weise ich auf das Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ich möchte jetzt noch einmal zu den Investitionen kommen. Wir haben in den letzten Jahren bereits 31 neue Niederflurbusse mit 2 Türen und 34 neue Niederflurbusse mit 3 Türen angeschafft. Auf der Linie U6 wurden 40 Garnituren des neuen Modells mit Klimaanlage in Betrieb genommen. Seit der Tarifanpassung haben wir 39 Garnituren der Type ULF A1 mit Klimaanlage in Betrieb genommen. Wir haben derzeit eine Gesamtmenge von über 190 ULF-Niederflurfahrzeugen und 121 Fahrzeuge mit ausfahrbaren Trittstufen in Betrieb.

Ich möchte jetzt noch ein paar Dinge klären. Ich habe jetzt nicht einmal die Zeit, die Verbesserungen 2007 und 2008 hier zu nennen, sondern ich kann nur die Verbesserungen 2009 anführen: Einführung einer neuen Buslinie 82A, Gelenkbusse bei der in Tarifgemeinschaft befindlichen Linie 33B, Intervallverdichtungen auf mehr als einem Dutzend Autobuslinien, Intervallverdichtungen auf diversen Straßenbahnlinien und auch das neue Ringkonzept der Wiener Linien. Ich kann mich erinnern, dass die Opposition hier geschrien hat, dass das nicht funktionieren und dass das alles schiefgehen wird!

Was ist in Wirklichkeit geschehen? – Die Wiener Linien mussten über Nacht größere Garnituren einsetzen. Sie mussten den Fuhrpark umorganisieren, sie mussten über Nacht das Angebot, das sie gemacht haben und das von den Wienerinnen und Wienern angenommen wurden, in beträchtlichem Ausmaß mit Fahrzeugen verdichten, und das war eine Glanzleistung!

Meine Damen und Herren! Glauben Sie mir: Für mich ist es immer sehr spannend, wenn ich mit den Kollegen von der Opposition beim internationalen UITP-Kongress, der übrigens 2009 in Wien stattfindet, in anderen Ländern bin. Dann hört man in deren Gesprächen, was nicht alles bei uns besser ist und schöner funktioniert. Wenn wir dann aber Wiens Stadtgrenze erreichen, sind alle Aussagen, die auf dem UITP-Kongress gemacht wurden, vergessen. Sie sind verschwunden, und dann ist in dieser Stadt angeblich wieder alles schlecht.

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier ... (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Lieber Herbert! Betreffend Qualität möchte ich dich als Meidlinger jetzt aufklären: Du sagst, dass in der Station Tscherttegasse kein Lift sei. Das steht so im Protokoll. – Dort ist aber ein Lift! Und ich könnte in diesem Zusammenhang noch mehr anführen.

Betreffend U6-Verlängerung zum SMZ-Nord: Wir sollten bei dieser Planung, die natürlich stattfindet, nicht vergessen, dass auch die Verkehrsverbindungen innerhalb der Bezirke Floridsdorf und Donaustadt, die das Einzugsgebiet für dieses Krankenhaus sein werden, ein wichtiger Bestandteil sind. Es geht nicht allein um die Anbindung an die restliche Stadt. Vielmehr ist ein ganz wichtiger Schritt die Schaffung dieser Querverbindung, die mit den Linien 25 und 26 bereits besteht und in die Planung mit einbezogen wird. 

Ich glaube, dass die Wiener Linien genug für diese Stadt leisten, und dass die Wiener Linien an und für sich ein sehr serviceorientiertes Unternehmen sind. Es gibt auch neun Infopoints und eine Unzahl von telefonischen Informationsmöglichkeiten. Viele von uns haben sich davon überzeugt. Ich kann als letztes Wort nur sagen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte um ein Schlusswort!

GR Karlheinz Hora (fortsetzend): Ich danke den Mitarbeitern der Wiener Linien, dass sie sich in dieser Stadt für den öffentlichen Verkehr so einsetzen und die Statistik über 800 Millionen Passagiere aufweist. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Günther. 

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Hora trägt das ganz begeistert vor sich her und hat uns erzählt von 800 Millionen begeisterten Passagieren, die alle irrsinnig gerne mit der U-Bahn oder mit der Straßenbahn fahren. Ja, selbstverständlich, aber sind die wirklich alle auch 100-prozentig zufrieden? Viele davon haben die Notwendigkeit, dass sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren müssen und benützen sie. Denn ich zahle auch ORF-Gebühr, und glauben Sie mir, ich bin mit dem Programm auch nicht die ganze Zeit zufrieden. Und so ähnlich geht es mir bei der Straßenbahn und bei der U-Bahn auch. (GR Christian Oxonitsch: Sind Sie mit Ihrer Partei immer hundertprozentig zufrieden? Sind Sie mit der FPÖ immer zufrieden?)
Herr Kollege, nach dieser Lobhudelei vom Kollegen Hora, dass das bei uns das Beste weltweit ist, kann ich nur sagen, ich kenne die UITP-Kongresse auch, wir haben dort auch tolle Einrichtungen anderer Städte gesehen. Wien ist nicht die einzige Stadt der Welt, in der U-Bahnen und Straßenbahnen funktionieren, aber sie funktionieren, dagegen gibt es überhaupt nichts zu sagen.

Aber jetzt darf ich noch einmal zur Tarifpolitik zurückkommen. Der Personenverkehrschefin der ÖBB ist es passiert, dass sie in einem „Standard"-Interview gesagt hat, die ÖBB werden heuer im Sommer teurer, und da hat sie gleich die Wiener Linien auch mit eingepackt. Das, glaube ich, war nicht wirklich abgesprochen mit der Stadt Wien, denn so schnell, nachdem die Opposition festgestellt hat, dass man hier schon wieder versucht, auf Kosten und zu Lasten der Wienerinnen und Wiener die Preise zu erhöhen, hätte man das nicht gesagt. Die Preise hat man ja erst 2007 erhöht, am 1. Juni 2007 sind die Preise in Wien im Schnitt um 10 bis 11 Prozent erhöht worden. (GR Karlheinz Hora: Aber sie sind immer noch billiger als woanders!) Gestern hat irgendwer von Ihrer Fraktion gesagt, wir leben in Wien und nicht im Vergleich. Herr Kollege, bleiben wir dabei! (GR Karlheinz Hora: In Graz ist es teurer!) Ich wohne auch nicht in Graz, also bleiben wir bei Wien. (GR Karlheinz Hora: Nur wegen Ihres Arguments!)
Die Chefin der ÖBB hat das mit Verbesserungen für die Kunden begründet. Das haben Sie heute auch getan, nachdem Sie uns vieles aufgezählt haben, was passieren soll, auch mit Streckenerweiterungen et cetera. (GR Karlheinz Hora: Sie sollten sich auf das beziehen, was passiert ist!) Herr Kollege, es fehlt aber schon noch einiges, auch an Verbesserung für die Kunden. So erzählen mir Passagiere, ja, es ist schon gut, dass es in U-Bahn-Stationen Toiletten gibt, aber wenn sie zugesperrt sind, sind sie nur mehr halb so viel wert. Und wirklich leiden tun darunter die anderen, die nicht unbedingt die Toilette besuchen müssen, sondern ... (GR Karlheinz Hora: Aber wer betreibt diese Toiletten? Wissen Sie das, Herr Kollege?) Wer immer sie betreibt, er macht es unter der Verantwortung der Wiener Linien. Es kann nicht sein, dass ich sage, das geht irgendwen etwas an, und ob der die Toiletten aufsperrt oder nicht, ist mir egal. Das kann es nicht sein. Das ist nur eines der Probleme, die die Qualität für den Kunden darstellen. Das ist aber nicht das Einzige.

Und das Zweite, wenn man immer sagt, wir müssen die Preise erhöhen: Was wäre, wenn Sie ein bisschen kontrollierten, ob die Leute schwarzfahren? Gehen Sie einmal auf einen U-Bahn-Perron und schauen Sie, wenn auf einmal ein Schwarzkappler kommt. Sie haben noch nie gesehen, wie schnell Wienerinnen und Wiener, aber sicher auch Gäste diesen Perron verlassen können. Also es hat schon auch Kontrolle eine durchaus notwendige Funktion und ist auch eine Einnahmequelle für die Wiener Linien und für die U-Bahnen. Ich bin der Meinung, wer Leistungen in Anspruch nimmt, der hat dafür auch zu zahlen. Und das ist auch zu kontrollieren, denn wenn es nicht kontrolliert wird, dann wird es halt gratis in Anspruch genommen.

Jetzt noch einmal zur Begründung der Tariferhöhung. Kollege Madejski hat schon sehr deutlich festgestellt: Geht endlich weg von den Valorisierungsideen, dass das zu erhöhen ist, weil alles teurer geworden ist. Wir wissen, dass im Jahr 2008 eine Inflationsrate zwischen 3,2 und 3,6 Prozent stattgefunden hat. Heuer liegt sie bei 1,2 Prozent, wie es jetzt ausschaut. Wir wissen nicht, wie es weitergeht, aber bis jetzt sieht es so aus, dass die Inflationsrate bei 1,2 Prozent liegen wird, und schon reden wir wieder von der Valorisierung.

Seit der Budgetdebatte versucht die Opposition hier im Haus mit immer wieder gestellten Anträgen das Valorisierungsgesetz aufzuheben oder, wenn man es nicht aufhebt, auch eine Valorisierung für sozial Schwächergestellte im Pflegebereich, im Sozialbereich zu erreichen. Die Rathausmehrheit wehrt sich dagegen mit Händen und Füßen.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Kümmern Sie sich um die Leute, die sich die U-Bahn vielleicht nicht leisten können! Valorisieren Sie dort und nehmen Sie nicht den anderen das Geld aus der Tasche! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Es scheint mir, es ist der Frau Vorstandsdirektorin am 21.1. bei der Presseaussendung im „Standard" anscheinend ein Hoppala passiert, als sie die kommende Tariferhöhung für den Sommer angekündigt hat und im Zuge dessen auch die Wiener Linien mit Tariferhöhungen nachziehen sollten.

Der Herr Ekkamp hat in einer Aussendung geschrieben: „Für SP-Gemeinderat Franz Ekkamp ist es nicht mehr als Kaffeesuddeuterei." Also ist die Frau Vorstandsdirektorin eine Kaffeesuddeuterin, Herr Ekkamp? Man wird es ja sehen im Sommer, ob – hoffentlich nicht, aber ich nehme schon an, wenn so lobgehudelt wird – die Tarife erhöht werden bei den Wiener Linien. (GR Franz Ekkamp: Bis zum Sommer ist es garantiert!)

Ich habe eine Ausgabe von „Wien heute" aus 2007, wo die Frau Stadträtin im Zuge der Tariferhöhung 2007 interviewt wurde. Da hat sie gemeint, Autofahrer könne man nur zum Umsteigen auf öffentliche Verkehrsmittel bewegen, wenn die Qualität stimme, wenn die Anschlüsse stimmten und das Tempo stimme. Auf den Preis hat sie vergessen, weil ja eben eine Preiserhöhung zustande gekommen ist 2007.

Bezüglich der Qualität, meine Damen und Herren, gibt es ja immer diese schönen selbst gebastelten Fahrgastzufriedenheitsstatistiken, sei es von den Wiener Linien oder woher auch immer. Alle sind zufrieden, alle sind so happy. Ich habe hier ein ganzes Mapperl mit Schreiben – ich weiß nicht, wie viele, ich habe sie gar nicht nachgezählt – von unzufriedenen Fahrgästen, die damals innerhalb eines Monats gekommen sind. Nicht dass es heißt, das ist ein Einzelfall mit unzufriedenen Fahrgästen. Da möchte ich nur eines vorlesen, das wirklich zusammenfasst und etwas über die Qualität aussagt, die die Wiener Linien immer so hoch anpreisen. Dieses Mail ist vom 26. März 2008. 

„Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin schon seit über sieben Jahren Jahreskartenbesitzer und muss sagen, das Service war noch nie so schlecht wie im letzten halben Jahr. Es ist nun mal klar, dass Preise erhöht werden müssen, doch dass gleichzeitig das Service auch schlechter wird, sehe ich nicht ein. Seit ich auch Jahreskartenbesitzer bin, fahre ich eigentlich auch täglich denselben Weg zur Arbeit und habe natürlich gemerkt, dass die Anzahl von Menschen, welche die öffentlichen Verkehrsmittel benützen, auch stetig steigt. Dazu trägt im Moment auch wesentlich der Benzinpreis bei." Gut, jetzt ist er wieder gesunken. „Leider scheint aber bei den Wiener Linien niemand auf die Menschenmassen zu reagieren. Man hat permanent das Gefühl, entweder sind zuwenig Garnituren auf den Linien unterwegs oder die Intervalle sind einfach zu lange. Dass dann in der Ferienzeit auch noch Garnituren eingespart und die Intervalle verlängert werden, obwohl die Menschenmassen dieselben bleiben, bis auf die Gruppe der Schüler, trägt nicht gerade zu einer Verbesserung der Situation von dauernd überfüllten Straßenbahnen bei."

Ein ganzes Mapperl voller Schreiben von unzufriedenen Fahrgästen, sehr geehrte Damen und Herren.

Man riecht ja den Braten schon. Genauso wie 2007 gibt es schon wieder seitenweise bezahlte Anzeigen, wie toll wir nicht agieren, wie viel nicht angeschafft wird – damals waren es die 150 neuen ULF-Garnituren, jetzt fangen wir schon an, mit den neuen U6-Garnituren zu prahlen –, wie viel Service man nicht macht und wie viel nicht investiert wird.

Herr Hora! Frau Stadträtin! Ich denke, Sie sind, wie viele hier im Saal, schon ein bisschen zu lange in der Politik, um den Blick für die Realität noch zu bewahren. Ihre ständigen Jubelmeldungen und Schönredereien – Herr Hora hat es ja gerade vorhin wieder auf die Spitze getrieben –, die schon wieder eine Tariferhöhung rechtfertigen sollten, genügen nicht mehr, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten. Glauben Sie nicht immer, die Bevölkerung sei dumm. Glauben Sie das nicht. Und wenn Sie glauben, dass Sie heuer eine Tariferhöhung machen und die Menschen, die Wienerinnen und Wiener im nächsten Jahr das vergessen lassen könnten, dass Sie schon wieder eine Tariferhöhung vollzogen haben, und zwar gerade in wirtschaftlich schlechten Zeiten vollzogen haben, meine Damen und Herren, werden wir Grüne Sie daran erinnern. Das ganze Jahr hindurch bis zu den Wahlen werden wir Sie daran erinnern, dass Sie die Wienerinnen und Wiener nur abgezockt haben. 

Zum Abschluss möchte ich der Finanzstadträtin mit Nachdruck noch einmal einen Tipp geben, wo sie sich vielleicht das Geld wirklich holen könnte. Ich weise nachdrücklich noch auf diesen Rechnungshofbericht hin, meine Damen und Herren, wo es schwarz auf weiß steht. Frau Finanzstadträtin, hier können Sie sich 9 Millionen EUR holen, die durch Fehlverrechnungen an Mehrkosten entstanden sind, und nicht immer die Wienerinnen und Wiener ausquetschen. Und wenn schon Stellungnahme, dann geben Sie mir doch eine Stellungnahme – wir warten darauf –, wieso diese Fehlverrechnungen zustande gekommen sind. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schönen guten Morgen, Frau Vorsitzende! Sehr geehrten Damen und Herren! 

Eines der großen Probleme dieser Stadt sind die täglichen Verkehrsstaus, und mich wundert es ja, Herr GR Hora, dass Sie hier heute wieder eine Jubelrede über die Wiener Linien halten, so wie viele andere, aber es offensichtlich nicht schaffen, vermehrt die Autofahrer auf die öffentlichen Verkehrsmittel zu übertragen, zu transferieren. (GR Karlheinz Hora: Immerhin 30 Prozent!) Es gelingt Ihnen schlicht und einfach nicht, und das ist das Hauptproblem, das Sie mit Ihrer Verkehrspolitik in dieser Stadt zu verantworten haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Karlheinz Hora: Herr Kollege, Sie wissen auch warum!)
Ich weiß auch, warum. Reden wir doch offen darüber, warum das so ist. Die Attraktivität der Wiener Linien ist einfach nicht gegeben. (GR Christian Oxonitsch: Wieso kommt es dann zu den gesteigerten Fahrgastzahlen?) Der Komfort entspricht nicht den Anforderungen, die die Leute im dritten Jahrtausend haben, und die Pünktlichkeit ist auch nicht dadurch zu verbessern, dass man irgendwo Taferl hinhängt mit irgendwelchen Zahlen, die nichts mit einer Uhr zu tun haben, sondern bestenfalls freundliche Hinweise sind. Und die Sauberkeit ist auch nicht wirklich in der Form gegeben. Ich war vor Kurzem beruflich in Tokyo, einer viel größeren Stadt, da ist eine andere Sauberkeit in öffentlichen Verkehrsmitteln, auch in der Stoßzeit, gegeben. Fahren Sie einmal hin, schauen Sie sich das einmal an, nehmen Sie sich ein Beispiel, dann hätten Sie auch die Chance, dass mehr Autofahrer auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen, sehr geehrten Damen und Herren. 

Das Angebot steht in keinem Verhältnis zu den Kosten, die man als Unternehmen produziert, und es steht auch in keinem Verhältnis zu dem, was Sie den Leuten in Form von Ticket-Preisen verrechnen. 

Ich habe Ihnen mit sehr großer Präzision zugehört, Herr Kollege Hora. Sie haben die Tarife heute mit keinem Wort in den Mund genommen. Das bedeutet implizit und damit schlüssig, dass Sie damit heute bestätigt haben, dass Sie sehr wohl beabsichtigen, die Tarife zu erhöhen. Und genau dann haben wir das Problem, dass noch weniger umsteigen werden, und Sie haben die Verantwortung, dass diese gescheiterte Verkehrspolitik dieser Stadt weiter fortgeschrieben wird, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ist es nicht eigentlich eine der primären Aufgaben einer Stadtregierung, für die Infrastruktur und damit auch für die Verflüssigung des Verkehrs zu sorgen, damit alles in geordneten Bahnen läuft? Ich glaube, das ist eine der wesentlichen Komponenten, die Sie kaum schaffen. Sie machen nichts. Die Maxime Ihres Nichthandelns ist Passivität. Die Autofahrer werden schon irgendwann einmal resignieren, wenn sie lange genug im Stau stehen, wenn sie lange genug einen Parkplatz suchen. Irgendwann einmal, so hoffen Sie, wird das funktionieren. 

Nur, Sie sollten wissen, dass dieses pädagogische Instrument nicht greift. Die Leute sind nur durch positive Elemente zu motivieren und zum Umstieg zu motivieren. Nur dann, wenn Sie die öffentlichen Verkehrsmittel attraktivieren, haben Sie eine Chance, dass wirklich Leute umsteigen, aber nicht durch Schikanen, so wie Sie sie immer beabsichtigen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dieses Bürgervertreibungsprogramm, das Sie damit auslösen, nämlich dass die Leute dann in vermeintlich ruhigere oder infrastrukturell besser aufgeschlossene Gebiete an den Stadtrand oder letztendlich auch nach Niederösterreich übersiedeln, hat den Nachteil, dass man natürlich wieder entsprechend Verkehr produziert, weil sie wieder zurückfahren müssen. Und genau diesen Negativkreislauf fördern Sie damit und haben damit das Problem, dass es gerade in den Außenbezirken ein Verkehrschaos gibt. Ich komme aus einem Außenbezirk, ich lebe dort, ich weiß, welchem täglichen Verkehrschaos man in allen Außenbezirken ausgesetzt ist, aber speziell, wenn man sich den Süd- und Westgürtel anschaut – Penzing, Hietzing, Liesing –, haben wir jeden Tag das Problem. Warum? Weil Sie keine Angebote richten an jene, die einpendeln, und weil Sie es durch Ihre Zersiedelung verursacht haben, dass die Menschen nach außen gehen. 

Das ist nämlich das Problem, das Sie selbst verursacht haben, und jetzt regen Sie sich auf, dass die Niederösterreicher irgendwo nicht mitzahlen wollen. Das Problem haben Sie selbst verursacht, und das müssen Sie, sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ, jetzt auch selbst lösen. 

Wie? Lesen Sie einfach nach in Ihrem Verkehrsmasterplan. Im Theoretisieren sind Sie ja wunderbar. Da gibt es wunderbare Broschüren, in denen alle Maßnahmen hervorragend aufgelistet sind. Das einzige Problem ist: Man macht es nicht, man setzt es nicht um. 

Ich kann Ihnen ein paar Beispiele daraus zitieren. Erschließung der Flächenbezirke im Norden Wiens mit leistungsstarken und attraktiven Straßenbahnlinien. Sie brauchen ein Ausbauprogramm vor allem auch in den westlichen und südlichen Bezirken, vor allem auch tangentiale Verbindungen. Sie brauchen Querverbindungen. Nicht jeder Weg führt ins Zentrum oder an den Stadtrand, sondern auch quer drüber. Und da gibt es kaum etwas, außer einem Tingelbus. (GR Karlheinz Hora: Schauen Sie sich den Masterplan genau an!) Da gibt es einen Tingelbus, wo Sie es einfach nicht schaffen, dass die Leute umsteigen. (GR Franz Ekkamp: Warum sind Sie so gegen den 14A?) Und das ist das Problem, warum die Leute dann im Auto sitzen bleiben, und damit ist die Situation gegeben. 

Intervallverdichtungen wären auch ein Thema, vor allem aber brauchen Sie Park-and-ride-Anlagen auch jenseits der Stadtgrenze, um die Menschen dort schon in Schnellverbindungen hineinzubringen, sodass für sie gar nicht die Notwendigkeit besteht, mit dem Auto hereinzupendeln. Machen Sie das! Reden Sie doch mit Niederösterreich! Ihr Bürgermeister hat doch den besten Draht zum Herrn Landeshauptmann von Niederösterreich. Sie werden doch gemeinsam eine Chance schaffen ... (GR Karlheinz Hora: Aber Sie haben einen noch besseren!) Sie sind doch in der Regierung, nicht wir. 

Wir sind in der Opposition. Wir sagen Ihnen, wie es geht, wir sagen Ihnen, wie es besser geht: Befreien Sie die Menschen vom Lärm! Befreien Sie die Menschen vom Staub, vor allem vom Feinstaub, den der Verkehr produziert, und vor allem auch vom Zeitraub, den die Menschen jeden Tag erleiden, wenn sie in dieser Stadt im Stau stehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Krotsch. – Bitte sehr.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gleich vorab, weil es jetzt wirklich von allen gekommen ist: Die Wiener SPÖ hat derzeit nichts vor (GR Mag Wolfgang Jung: Derzeit!), Kollege Gerstl, wie Sie es so salopp genannt haben, es ist nichts geplant bei den Tarifen. 

Aber weil es auch von allen Fraktionen gekommen ist, Frau Kollegin Vassilakou, Kollege Madejski, Kollege Stiftner: Wien ist europaweit die einzige Metropole, wo mehr Menschen die Öffis verwenden als mit dem privaten Auto fahren. Das heißt, genauer gesagt, es wird mehr als ein Drittel aller Wege, das sind zirka 35 Prozent, mit den Wiener Linien gefahren. Damit hat der öffentliche Verkehr den privaten Autoverkehr bei Weitem überholt. 

Es ist der Zufriedenheitsgrad angesprochen worden. Ja, es gibt einen hohen Zufriedenheitsgrad unter den Fahrgästen. Wie gesagt, es sind noch nie so viele Menschen mit den Wiener Linien unterwegs gewesen. Kollege Hora hat erwähnt, letztes Jahr waren es schon über 800 Millionen Fahrgäste, und die können nicht irren, meine sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Erfolg der Wiener Linien ist zu einem Großteil auf die Attraktivität der U‑Bahn zurückzuführen. Sie ist das Herzstück der Wiener Linien. Es ist schon erwähnt worden, derzeit haben wir fast 70 km U-Bahn-Netz, und nach der dritten Ausbauphase werden wir fast 75 km haben. Und wenn wir weiterdenken an die Zukunft, an die vertraglich festgesetzte vierte Ausbauphase, die mit dem Bund festgelegt wurde, werden wir beinahe 90 km haben. Wenn man sich das vor Augen führt, ist das eine Strecke, die von Wien bis zum Semmering reicht. Also ich glaube, auf das können wir auch stolz sein. 

Wir werden 116 barrierefreie Stationen haben. Wir werden dichte Siedlungsgebiete weiter in die Stadt holen. Wir werden aber auch zukünftige Stadtentwicklungsgebiete erschließen. 

Alle Anstrengungen der Wiener Linien sind dahin gehend, dass alles schneller, komfortabler, sicherer wird. Wenn wir uns gemeinsam zurückerinnern – der 19. Jänner ist ja noch nicht so lange her –: Es gibt neue U6-Garnituren. Renate Brauner, unsere Vizebürgermeisterin, hat die letzten alten Garnituren verabschiedet. Natürlich gibt es auch hier wieder Qualitätsverbesserung und mehr Komfort. Wir haben Klimaanlagen, Videoüberwachungsanlagen und sehbehindertengerechte Farbgebung. Also auch hier in allen Richtungen Verbesserungen für die Fahrgäste, für die Kundinnen und Kunden der Wiener Linien. 

Auch die neuen Kunststoffsitze bedeuten einen Vorteil in Bezug auf Vandalismus und Hygiene. Also auch hier Verbesserungen durch und durch. 

Bei der U6 haben wir mit den neuen Garnituren weiters auch eine Verkürzung der Wegzeiten, denn wir können hier in gewissen Abschnitten die Geschwindigkeit von 60 auf 80 Stundenkilometer steigern. Das heißt, man kommt schneller in die Außenbezirke, kommt aber auch schneller wieder zurück ins Zentrum. Also auch hier eine Verbesserung, die mit den neuen Garnituren einhergeht. 

Was ich noch erwähnen möchte in dem Zusammenhang, weil auch die wirtschaftliche Lage angesprochen wurde. Diese neuen U6-Garnituren werden hier in Wien bei Bombardier entwickelt. Das ist auch ein wichtiger Faktor für die Wiener Wirtschaft, dass hier Arbeitsplätze gesichert werden, geschaffen werden und Maßnahmen gesetzt werden, die das Wachstum fördern in der Wiener Wirtschaft. 

Für den U-Bahn-Neubau investieren die Wiener Linien rund 1,4 Milliarden EUR bis 2013. Das heißt, für den Ausbau der U-Bahn in den kommen 5 Jahren sind es 26 000 zusätzliche Arbeitsplätze, die die Wiener Stadtwerke hier sichern. 

Die U-Bahn ist, wie gesagt und schon jetzt anschaulich erwähnt, ein unverzichtbares Rückgrat des Nahverkehrs, was auch zur Lebensqualität beiträgt. Wir haben durch das U-Bahn-Netzwerk die Stadt näher zusammengerückt, die Menschen kommen überall schnell, sicher, komfortabel und zuverlässig pünktlich hin. 

Die Lebensqualität in Wien hat sich sozusagen maßgeblich verbessert. Da sei auch die oft zitierte Mercer-Studie, Kollege Madejski, erwähnt. Die Wiener Linien tragen zur Lebensqualität in der Stadt bei, und das kommt nicht von ungefähr. Das ist sozialdemokratische Politik, meine sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir nehmen die Bedürfnisse der Menschen sehr ernst. (GR DDr Eduard Schock: Kommt die Tariferhöhung oder kommt sie nicht?) Das habe ich eingangs erwähnt, das war der erste Satz meiner Wortmeldung. (GR DDr Eduard Schock: Wiederholen Sie ihn!) Wir nehmen die Bedürfnisse der Menschen sehr ernst. (GR DDr Eduard Schock: Nichts haben Sie gesagt zur Tariferhöhung!) Es sind alle Planungen, alle Konzeptionen der Wiener Linien immer auf die Bedürfnisse der Bevölkerung abgestimmt. Verkehrsanalysen, Zeitdiagramme, Umfragedaten werden immer wieder auf die Wege, die die Menschen in der Stadt zurücklegen müssen, abgestimmt. (GR DDr Eduard Schock: Kommt die Tariferhöhung oder kommt sie nicht?) 

Mehr als 470 Millionen Fahrgäste pro Jahr können nicht irren, und das ist eine in Zahlen ausgedrückte Leistung der Wiener Linien, auf die wir stolz sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, wie viele schriftliche Anfragen eingelangt sind. Es sind 8 vom Klub der Wiener Freiheitlichen, 2 vom Grünen Klub im Rathaus und 17 des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt.

Von den GRen Mag Christoph Chorherr, Mag Maria Vassilakou und Mag Rüdiger Maresch wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Gasabhängigkeit ist kein Schicksal" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen einer, des Grünen Klubs im Rathaus vier, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien neun Anträge und ein Vier-Parteien-Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Folgende Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6 der Wiener Stadtverfassung wurden eingebracht: 

Von den GRen Günter Kenesei und Mag Alexander Neuhuber betreffend die Sachwertdotation durch die Stadt Wien an die WSE, Wiener Stadtentwicklungsgesellschaft mbH in Wien 3, Karl-Farkas-Gasse, Maria-Jacobi-Gasse, Hermine-Jursa-Gasse, St Marx;

vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien betreffend Überprüfung der Gebarung und ordnungsgemäßen Verwendung der Subventionsmittel für die Wiener Vorlesungen, Dialogforum der Stadt Wien; 

vom Grünen Klub im Rathaus betreffend Auswirkungen der Finanzkrise auf Wien. 

Diese Prüfersuchen wurden an das Kontrollamt weitergeleitet. 

Von der Tagesordnung wurde die Postnummer 23 abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2, 6, 8, 12 bis 14, 18 und 19, 25, 28 bis 32, 37, 38, 41 und 42 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 17 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 15, 16, 20, 21, 1, 3, 4, 5, 7, 10, 11, 9, 22, 24, 27, 26, 33, 34, 39, 40, 35 und 36. Die Postnummern gelangen daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung.

Jetzt gelangt die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Subvention an Sportorganisationen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung für diese Subvention für Sportverbände und Vereine. – Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Redezeit in der ersten Runde 40 Minuten.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Werte Damen und Herren!

Der Subvention werden wir zustimmen – selbstverständlich im Sinne des Sports in Wien –, wir wollen aber diesen Tagesordnungspunkt dazu benutzen, jetzt in aller Kürze von meiner Seite aus – sonst ist mir die Kollegin Kato wieder böse – noch einmal über den Themenbereich Mehrzweckhalle, Eishalle zu sprechen. Aber da wir dieses Thema schon lang und breit in der Fragestunde abgehandelt haben, kann ich es von meiner Seite abkürzen. 

Heute ist in einer Zeitung gestanden, „Häupl rettet die Caps". Da es aber in „Österreich" gestanden ist, verlasse ich mich auf das nicht ganz, sondern möchte das Thema weiter aktualisieren, denn es ist ja klar, dass das „Wiener Bezirksblatt" Häupl-kritischer ist als „Österreich". Aber wenn er die Caps schon gerettet hat, dann soll uns das recht sein, mir soll es recht sein als Mandatar des 22. Bezirks, es hat aber sehr lange gedauert aus unserer Sicht, bis von der Stadt Wien Taten gesetzt worden sind. 

Die Diskussion rund um eine neue Mehrzweckhalle, eine neue Eishalle gibt es ja seit der doch eher missglückten Eishockey-WM 2005, wo ja, glaube ich, zwei Wochen vor der WM der Eismeister ausgetauscht worden ist, aus welchen Gründen auch immer, vielleicht berechtigterweise. Das Ergebnis war jedenfalls so, dass das Eis vor den Augen der Weltöffentlichkeit in der Stadthalle gebrochen und geschmolzen ist. Das war nicht unbedingt ein Renommee für die Sportstadt Wien, aber es ist vergossene Milch, da brauchen wir nicht länger darüber zu sprechen, es soll aber nicht wieder vorkommen. 

Ich habe heute schon in der Fragestunde angemerkt, dass die Freiheitlichen einen Antrag einbringen – ich glaube, die ÖVP, bringt heute auch einen Antrag dahin gehend ein; dem werden wir auch zustimmen –, dass eine neue Mehrzweckhalle in Wien auf Sicht notwendig ist, und ich glaube, was Preßburg zusammenbringt, werden wir in Wien auch schaffen mit vereinten Kräften, denn wir werden so eine Halle brauchen. 

Aber wenn wir jetzt aktuell wieder zur Diskussion rund um das Spitzen- und Breiteneishockey in Wien zurückkommen, gibt es ja, nachdem der Präsident Schmid mit dem Aufhören gedroht hat, doch endlich eine merkbare Reaktion des Bürgermeisters, der Gespräche angekündigt hat. Im „Kurier"-Artikel ist gestanden, bis vergangenen Montag wurde mit den Caps hinsichtlich der neuen Halle, Ausstattung, Größe und, und, und noch kein Kontakt aufgenommen. Vielleicht ist das zwischenzeitlich passiert. Damit die neue Halle besser ausgestattet ist und den Anfordernissen besser gerecht wird als die derzeitige, wäre anzuraten, dass diese Gespräche rasch und intensiv geführt werden. 

Beim Spitzeneishockey hängt ein Nachwuchs dran, es hängt ein Unterbau dran, es hängen Probemannschaften dran – das wird die Kollegin Frank dann noch genauer beleuchten –, und das ist auch sehr wichtig. Diese Nachwuchsmannschaften, die Hobbymannschaften, aber leider auch die Spitzenmannschaften müssen sich in Wien in den letzten Jahren quasi um die Eiszeiten prügeln, weil einfach zu wenig Eisflächen zur Verfügung stehen. Am Heumarkt – das wird die Kollegin Frank dann auch sagen – geht es aus Witterungsgründen sehr oft nicht, ein Training abzuhalten. 

Wir brauchen neue Eisflächen. Die Caps brauchen eine neue Halle, man braucht jedoch das Rad jetzt nicht neu zu erfinden. Die Wiener Freiheitlichen haben seit über einem Jahr oder seit fast zwei Jahren einen Vorschlag auf dem Tisch liegen. Ich bin damals mit einem jungen Architekten durch die Halle gegangen. Wir haben es uns von außen, von innen, von überall angeschaut, und er hat danach einen Vorschlag gemacht, wie man das umgestalten könnte. Er hat dann leider oder Gott sei Dank einen Wettbewerb in Sarajevo gewonnen und ist mir deswegen abhanden gekommen. Er hat dann nicht weiter zeichnen können, aber eine Grobskizze ist vorhanden – ich habe eine kleine mitgebracht (Der Redner hält die erwähnte Skizze in die Höhe.) –, wie man die Schultz-Halle aufstocken könnte auf eine Kapazität von 6 000 bis 7 000 Besucher. (GRin Claudia Smolik: Können wir das auch sehen! – Der Redner hält die Skizze auch in Richtung der GRÜNEN.) Ich glaube auch, was immer wieder bezweifelt wird, dass man das Dach so verstärken könnte, dass ein Videowürfel aufgehängt werden kann, der ein zusätzliches Service für das Publikum bietet und natürlich auch zusätzliche Werbemöglichkeiten und zusätzliche Einnahmen für den Verein bietet. Ich glaube, wenn wir zum Mond fliegen und bald auf den Mars, dann werden wir auch ein Dach derart verstärken können, dass man so einen Würfel aufhängen kann. Das kann nicht die große Hexerei sein. 

Ich glaube, ohne ein Fachmann zu sein, dass der Umbau der Halle günstiger kommen würde als der Neubau einer Halle. Darum sollten wir vielleicht unsere Anstrengungen – ich hoffe, der Herr Bürgermeister und die Frau StRin Laska machen das auch – in diese Richtung lenken, die Schultz-Halle aufzustocken. Die Kollegin Smolik kennt die Örtlichkeiten dort auch und den Weg zu den familienfreundlichen Plätzen. Sie hat übrigens völlig recht, dass Eishockey ein sehr familienfreundlicher Sport ist und sehr viel weibliches und junges Publikum dort anzutreffen ist. Ich habe das nur angesprochen, weil eine Fan-Tribüne kein Elmayer ist, darum geht es dort ein bisschen rauer zu. Die Kollegin Smolik wird mir zustimmen, wenn man zur Schultz-Halle geht, von Richtung stadteinwärts kommend, gibt es rechts die Remise für die Straßenbahnen und daneben gibt es einen leeren Parkplatz. Der steht seit sieben Jahren leer. Es stehen hie und da Autos dort geparkt, aber in geringer Stückzahl. Und dort hätten wir uns vorgestellt, dass man ein Parkhaus hinstellt. Man kann dann einen Übergang zur Schultz-Halle machen – den kann die SPÖ dann Skywalk nennen, der Name dürfte ihr gut gefallen, wie man im 19. Bezirk gemerkt hat –, und ich glaube, man könnte das Spitzeneishockey, das seit Jahrzehnten in der Donaustadt beheimatet ist, im Bezirk halten. Ein sehr großer Teil der Fan-Gemeinde kommt aus dem 22. Bezirk, aus Transdanubien, aus dem 21. Bezirk natürlich auch. (Zwischenbemerkung von VBgmin Grete Laska.) Sehr viele Nachwuchsspieler kommen natürlich auch aus anderen Bereichen von Wien, da haben Sie selbstverständlich recht, Frau Stadträtin, aber als Mandatar des 22. Bezirks hätte ich die Halle natürlich gerne weiter im 22. Bezirk, und ich glaube, das wird nach einigen Anlaufschwierigkeiten auch vom Kollegen Parzer unterstützt werden.

Das könnte gelingen, wenn wir in diese Richtung gehen, wenn die Stadt Wien in diese Richtung geht und die Gespräche in diese Richtung laufen. Alle konstruktiven Gespräche, die die Stadt Wien mit dem Verein führt, werden wir vollinhaltlich unterstützen – der Bürgermeister hat gemeint, einmischen; ein Politiker soll sich auch einmischen –, aber ich möchte die Gespräche nicht stören oder blockieren, sondern es wäre auch in meinem und in unserem Interesse, dass rasch eine Lösung gefunden wird. Und vielleicht hat man bis zu dem Play-off der Saison 2009/2010 schon einen Spatenstich getan oder vielleicht sogar schon die aufgestockte Halle stehen. Das wäre natürlich der Idealzustand. (VBgmin Grete Laska: Wenn das so einfach ginge! Sie glauben, da braucht man es nur so – tupft sich auf die Nase – zu machen!)
Ich bin kein Baufachmann, aber es könnte gehen, wenn man sich anstrengt. Vielleicht wird es halt eine Saison später fertig, soll uns auch recht sein. Der Weg muss in die richtige Richtung gehen. Es sieht danach aus, als wäre die SPÖ, als wäre Bgm Häupl durch die Drohungen des verdienten Caps-Präsidenten Schmid endlich aufgewacht. Jetzt wird Klartext gesprochen. (VBgmin Grete Laska: Aber die Komplikationen und Dissonanzen, die der Herr Präsident mit der Liga hat, soll man schon auch nicht vergessen!) Bitte, Frau Stadträtin? (VBgmin Grete Laska: Die Schwierigkeiten des Präsidenten mit der Liga sollte man nicht vergessen!)
Das kann ich weniger beeinflussen, weil es kein Kärntner Mandatar ist, aber die Liga wird sehr stark aus Kärnten geprägt. (VBgmin Grete Laska: Gemeinsam soll man sich stark machen!) Gemeinsam sind wir jederzeit an Bord, Frau Stadträtin, aber in Verbandsinterna wird man sich als Gemeinderat ohne Funktion eher wenig einmischen können. (VBgmin Grete Laska: Aber als Fan!) Sie können mir glauben, dass ich für das Kärntner Eishockey weniger Sympathien habe als für das Wiener Eishockey, aber natürlich wäre Eishockey in Österreich ohne VSV und ohne KAC genauso fad wie ein Eishockey ohne die Vienna Capitals. (VBgmin Grete Laska: Genau!) Es gehören alle dazu, es gehören verschiedene Bundesländer dazu, es gehört die Rivalität dazu, um die Liga interessant zu halten. 

Aber ich spreche über die Dinge, wo ich halbwegs glaube, etwas mithelfen zu können, und vielleicht sollte man auch überlegen, was ja auch ein Problem ist bei den Capitals, dass sie über die Einnahmen aus der Gastronomie nicht verfügen können, weil es da, glaube ich, einen längerfristigen Pachtvertrag mit einem anderen Pächter gibt. Das sind natürlich alles Einnahmen, die dem Verein fehlen, aber vielleicht kann man das noch einige Jahre verschmerzen, solange der Pachtvertrag läuft. Wenn man die Halle aufstockt, kommen mehr Zuschauer, vor allem bei den Play-off-Partien, es gibt mehr Einnahmen, und so kann der Verein in eine sichere Zukunft blicken. 

Wie gesagt, die FPÖ möchte hier, weil es ja wirklich um die Sache geht, konstruktiv mitarbeiten, wenn unsere Mithilfe erwünscht wird. Wir werden auf jeden Fall keine Ruhe geben. Die FPÖ hat das Thema in den letzten zwei Jahren immer wieder auf das Tapet gebracht, damit es nicht einschläft, und schlussendlich hat die SPÖ, hat Bgm Häupl doch reagiert. Freuen wir uns darüber! Wir werden alles in unserer Macht Stehende tun, um in absehbarer Zeit eine neue Heimstadt für die Vienna Capitals zu verwirklichen. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Geschäftsstück selbst ist natürlich auch bei uns positiv begutachtet worden. Es sind drei Subventionen für drei Vereine. Und wenn wir gerade beim Eishockey sind, erwähnen wir wenigstens den einen, den EHC Vienna Flyers, Dameneishockey. Der Verein bekommt heute auch 15 000 EUR – ich nehme an, einstimmig –, und die Hernalser und der ASKÖ Brigittenau bekommen 25 000 beziehungsweise 32 000 EUR. Da sind wir gerne dabei. 

Jetzt reden wir auch über eine Mehrzweckhalle, was wir in dieser Stadt mittlerweile seit Jahren tun, in unterschiedlichen Ausprägungen. Es hat schon einmal so ausgeschaut, als wenn sie relativ fix kommen würde, doch heute haben wir vom Bürgermeister in der Fragestunde gehört, der mangelnde Bedarf von zusätzlichen Plätzen für Kongresse macht es nicht notwendig, dass wir eine Mehrzweckhalle bauen. Jetzt gibt es im Sportbereich aber viele Leute, die glauben, eine Mehrzweckhalle füllt sich ohnehin mit dem Sport allein. Da gibt es Unterschiede, wie groß das sein soll. Wir reden einmal von Hallen mit 7 000, 10 000 und mehr Plätzen, andere reden von Hallen in der Größenordnung von 3 000 und 5 000, wo man dann Badminton, Basketball und Tanzsport ausüben kann. Da gibt es verschiedene Studien dazu. 

Zumindest sollte geprüft werden, ob man so eine Mehrzweckhalle braucht. Und das ist ja auch der Antrag, der heute von der Volkspartei eingebracht wird, nämlich eine Standortprüfung. Es ist jetzt aus mir unerklärlichen Gründen insbesondere auch der Hauptbahnhof aus der Standortprüfung hinausgeflogen, aber nachdem immer noch steht, alles ist zu prüfen, ist er quasi immer noch dabei. Mir selbst scheint der Hauptbahnhof nicht der schlechteste Platz zu sein, weil er auch verkehrstechnisch gut erschlossen ist und, und, und, und weil dort noch nicht alles fertig geplant ist. Dort ist zumindest noch etwas Bewegung möglich. 

Wenn man sich die Situation vor Augen führt, wie sie im „Kurier" von gestern unter dem Titel „Das Wiener Hallen-Theater" dargestellt ist, wo aufgezählt ist, wie die Situation in anderen Städten in Europa ausschaut, und wenn wir dann mit Städten wie Bukarest, Belgrad und Warschau gerade noch zu viert übrig bleiben als große europäische Stadt ohne große Sporthalle, dann ist das schon schade, und man muss überlegen, warum das so sein muss. 

Man kann auch nicht immer wieder die Stadthalle bringen. Die ist von den Gegebenheiten, wie lange man da zum Auf- und Abbauen braucht bei Veranstaltungen, was dort mit der Eishockey-Weltmeisterschaft passiert ist, was vorhin schon angesprochen wurde, nicht mehr geeignet. Da gibt es keine Eishockey-Weltmeisterschaft mehr. Das ist bereits beschlossene Sache vom Internationalen Verband: Wien bekommt keine Eishockey-Weltmeisterschaft mehr. Damit sind wir die einzige A-Nation im Eishockey, die keine Eishockey-Weltmeisterschaft in der eigenen Hauptstadt ausrichten darf. 

Das muss nicht so sein, aber ich will nicht nur über das Eishockey reden, sondern insgesamt über die Situation. Und ich glaube, dass man das ernsthaft in Prüfung nehmen sollte. Wir glauben, dass eine Mehrzweckhalle für den Sport in Wien tatsächlich gebraucht wird. Die Frage ist, wo sie hinkommt. Es wird nicht sehr überraschend sein, wenn die Grünen sagen, wir hätten sie nicht gerne irgendwo auf der grünen Wiese, sondern wir hätten sie gerne an einem intelligenten Platz. Aber vielleicht kann genau das die Prüfung, die, wenn der Antrag heute durchgeht, ohnehin erfolgen wird, am Ende auch beweisen.

Ich möchte ein paar Worte insgesamt zur Sportsituation in Wien sagen. Wir haben sechs alte Spannbetonhallen, die alle aus den 70er Jahren stammen. Die haben normalerweise eine Lebensdauer von in etwa 25, 30 Jahren, also die sind eigentlich am Ende ihrer Lebenszeit. Die kann man auch nicht so leicht renovieren. Da muss man sich überlegen, wo man etwas Neues hinbauen kann, welche ersetzt werden, und das sollte auch früh genug geschehen. Wir haben keinen Plan gesehen, wir wissen nichts von einem Plan, wann die alle ersetzt werden. Das wäre dringend notwendig, denn die Vereine, die dort spielen, wissen nicht, wo sie hinkommen, wenn das nicht alles rechtzeitig geschieht. (VBgmin Grete Laska: Sie haben schon auch den Antrag mitbeschlossen, der sich mit dieser Situation beschäftigt? Genau in die Richtung! Genau das ist in diesem Haus beschlossen worden!) Die Hallen sind ja schon sehr lange in einem bedenklichen Zustand. Es ist gut, wenn es passiert, hätte viel schneller passieren sollen, aber jetzt ist vor allem wichtig, mit welcher Geschwindigkeit das angegangen wird. Die Hallen sind schon in schlechtem Zustand, es bröselt schon herunter. Tatsache ist, es wird jetzt angegangen, aber wir sind spät dran. Deswegen vielleicht das Tempo erhöhen, was ja im Sport nicht ungebracht ist. Hin und wieder schneller, weiter, höher gehört ja auch dazu, wenn auch nicht immer im Breitensport, aber es gehört auch dazu. Uns wäre es recht, wenn das zügig angegangen würde. 

Ich möchte ein paar Sätze allgemein zum Sport sagen, und zwar Vergleichszahlen mit anderen Bundesländern. Es gibt in Wien immer noch die Streiterei, weil wir kein Sportgesetz haben. Wir sind die Einzigen, die einen Sportgroschen – der heißt jetzt Sportförderungsbeitrag – haben. Das ist quasi die Rückzahlung für die Vereine, da kommt das Geld also nicht zusätzlich aus dem Landesbudget. Wir haben laut Aussage von Frau Hofmann, Leiterin der MA 51, für die zirka 2 000 Wiener Sportvereine 1,8 Millionen EUR an Fördergeld. 

Wenn man sich die Zahl, diese 1,8 Millionen EUR, kurz im Gedächtnis behält und einfach vergleicht mit anderen Bundesländern. Wenn ich das Budget der Stadt Wien anschaue und es mit einem Bundesland vergleiche – jetzt nehme ich einmal Kärnten, ausnahmsweise sage ich einmal etwas Positives über Kärnten –, so erhält dort jeder Dachverband aus Mitteln des Landes 400 000 EUR – der ASKÖ Kärnten hat gerade einmal 90 000 Mitglieder –, dazu kommen die Gemeindeförderungen, die Pacht für die Sportstätten muss nicht bezahlt oder refundiert werden, das Budget ist 11 Millionen EUR.

In Salzburg erhält jeder sportplatzerhaltende Verein 80 Prozent der Kosten für den Betrieb der Fläche.

In Vorarlberg bekommt jeder Verein, der in der obersten Spielklasse in Österreich spielt, seine Reisekosten zur Gänze ersetzt.

Kapfenberg – das kann man sicher nicht mit Wien vergleichen – hat ein Sportbudget von 17 Prozent.

Hall in Tirol hat 560 000 EUR in absoluten Zahlen.

Schwechat – das kennen wir alle, das ist vor der Haustür – gibt eine 1 Million EUR aus für den Mehrspartenverein SVS Schwechat mit 5 000 Mitgliedern.

Wenn man das vergleicht mit dem, was wir in Wien haben, ist das natürlich pro Kopf, pro Mensch, der Breitensport betreibt – man kann es gar nicht vergleichen –, irgendwo im Cent-Bereich. Es ist ein Verhältnis, das zwischen 1:10, 1:50, bis fast 1:100 marschiert, wenn ich mir die Schwechater Zahlen ansehe.

Was wir gerne hätten, ist, dass insgesamt – auch dazu gibt es heute einen Antrag, nämlich einen Allparteienantrag, der eingebracht wurde – die Zusammenarbeit mit den Dachverbänden verstärkt wird, die einen Haufen guter Vorschläge unterbreiten. Ich hoffe, dass wir in der Hinsicht Fortschritte erzielen können, auch bei der Mehrzweckhalle, ganz im Sinne von einer Mehrzweckhalle in einer verkehrstechnisch günstigen Situation.

Ich möchte aber abschließend ein paar Sätze sagen, weil so viel über die Caps geredet wurde, und zwar in die Richtung: Die FPÖ entdeckt den Sport in dieser Stadt. – Das ist nicht nur gut für den Sport. Zwischendurch gab es die Bestrebungen, halten wir die Politik ganz heraus. Das glaube ich nicht. Der Sport ist organisiert, die Politiker und Politikerinnen sind dabei, nicht nur, wenn sie sich sonnen, wenn in Schladming oder sonst irgendwo ein Schirennen ist. Es geht nicht ganz ohne, aber wenn ein Verein von Rechtsextremen unterwandert wird, dann ist das ein Problem für die Stadt, dann muss man sich etwas überlegen.

Wenn Hellas Kagran von Martin Graf gekapert wird und dann mit der „Olympia" aufgefüllt wird, dann ist das etwas, was mir nicht gut gefällt, weil es den Verein in Misskredit bringt, was vielen Mitgliedern dort natürlich auch nicht passt. Der Herr Graf ist ja nicht angetreten und hat gesagt ich bin „Olympia"-Mitglied und ich bin der und der, sondern er hat so getan, als wenn er fast nicht bei der FPÖ wäre. Das haben zum Glück wenigstens einige dort gewusst. 

Ich hatte letzte Woche Gelegenheit, bei einer Veranstaltung zu dem Themenbereich Hellas Kagran auf dem Podium zu sitzen. Da war auch eine der suspendierten Spielerinnen. Man muss es noch einmal ganz kurz in Erinnerung rufen. Hellas Kagran hat auch eine Damenfußballmannschaft. Von dieser haben drei Spielerinnen gegen Martin Graf demonstriert, der Präsident bei Hellas Kagran ist, und daraufhin sind sie suspendiert worden vom Fußballbetrieb. 

Jetzt kann man schon einmal überlegen: Dürfen die keine politische Meinung haben, weil sie Damenfußball spielen bei Hellas Kagran? Dürfen die nicht irgendwo zu einer Demonstration gehen? Jedenfalls wurden die suspendiert. Die Geschichte war noch nicht einmal fertig – und das setzt ja dem Ganzen die Krone auf –, sondern die Jugendspieler, die U 17-Spieler von Union Mauer haben im Anschluss an diesen Ausschluss der drei Spielerinnen quasi eine Solidaritätskundgebung abgeben wollen – muss man dazu sagen. Die kamen aus der Kabine und wollten sich aufwärmen mit Leiberln, auf denen gestanden ist: „Rote Karte für Graf" und „Lasst die drei spielen". Die hat man gleich einmal einkassiert, und die sind vom Wiener Fußballverband gesperrt worden. Einer davon für vier Spiele, der ist politisch aktiv, die anderen für drei Spiele, sonst hat man keinen Unterschied feststellen können zwischen denen. Das steht auch nicht bei der Suspendierung dabei, also der politisch Aktive wird für vier Matches gesperrt, die anderen für drei. Vielleicht hat es einen anderen Grund gegeben. Er ist auch bei keiner Fraktion, die hier im Haus ist, sondern bei einer Partei, die kandiert und nicht in die Landtage oder in den Nationalrat einzieht.

Wenn ich mir das anschaue, dann muss ich sagen, das hat wieder viel mit Politik zu tun. Über die „Olympia" haben wir schon lange rauf und runter diskutiert, es sitzen ja auch Vertreter in diesem Haus. Bei Hellas Kagran finden FPÖ-Veranstaltungen auf dem Fußballplatz statt. Nicht irgendjemand hat dort die Kantine gekriegt, sondern der Herr Vetter. Wer ihn nicht kennt, das ist der, der – in deren Sprache – T-Hemden bestellt – die anderen von uns sagen T-Shirts dazu – über den Internetverteiler beim Aufruhr-Versand.

Ich würde mir wünschen, dass man bei Sportvereinen versucht, rechtsextremes Gedankengut herauszuhalten. Ich wünsche mir, dass Hellas Kagran einen besseren Präsidenten findet als den Herrn Martin Graf. Und wenn hier so viel über die Caps gesprochen wird, bei denen auch einige von uns hin und wieder bei einem Heimspiel mit dabei sind, hoffe ich, dass bei den Caps das Engagement, das zwischendurch hier der Herr Mahdalik für die Eishockeymannschaft erkennen lässt, nicht dazu führt, dass am Schluss dort auch noch die „Olympia" das Ruder übernimmt. Vorher aufpassen, dass es nicht passiert! 

Hellas Kagran ist nicht das letzte Beispiel. Wir werden in Wien auch bei anderen Sportvereinen Arbeit haben, politische Arbeit haben, um zu schauen, dass wir dort die Rechtsradikalen draußen halten. Das ist ein Testballon. Ich will nicht, dass Wehrsportübungen auf Wiener Sportplätzen stattfinden – in diesem Sinne sind sich wahrscheinlich zumindest die GRÜNEN einig –, und das ist auch eine Arbeit, die uns noch bevorsteht. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Bitte.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Wir haben heute schon sehr viel gehört über Hallen, über Ausbau, über die Eishockeymannschaft, dennoch möchte ich kurz noch einmal in Erinnerung rufen, dass wir schon sehr lange ein Sportstättenkonzept in Wien gefordert haben, dass es zu wenig Hallenflächen gibt und dass es auch hier für die Vereine zu wenig Trainingsmöglichkeiten gibt. Schon einmal diesbezüglich glaube ich doch, dass eine Mehrweckhalle ein wichtiges Instrument in Wien darstellt und dass diese Mängel auch behoben werden sollen. (VBgmin Grete Laska: Könnten Sie es präzisieren! Es steht im Antrag so unpräzise drinnen, was Sie sich erwarten!) Was steht unpräzise? (VBgmin Grete Laska: Was genau Sie wollen?) Eine Mehrweckhalle, Frau Stadträtin, eine Mehrzweckhalle. (VBgmin Grete Laska: Genauer!) Ich will es Ihnen gerne erläutern. 

Sie selbst haben 2005 in einem Interview gesagt, Multifunktionalität ist angesagt. Eine Mehrzweckhalle sollte auch eine Multifunktionalität besitzen. (VBgmin Grete Laska: Wie viele Zuschauer?) Sie soll ein Kontingent an Zuschauern fassen, dass auch eine WM wie eine Eishockey-WM noch einmal in Wien stattfinden kann. (VBgmin Grete Laska: Also 15 000!) Ja, 15 000.

Und wenn Sie jetzt sagen, wir vergleichen das mit der Stadthalle Wien ... (VBgmin Grete Laska: Nein, nein, wir bleiben jetzt nur bei der Halle!) Wir bleiben jetzt einmal nur bei der Halle, wo ich mir denke, Konzerte können dort gemacht werden, die Kids wollen eigentlich immer spektakulärere Konzerte hören, was auch ganz wichtig für die Kinder ist. Es muss auch einen Hype geben, da muss etwas los sein. Wir wollen kulturelle Veranstaltungen haben. Wien, sagen Sie immer, ist Kulturhauptstadt, dann sollten Sie auch entsprechende Veranstaltungen machen, ebenso Sport-Events, Sportveranstaltungen, aber keine Schihalle oder Sprungschanze. (VBgmin Grete Laska: Das haben wir schon abgehandelt!) Entschuldigung, der Herr Bürgermeister hat gesagt, eine Sprungschanze würde er forcieren. (VBgmin Grete Laska: Das hat aber mit der Halle nichts zu tun!)
Die Halle, okay, haken wir ab, die ist erledigt, aber wir haben jetzt immer noch die Sprungschanze auf dem Tapet, und ich glaube ganz einfach, wenn Sie das den Wienerinnen und Wiener verkaufen, fühlen sich die ein bisschen veräppelt. Auf der einen Seite sagen Sie, der Tourismus geht zurück und da ist im Grunde genommen jetzt kein Geld für eine Mehrzweckhalle da, weil sie konkret mit Tourismus gefüllt werden soll, und dann reden Sie von einer Sprungschanze. Wir sind ja kein Winterschiort, wir haben ja nicht einmal den Charakter und das Flair eines Winterschiortes wie Innsbruck oder andere. Ich meine, da muss man schon ein bisschen nachdenken, und ich glaube auch nicht, dass man das braucht. Wir haben ja nicht einmal einen Schispringer in Wien. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: O ja, wir haben sogar einen Sprungschanzenverein!) Ja, aber wir können ja nie das erfüllen, was zum Beispiel in Innsbruck erfüllt werden kann. (VBgmin Grete Laska: Da haben Sie recht!) Na ja, eben. (VBgmin Grete Laska: Aber wir haben einen Verein!) Warum forcieren wir nicht die Vereine oder die Mannschaften, die wir haben, wie Handball, Volleyball, Landhockey, Eishockey, das jetzt ohnehin schon hundertmal angesprochen wurde? Also ich glaube, da sind genug Zielgruppen da, die genauso profitieren könnten von einer Mehrzweckhalle. (VBgmin Grete Laska: In einer Mehrzweckhalle mit den 15 000 Zuschauern?) Das kann man ja trennen. Ich bin kein Architekt, aber die Frau Gretner eventuell. (VBgmin Grete Laska: Wie wollen Sie das machen?!) Na klar kann man das, wenn da Veranstaltungen sind und wenn da entsprechende Meisterschaften sind, kann man das ja alles nutzen. Ich meine, reden Sie nicht mit den Dachverbänden, die sagen, dass sie ständig zu wenig Platz haben? (VBgmin Grete Laska: Waren Sie schon einmal bei solchen Veranstaltungen?) Ja, war ich, selbstverständlich. (VBgmin Grete Laska: Mit 15 000 Zuschauern?) 15 000. Was haben wir in Paris, was haben wir in anderen Städten? Da funktioniert das auch. Das heißt, entsprechend kann man ja auch ausweiten, die Leute müssen sich aber reduzieren. 

Noch davor müssen wir auch eine Zielgruppenabsteckung machen, etwa im Hinblick auf die Pensionisten. Wir sollten die Senioren einmal einladen. Die Leute werden älter und werden immer aktiver. Es wird genug Möglichkeiten geben, jetzt nicht nur in sportlicher Hinsicht, sondern auch – ich habe es ja gesagt – in kultureller Hinsicht, in Veranstaltungshinsicht. Da wäre, glaube ich, eine Mehrzweckhalle schon ein Instrument, das in Zukunft und nachhaltig genutzt werden könnte. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr Kollege Ellesohn hat das schon angesprochen, dass wir heute einen Vier-Parteien-Antrag einbringen, wodurch wir auch die Jugendlichen zur Bewegung bewegen wollen, indem in der Nachmittagsbetreuung der Schulen eben die Dachverbände mit den Vereinen dort einziehen und wirklich für den Sport begeistern sollen. Ich denke, das ist eigentlich auch eine gute Sache. Und weitergedacht bedeutet das: Wenn wir mehr Jugendliche und Kinder für Sport begeistern können, wird es auch mehr Zustrom zu den Vereinen geben, und die brauchen dann wieder mehr Platz, Frau Stadträtin. 

Ich wollte Ihnen das jetzt noch ein bisschen ausführen, aber irgendwie wollen Sie mir nicht wirklich zuhorchen. Ich denke aber, wir wissen doch alle, dass Sport und auch Bewegung für die Zukunft unseres Gesundheitssystemes wichtig sind. Weil wir doch ständig hören von Adipositas, Fettleibigkeit und Bewegungsmangel bei unseren Kindern, wird das à la longue nicht mehr finanzierbar sein. Insofern können wir da präventiv – dieses Wort hören Sie nicht gerne, ich weiß, und Nachhaltigkeit ist auch etwas, was Sie nicht so gerne hören – hier schon vorbeugen.

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass Sie trotzdem in die Zukunft investieren, dass Sie trotzdem ein Augenmerk auf die Mehrzweckhalle haben, die nicht nur irgendein Humbug oder illusorisch ist, sondern von der ich sehr wohl glaube, dass die genützt wird, denn die Stadthalle als solches hat ausgedient. Ich weiß nicht, ob Sie in letzter Zeit einmal bei einem Konzert waren, aber da dröhnt es Ihnen die Ohren voll und man hat das Gefühl, man paukt da eigentlich voll mit. (VBgmin Grete Laska: Ein Konzert sollte man schon hören!) Ja sicher, das ist schon richtig, dass man bei einem Konzert hört, aber ich meine, die Stadthalle gibt es einfach nicht mehr so her, wie man es eigentlich braucht, und dort geht man mit einem Gefühl hinaus, das eigentlich sehr beklemmend ist. 

Ich denke, für die Jugend und für unsere Zukunft sollte Wien für Konzerte und für andere Veranstaltungen etwas bieten. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Also ich muss sagen, ich bin etwas entsetzt über die Reaktion der ÖVP, wenn die Frau Vizebürgermeisterin nachfrägt, welche Art von Mehrzweckhalle wollen Sie eigentlich. Es ist ja gar keine böse Frage gewesen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ihr Antrag lässt von einer Trainingshalle, in der man auch anderes drinnen machen kann, bis zu einer Halle mit 15 000 bis 20 000 Sitzplätzen alles zu. Vielleicht definieren Sie in Ihren Anträgen etwas genauer, was Sie wollen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Nein, nein, ich sage Ihnen, ich war selbst Sportler. Ich habe 20 Jahre Handball gespielt, in tollen Wiener Hallen in ganz Wien. Es gibt keinen Bezirk, in dem eine Sporthalle ist, wo ich nicht war. Ich habe auch in der Stadthalle gespielt, in der Altgasse bei der Union, ich habe auch im Umland von Wien gespielt, in der Messehalle in Hollabrunn zum Beispiel. (GRin Claudia Smolik: Waren Sie auch ein toller Spieler?) Ja, ich war auch ein toller Spieler. Danke für das Kompliment, Frau Smolik, das hätte ich gar nicht erwartet von Ihnen. Ich kann Ihnen sagen, es war toll. Wir haben eine tolle Infrastruktur, und diese Infrastruktur erhalten wir und bauen wir auch weiter aus.

Diese Hallen haben sich aber durch eines ausgezeichnet: Sie waren gebaut für, sage ich einmal, 300 bis 500, vielleicht manche bis 700 Zuschauer, und das war auch gut so. Ich habe in der Wiener Landesliga und in der Staatsliga gespielt. (GR Alfred Hoch: Die Zeiten haben sich geändert!) Nein, die Zeiten haben sich nicht geändert, Herr Kollege, die Zeiten haben sich nicht geändert. Worauf ich hinaus will, ist Folgendes: Wenn Sie sich erinnern, es hat die Handball-B-Weltmeisterschaft in Wien gegeben, in der Dusika-Rundturnhalle, und meine Mannschaft hat damals dort gegen WAT Hernals – ich war noch in der Jugend – das erste Spiel gespielt. In der Mitte ist ein Parkettboden verlegt, wir haben dort Handball gespielt. Mein Verein hat Gott sei Dank das Spiel gewonnen, aber in einer Halle mit 6 000 Zuschauerplätzen, in der 50 bis 80 Leute zusehen, muss ich ehrlich sagen, haben sich das Spielvergnügen und die Atmosphäre etwas reduziert. Als bei der Weltmeisterschaft die Halle dann voll war mit 6 000 Zuschauern, war es hervorragend, und für ein solches Ereignis war es auch gut.

Ich weiß auch nicht, wer von Ihnen schon in einer Halle mit 15 000 Zuschauerplätzen war. Wer von Ihnen hier herinnen war schon mal in einer Sporthalle, bei einem Sport-Event mit 15 000 Zuschauern? (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Dann müssen Sie auch Vereine haben, die im regulären Spielbetrieb diese Halle füllen können. Und ich sage Ihnen, leider haben wir das nicht, und auch die Capitals werden wahrscheinlich von den 50 Spielen, die sie haben, eine Handvoll haben, zu denen vielleicht so viele Zuschauer kommen, aber in der Regel wird auch für die Capitals eine Halle mit 4 000 bis 7 000 Zuschauern genügen. 

Ich glaube, eine Mehrzweckhalle ist auch aus ökonomischen Gründen sehr genau zu rechnen. Sie haben dem Herrn Bürgermeister nicht zugehört. Auf Grund der wirtschaftlichen Situation müssen wir uns natürlich auch überlegen, was es bedeutet, die Halle auch mit dem so genannten Mehrzweck zu füllen, wenn er nicht Sport ist, und da müssen wir 75 Prozent Befüllung machen, damit es auch sinnvolle Synergien gibt. Und wenn Sie beim Hauptbahnhof oder in anderen Stadtentwicklungsgebieten so eine Halle hinbauen, frage ich mich, wie Sie die Synergien darstellen wollen. Aber das werden Sie uns ja hoffentlich noch erklären. 

Also ich denke, bei dieser Hallendiskussion springen Sie hier auf einen Zug auf und versuchen, eine Stimmung zu machen, die keine ökonomische Grundlage hat und wo auch der Bedarf – auch das möchte ich sagen – nicht gegeben ist. Wenn der Internationale Eishockeyverband uns wieder eine Eishockey-Weltmeisterschaft anbietet, bin ich mir sicher, dann werden wir entsprechend reagieren. Aber im Vorhinein jetzt für leere Sitzplätze zu sorgen, davon halte ich nichts.

Ich möchte sagen, dass auch die Finanzierung sehr fraglich ist, und über die Auslastung habe ich auch schon gesprochen.

Was die Eissituation in Wien insgesamt betrifft, darf ich Sie daran erinnern, dass vor Kurzem das neue Projekt Eisring Süd vorgestellt wurde, wo es Eisflächen geben wird, Hallenflächen und Flächen unter freiem Himmel. Damit sollte auch eine gewisse Entlastung der jetzigen Situation erzielt werden, was die Eiszeiten betrifft, wobei ich aber auch sage, dass die Vereine nicht so schlecht bedient sind in Wien. Und wenn ich das mit anderen Städten vergleiche, brauchen wir uns nicht zu verstecken.

Ich möchte auch zurückweisen, Kollege Ellensohn, wenn du da sagst, die Sporthallen in Wien bröckeln alle vor sich hin. Also das war ein bisschen übertrieben, und ich glaube, du hast das nicht böse gemeint. Vielleicht ist eine Halle, die 30, 40 Jahre auf dem Buckel hat, schon etwas alt, aber unsere Hallen sind alle tipptopp beieinander, und wenn wirklich eine Gefahr wäre, würde dort kein Sport stattfinden. Aber das weißt du ohnedies ganz genau, ich wollte es aber nur auch hier klarstellen.

Etwas anderes erfüllt mich auch mit Unruhe. Ich glaube, dass wir in Wien die Tradition haben, dass der Sport zwar politisches Interesse hervorruft, aber dass der Sport per se als unpolitisch behandelt wird und wir auch, was die Sportverwaltung der Dachverbände betrifft, sehr große Freiheitsgrade haben. Das ist nicht in jedem Bundesland so, aber Gott sei Dank haben wir das in Wien so. Deshalb mache ich mir auch Sorgen, wenn ich mir anschaue, was mit Hellas Kagran passiert, wenn ich mir die politischen Entwicklungen anschaue, die es dort gibt. Bitte, mich nicht misszuverstehen, ich würde das genauso sagen, wenn linksextreme Entwicklungen in einem Sportverein stattfinden würden. Ich halte das für sehr, sehr bedenklich, und ich kann nur hoffen und appelliere auch an die FPÖ und an ihren Dritten Nationalratspräsidenten, dass er den Verein wieder dort hinführt, wohin er hingehört. (GR Mag Wolfgang Jung: Zur Mitgliedschaft beim ASKÖ!) Nicht zurück zum ASKÖ. Es ist in Wien nicht Pflicht, Mitgliedschaft beim ASKÖ zu haben, um Sport auszuüben. (Ironische Oh-Rufe bei der FPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Gott sei Dank!) Überhaupt nicht. Wir haben gute Union-Vereine, wir haben gute ASKÖ-Vereine, und wir haben auch einen großen Teil von unabhängigen Vereinen. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Aber wogegen ich mich verwehre, ist, dass Sie hier politische Veranstaltungen mit klarer und eindeutiger rechtslastiger Popularität abhalten. (GR Mag Wolfgang Jung: Zum Beispiel, Herr Kollege?) Und das weise ich auf das Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und dass Sie die Chuzpe haben, drei Spielerinnen auszuschließen, die politisch nicht der Meinung des Präsidenten sind, also das ist wirklich letztklassig. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das zeigt auch, dass es Ihnen hier überhaupt nicht um den Sport geht, sondern um die Ideologie. Und dafür steht der Sport nicht zur Verfügung. (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Ihnen geht es um den ASKÖ! Sie bringen die Parteipolitik hinein!) Das haben wir in den dunklen Zeiten unserer Republik gehabt, und das brauchen wir nicht noch einmal, das sage ich Ihnen ganz deutlich. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sie sollten es schon den Vereinen überlassen, was sie machen!) 

Also ich kenne eine Reihe von ÖTB-Vereinen, die würden nie so weit gehen, so etwas zu machen, was der Herr Graf gemacht hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Was hat er denn gemacht? Sagen Sie das einmal!) Ich habe es ohnedies gerade gesagt, Sie hören mir nicht zu. Er hat Spielerinnen ausgeschlossen. (Ruf bei der FPÖ: Er hat niemanden ausgeschlossen!) Nein, nein, ich weiß, er hat gesagt, als Präsident kann er nicht entscheiden, wer bei ihm im Verein ist oder nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Richtig!) Das ist aber ein schwacher Präsident, muss ich sagen. Das muss ja wirklich ein ganz ein schwacher Präsident sein, der nicht bestimmen kann, was in seinem Verein geschieht. (GR Mag Wolfgang Jung: Ist das in der SPÖ so üblich, dass man schaut, wer Mitglied ist?)
Meine Damen und Herren! Ich bitte auch die FPÖ – da bin ich mit Ellensohn einer Meinung –, vereinnahmen Sie die armen Caps nicht so. (StR Johann Herzog: Was machen Sie denn?) Die Vienna Capitals haben sich etwas anderes verdient, als dass sie so massiv von Ihnen unterstützt werden. Sie sind mit der Stadt Wien in guten Gesprächen. Der Präsident Schmid ist ein Segen für die Capitals, Gott sei Dank haben wir ihn, das möchte ich auch dazusagen. Die Probleme mit der Liga sind auch schon angesprochen. Er hat weniger Probleme mit der Stadt Wien als eben Funktionärsprobleme in der Liga, und es ist ja auch angekündigt worden, dass es bis Mitte Februar hier auch entsprechende Lösungen gemeinsam mit den Capitals geben wird.

Alles in allem, meine Damen und Herren, glaube ich, dass wir hier auf einem sehr guten Weg sind, um den Eishockeysport in Wien und die große historische Bedeutung, die er hat, weiterhin zu stärken.

Wir haben ja heute auch eine Förderung für das Dameneishockey auf dem Programm und im Antrag zur Beschlussfassung. Es ist dies ein kleiner Beitrag, aber ein wichtiger Beitrag, und in dem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zum Antrag. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich weise darauf hin, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich ein bisschen auf den Breitensport konzentrieren und auch auf die Versäumnisse, die ich trotz allem, was wir hier gehört haben, doch der Stadt Wien anlasten möchte.

Und zwar ist es ja so, dass Sie zum Beispiel alleine schon unter MA 51 diese Stadien und Sportarenen, Sporthallen, Sportplätze, Schianlagen und Eissportanlagen sowie die Spielplätze ganz genau und dezidiert auflisten, wo sich die einzelnen Vereine oder die einzelnen Anlagen befinden, inklusive Adressen. Ganz anders sieht es aus, wenn es um Turnvereine geht. Da steht Turnvereine, MA 51. Punkt. – Sendepause.

Und jetzt muss ich sagen, Frau Stadträtin, wenn man so, wie Sie das in den letzten Jahren wirklich konsequent verfolgt haben, in den Schulen den Turnunterricht schon fast komplett zum Erliegen bringt, dann sind aber hier ... (VBgmin Grete Laska: Wer macht das?) Entschuldigung, die Turnstunden wurden permanent gekürzt. (VBgmin Grete Laska: Wien kürzt Turnstunden? Sie waren in der Regierung, als unter Gehrer die Turnstunden gekürzt wurden!) Die Turnstunden wurden gekürzt. Sie haben ja nichts angeboten. Sie hätten die Chancen gehabt, in den Schulen Alternativen anzubieten. Sie haben nichts dergleichen gemacht. Nein, Sie haben wirklich nichts gemacht. (VBgmin Grete Laska: Diese Argumentation ist wirklich lächerlich!)
Es geht ja weiter. Haben Sie, wenn die Turnstunden jetzt schon gekürzt sind, irgendetwas beworben, dass man den Schülern Broschüren über die Sportvereine der MA 51 in die Hand drückt und sagt, hier ... (VBgmin Grete Laska: Die MA 51 hat keine Sportvereine!) Die von der MA 51 verwalteten Sportvereine, sagen wir es konkret. (VBgmin Grete Laska: Die MA 51 verwaltet auch keine Sportvereine!) Na, dann schreiben Sie es nicht im Internet! Da steht ja großartig drinnen: Sportvereine, von der MA 51 verwaltet. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt doch nicht!) Ja, dann sagen Sie es bitte Ihren Leuten. Aber egal, ich will meine 20 Minuten für etwas anderes nutzen.

Sie haben hier nichts getan, um die Jugend an den Sport heranzuführen. Wir haben erst jetzt mit der neuen Bauordnung Jugendspielplätze. Denn die wenigen, die es gibt, haben Sie so zentral in die Wohnhausanlagen hineingebaut, dass die Leute dort sagen, bitte, ja nicht Jugendspielplätze. Natürlich braucht die Jugend Spielplätze, diese müssen auch eingefordert werden, aber nicht mitten im Wohngebiet. Wir haben auch genug Randgebiete, und der Wienerberg ist ja ein großes Gebiet, und dort haben Sie auch einen errichtet.

Aber wenn ich jetzt schon in der Gegend bin, dann muss ich gleich einmal auch ein Versäumnis nennen – und das können Sie jetzt nicht so locker wegleugnen –, und zwar den Eisring Süd, der Eisring Süd – eine Institution. Zuerst hat ein Kollege gesagt, nach 20, 25 Jahren – der Herr StR Ellensohn, glaube ich, war es – sind die Hallen kaputt. Der Eisring Süd steht jetzt zirka 35 Jahre, wenn nicht länger. Und was ist dort passiert? – Im Grunde genommen nichts. (VBgmin Grete Laska: Das ist aber nicht die Halle, von der der Herr Stadtrat gesprochen hat!) Er hat gesagt, generell die Hallen, aber auch der Eisring Süd steht über 35 Jahre. Es ist einfach so! Egal, aber Sie haben trotzdem dort nichts gemacht. 

Und was ist jetzt dort passiert? – Die Jugendgruppe der Pinguine ist weg von der Bühne. Warum? Weil Sie plötzlich beschlossen haben, einen super toll funktionierenden Eisschnelllaufring abzuschaffen, stattdessen die Halle dem ASKÖ zu geben für Fun-Sport-Anlagen, die sich nach zwei Jahren oder nach drei Jahren, wie sich herausgestellt hat, überhaupt nicht rentiert haben. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt doch überhaupt nicht!) Das alles kam zurück an den Bezirk mit massiven Kosten. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt doch nicht!) Na, nicht Nein sagen, ich war im Jahre 1998 ... (VBgmin Grete Laska: Die Pinguine haben dort Eishockey gespielt und sind nicht eisschnellgelaufen!) Die Pinguine, habe ich gesagt, als Jungendgruppe mit Eishockey und der Eisschnelllaufring. (VBgmin Grete Laska: Aber die Pinguine hätten am Eisring nie spielen können!) Lassen Sie mich halt einmal ausreden, Frau Stadträtin. Sie werden es schon noch kriegen. (VBgmin Grete Laska: Ja, sicher!) Lassen Sie mich einmal ausreden. Es war die Jugendgruppe, habe ich gesagt, der Pinguine und – nicht oder oder mit – der Eisschnelllaufring. (VBgmin Grete Laska: Aber die Pinguine hätten nie spielen können, wenn man nicht in der Mitte das Eishockeyfeld gebaut hätte!) Jetzt lassen Sie mich bitte ausreden. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) Es ist so schwierig für Sie, einmal was einzugestehen, wirklich wahr. (VBgmin Grete Laska: Aber nein! Ich höre Ihnen mit Begeisterung zu!) Nein, Sie hören mir überhaupt nicht zu, das ist das Problem. Aber egal. Jetzt bleiben wir einmal beim Eisring Süd. (VBgmin Grete Laska: Nehmen Sie sich einmal ein bisschen Zeit und schauen Sie sich das an!) Frau Stadträtin, bitte das Podium zu verlassen. Okay, danke. 

Mit diesem Eisring Süd ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Liebe Kollegin Frank, bitte einen Augenblick! – Ich bitte, dass man ihren Worten zuhört und sie ihre Rede reden lässt. Ich glaube, das ist auch im Interesse unseres Hauses, auch wenn vielleicht der Eindruck besteht, dass das eine oder andere nicht ganz richtig ist. (StR Johann Herzog: Wer beurteilt das?) Ich sage es jetzt sehr wertfrei. (Neuerlicher Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Nein, bei manchen Zuhörern. Ich sage es bewusst so. 

Liebe Kollegin Frank, setzen Sie Ihre Rede fort. Es gibt ja die Möglichkeit, darauf zu erwidern.

GRin Henriette Frank (fortsetzend): Das will ich ja die ganze Zeit. Ich wurde ja unterbrochen. (Heiterkeit.) 

Bleiben wir trotzdem beim Eisring Süd. Es war eine äußerst erfolgreiche Eisring-Süd-Geschichte. Wir hatten dort die Eisschnellläufer – das brauche ich Ihnen wahrscheinlich nicht zu sagen –, es waren der Hadschieff und die Emese, und die haben nicht nur Olympiamedaillen nach Hause gebracht, sie waren nicht nur Weltcup-Sieger und Weltmeister und so weiter, sondern sie haben wirklich auch Jugendliche motiviert, wie es ja sehr oft ist. Wenn man Spitzensportler hat, setzt sich das dann auch durch im Breitensport. 

Aber nein, diese Vorrichtung, Einrichtung, wie immer Sie es jetzt beizeichnen wollen, wurde geschlossen. Ich kenne viele Jugendliche, die nur aus diesem Grund nach Innsbruck studieren gegangen sind, weil sie Eisschnelllaufen wollten. Und das war dann die einzige Möglichkeit. Also Wien hat hier nicht einen Erfolgskurs freudestrahlend fortgesetzt, sondern so, als wäre das peinlich, hat man das einfach abgesägt und hat dann irgendwas anderes gemacht. Und seither köchelt dieser Eisring. 

Jetzt hat man zwar Gespräche geführt mit Leuten, die da oben in der Gegend wohnen, aber das hat dann so ausgeschaut: Eigentlich weiß man noch nichts, der Stadtrat weiß noch nichts und Sie wissen offensichtlich auch noch nichts und die Bezirksvorsteherin weiß auch nichts. (GRin Kathrin Gaal: Mit wem haben Sie gesprochen?) So steht es drin im wortwörtlichen Protokoll, Frau Gaal, muss ich schon sagen, im wortwörtlichen Protokoll von Veranstaltungen, die stattgefunden haben. (Zwischenrufe.) Egal. 

Jedenfalls hat man jetzt einen Wettbewerb gemacht. Aber statt die Leute in die Planung mit einzubinden, um wirklich auf die Bedürfnisse einzugehen, hat man sie jetzt in die Jury gestellt. Nur, jetzt ist mehr oder weniger der Zug schon abgefahren. (GRin Kathrin Gaal: Das ist doch nicht wahr!)

Und was gibt es jetzt dort? – Die Eisschnelllaufbahn ist für alle Zeiten gestorben. Also das will man nicht mehr. Man will jetzt Eisflächen. Okay, das ist super. Aber wenn so ein Verein – jetzt komme ich wieder auf die Pinguine zurück –, wenn so ein Jugendverein einmal kaputt ist, den wieder aufzubauen, Frau Stadträtin ... (VBgmin Grete Laska: Die gibt es doch noch, die Pinguine!) Ja, aber nicht mehr in der Form, wie wir es schon gehabt haben. Die Pinguine, das war fast eine Institution, auf die der ganze Bezirk stolz war. So wie es ja auch einmal beim FAV AC war. Es ist ja alles weg, also es ist ja nicht so ... (VBgmin Grete Laska: Sind Sie auf den FAV AC nicht mehr stolz?) Er ist schon sehr abgespeckt. Aber, okay, lassen wir das. 

Nur, es ist ja so, dass Sie sich dann immer nur auf ganz, ganz wenige Spitzensportarten oder vielleicht Randsportarten konzentrieren, aber viele Möglichkeiten ungenutzt lassen. Und das muss man hier auch einmal sagen. (Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) Sie sind nicht am Wort, Frau Stadträtin, entschuldigen Sie, das wird jetzt schon unangenehm. 

Wir hatten in der rhythmischen Gymnastik Olympiateilnehmerinnen. Was wurde dort durchgeführt? Wissen Sie, wie Sie mit diesen Jugendlichen verfahren sind? Die Großeltern mussten die Kinder zu den Trainings führen, wurscht, wohin. Die haben weder Kosten ersetzt bekommen noch sonst irgendwas gekriegt. Das waren Olympiateilnehmerinnen, aber rhythmische Sportgymnastik hat einfach nicht so ins Konzept gepasst. Das war halt nicht Fußball oder sonst irgendwas. 

Bei den Turnern ist es auch so. Wir hatten schon viele große Turner. Wie sind die Turnvereine – und das ist schon auch mit ein Grund, warum es auch hier zurückgeht – untergebracht? Schauen Sie sich bitte verschiedene Turnhallen an. Wenn man einem Breitensport gerecht werden will – und ich glaube, Turnen mit all seinen Facetten gehört sicher auch dazu –, dann sind die Schulen – und da sind wir ja jetzt bei dem Problem mit den Turnhallen – oft in so einem Zustand, dass es schon grenzgängerisch ist, dort Veranstaltungen zu machen. (VBgmin Grete Laska: Zum Beispiel?) Zum Beispiel die Leibnitzgasse. Da hat man schon Klettergerüste gehabt, die sind, wenn man sich draufgehängt hat, aus der Wand geflogen. Man hat sie wieder angedübelt, aber im Grunde genommen ist der Turnsaal überaltert. 

Gerade Jugendliche, die vielleicht auch im Sport ein gewisses Minimum an Anspruch stellen, haben hier auch ein Recht, vielleicht über etwas modernere Geräte zu verfügen und nicht in Turnsälen zu turnen, in die sie, weil es sich die Bezirke nicht leisten können, diese zu renovieren, zu restaurieren, wiederzubeleben, wie immer, gar nicht mehr hingehen wollen, weil einfach alles kaputt ist. Um ein Fenster zu öffnen, müssen Sie ohnehin zuerst einmal dieses komische Klettergerüst hochsteigen. 

Also Sie machen in der Richtung, wo es nämlich – und das ist der springende Punkt – mit einfach Mitteln möglich wäre, etwas zu tun, wenig. Aber wenn es darum geht, neue Hallen zu errichten wie beim Eisring – wie gesagt, 35 Jahre passierte nichts, obwohl man die ganze Problematik kannte mit dem Ammoniak und, und, und; ich will es gar nicht aufzählen –, also eine neue Halle zu bauen, das bedeutet, Spatenstich, vielleicht Giebel- oder Firstfeier, Neueröffnung, Glanzbroschüren. Da haben wir das Geld, und da stellen Sie sich hin und präsentieren sich als diejenigen, die den Sport super unterstützen. Aber wenn es um einzelne Aktivitäten oder so geht, wo es mit wenig Mitteln möglich wäre, etwas zu tun, dann, muss ich sagen, versagt in vielen Bereichen – nicht in allen, das kann man so nicht sagen, aber in vielen Bereichen – die Stadt Wien sehr. 

Ich würde doch bitten, versuchen wir, gerade bei Schulen auch mit Wettbewerben oder eben mit genügend Informationsmaterial, wo überall es diese Sportstätten gibt, etwas zu tun. Viele wissen es ja gar nicht, denn angeschlagen ist es nirgendwo, und auch in Schulen weiß niemand, ob da jetzt der ASKÖ, die Union, der ÖTB oder wer immer dort turnt in den Abendstunden. Das ist ja niemandem bekannt. Machen wir Werbung für diese Art von Breitensport und versuchen wir, viele zu gewinnen, denn dann kann auch ein guter Spitzensport daraus entstehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema Mehrzweckhalle geistert ja bereits seit Monaten durch die Medien, teilweise nicht wirklich seriös. Die Problematik nämlich besteht aus meiner Sicht darin, dass wir das aktuelle Problem der Albert-Schultz-Halle mit dem Problem einer fehlenden Mehrzweckhalle in Wien vermischen. (VBgmin Grete Laska: Genau!) Das sind zwei komplett getrennte Dinge, und die würde ich gerne auch so behandelt wissen. 

Das Problem der Albert-Schultz-Halle stellt sich nämlich so dar, dass der Verein meint, die derzeitige Halle sei ihm zu klein. Die Halle ist dem Präsidenten, ist dem Verein zu klein, sie würden eine größere benötigen. Ich kann das nicht beurteilen, es wird schon richtig sein. Ich möchte nur sagen, dass ich selber Ende November, Anfang Dezember mit meinem Sohn auch bei einem Heim-Match der Vienna Capitals war, da war aber die Halle halb leer. Kann sein, weil der Gegner ein ungarischer Verein war, aber ich möchte nur auch festhalten, dass die Halle nur halb gefüllt war. 

Irgendwie erinnert mich die Situation, gerade weil es den Präsidenten Schmid gibt, schon ein bisserl an die Wiener Austria vor zwei, drei Jahren, als auch deren Vereinsführung gemeint hatte, die Stadt Wien ein bisserl unter Druck setzen zu können: Wir brauchen im Süden von Wien ein Stadion, sonst ziehen wir uns aus dem Verein zurück, und den Verein gibt es dann nicht mehr. Genauso kommt mir das jetzt auch vor. Ich unterstütze das, dass es die Verhandlungen der Stadt Wien mit dem Verein gibt, hoffe aber auch, dass man sich da nicht wirklich komplett erpressen lässt. Wiener Spitzeneishockey ist wichtig, nur, wenn das Schule macht, kommt dann bald ein Handballverein, kommt dann bald ein Basketballverein – das ist mein Sport, zum Beispiel, der mich interessiert – und fordert dasselbe.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Problem Mehrzweckhalle ist da schon ein bissel weitläufiger zu betrachten. Die ganze Problematik mit den Kongressen zu vermischen, wie es der Bürgermeister in der Fragestunde gemacht hat, ist schon hinterfragenswert. Ich meine, das stimmt schon, dass Wien wahrscheinlich europaweit die Kongressstadt Nummer 1 ist, aber bei Kultur- und Sportveranstaltungen – das wurde in den letzten Minuten und Stunden auch diskutiert – sind wir europaweit nur unter ferner liefen. Also ich würde nicht, weil wir in einem Bereich vielleicht top sind, dann gleich alle anderen auch als top darstellen. Das stimmt einfach nicht.

Ich habe auch ein Beispiel dafür, das war das heurige Fußball-Stadthallen-Turnier, das wieder einmal stattgefunden hat. Es konnte nur an zwei Tagen stattfinden, weil einfach die Halle – das hat mir der Verantwortliche gesagt – nicht mehr frei war, weil danach gleich „Holiday on Ice" gekommen ist. Also die hätten das gerne vier Tage gemacht, konnten aber nur an zwei Tagen spielen, weil die Halle bereits ausgelastet war. (GR Karlheinz Hora: Die wollten nicht länger!) Ich denke aber, dass das eine sehr gute Veranstaltung ist und dass Fußball auch im Winter in einer Großstadt präsent sein sollte. Das Stadthallenturnier besuchen ja immer auch viele Familien, weil es ja immer zwischen den Feiertagen liegt und weil es doch sehr gut war. (GR Karlheinz Hora: Die wollten nur an zwei Tagen spielen!) Also nach meiner Kenntnis aus einem persönlichen Gespräch wollte er vier Tage. Das war seitens der Stadthallenleitung nicht möglich, weil eben „Holiday on Ice" war. 

Also das Motto vom Bürgermeister bei dieser Frage, dass eh alles gut ist, das stimmt einfach nicht. Dazu gab es auch schon Medienberichte – „Wiener Zeitung" 2007, „Standard" 2008 –, wonach sowohl der Bgm Häupl als auch die zuständige Sportstadträtin gesagt haben, dass wir so eine Mehrzweckhalle, eine Multifunktionshalle benötigen. Es ist daher etwas verwunderlich, dass das heute nicht mehr der Fall ist. 

Sehr seltsam finde ich das Vorgehen der Mehrheitsfraktion in dieser Frage. Ich habe im letzten Gemeinderat einen Antrag auf Bedarfsprüfung einer Mehrzweckhalle in Wien gestellt. Da ist dann der Vorsitzende des Planausschusses, der Kollege Hora, zu mir gekommen und hat gesagt, wenn wir von der sofortigen Abstimmung weggehen und auf Zuweisung in den Ausschuss abändern, stimmen Sie zu. Das wurde gemacht, aber im Ausschuss gab es dann seitens der MA 19 – ich glaube, es war die MA 19 (GR Karlheinz Hora: 18! MA 18!), MA 18, Entschuldigung, ja, MA 18 – eine doch sehr seltsame Stellungnahme, die ungefähr so lautete: Vor zwei Jahren hätten wir eine gebraucht, heute brauchen wir keine, vielleicht brauchen wir in ein paar Jahren wieder eine. 

Also da, muss ich sagen, waren sogar die SPÖ-Kollegen, die genau vis-à-vis von uns gesessen sind, etwas überrascht, aber die SPÖ hat dann im Ausschuss den Antrag auf Bedarfsprüfung abgelehnt. Und das Lustige oder das Humorvolle war, dass gerade vor einer halben Stunde der Kollege Reindl bei mir war und zu meinem heutigen Antrag bezüglich Mehrzweckhalle – den habe ich jetzt oben liegen – gemeint hat, wenn wir von der sofortigen Abstimmung weggehen und auf Zuweisung in den Ausschuss ändern, würde die SPÖ wieder mitstimmen. (VBgmin Grete Laska: Weil der Antrag so unpräzise ist!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Was soll denn das? Verschleppen wir jetzt das Problem, und ich stelle in jeder Gemeinderatssitzung einen Antrag, und die SPÖ stimmt zwar mit, lehnt ihn aber im Ausschuss ab? Das ist ja nicht seriös, bitte! Was denken sich die Leute dabei? Das ist ja fast unerhört, muss ich sagen. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Wir können nicht abstimmen, weil er so unpräzise ist! Es steht nichts drinnen über die Zuschauerzahlen und so weiter! Wir wollen es gerne genauer wissen!) Geh, Wolfgang Aigner, könntest mir den Antrag bringen, bitte. (Geschieht.) Ich danke dir.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte auch in meiner Rede ganz kurz, wie Kollege Ellensohn, dem das aufgefallen ist, zur Mehrzweckhalle am Hauptbahnhof eingehen. Wir dürfen eines nicht vergessen, dass der gesamte Südteil Wiens, also 10., 11., 12., 23. Bezirk, keine größere Veranstaltungshalle hat. Im Zuge des Neubaus der Therme Oberlaa musste ja die Kurhalle Oberlaa abgerissen werden, und es gibt keinen Ersatz. Also man muss sagen, die Bilanz von Veranstaltungshallen in den letzten drei Jahren ist minus eins. Es wurde keine neue gebaut, aber dafür eine beliebte Veranstaltungshalle abgerissen. 

Da muss ich ehrlich sagen, mich wundert dieses kategorische Nein. Wir hätten also gerne eine Standortprüfung, auch für den Süden von Wien unter anderem. Ich denke, der Hauptbahnhof wäre geeignet. Das sagen mir auch Kollegen der Stadt Wien und auch Vertreter der ÖBB, und zwar in dem Bereich – ich habe das schon einmal medial thematisiert – Laxenburger Straße, Landgutgasse vielleicht. Da müsste demnächst auch ein städtebaulicher Wettbewerb starten, und da sollte man das zum Thema nehmen, dort einmal eine solche Multifunktionshalle anzudenken. 

Ich glaube, dass das ein guter Ansatz wäre. Es wäre auch eine Komplettierung des Programms, was der Hauptbahnhof anbietet. Der Hauptbahnhof wird der beste Verkehrsknotenpunkt in ganz Wien sein. Ich denke, dass man das dann sehr leicht argumentieren kann, diese Halle dort hinzustellen.

Ich muss die restliche Zeit nutzen und bringe kurz einen Beschlussantrag ein zur sofortigen Abstimmung:

„Der Bürgermeister wird aufgefordert, die Klärung der Standortfrage zur Errichtung einer zusätzlichen Mehrzweckhalle raschest voranzutreiben und daher die zuständigen Ressortverantwortlichen dahin gehend aufzufordern, umgehend eine Standortstudie für eine Mehrzweckhalle in Wien zu erstellen. In dieser Studie sollen vor allem bei den in Frage kommenden Standorten die verkehrstechnischen Kriterien geprüft werden."

Ich denke, da gibt es eh nur einen Standort. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Mahdalik. (GRin Anica Matzka-Dojder: Schon wieder?)

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schon wieder. Ja, das habe ich mir auch gedacht, das war auch nicht beabsichtigt, aber wenn hier Unwahrheiten verbreitet werden, muss man einige Sachen in aller Ruhe ins rechte Licht rücken. (GRin Mag Waltraut Antonov: Nicht links, sondern rechts!) Ins rechte Licht. Ich weiß, das tut den Grünen weh. Da kriegen sie gleich einen leichten Ausschlag. 

Weil ich heute meinen seriösen Tag habe, werde ich auf Ausdrücke wie „Wehrsportübungen am Hellas-Platz" oder diesen Holler „Olympia soll bei den Caps das Ruder übernehmen" heute nicht eingehen, sondern ein paar gesagte Sachen ins rechte Licht rücken. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist richtig so!) 

Ich weiß, die SPÖ ist nicht erfreut darüber, dass der Verein Hellas Kagran nicht mehr beim ASKÖ ist. Du fühlst dich auf den Schlips getreten, das hat auch seine guten Gründe, ich möchte aber kurz die Geschichte erzählen, wie es dazu gekommen ist, dass der Martin Graf das Präsidentenamt übernommen hat. (GRin Mag Waltraut Antonov: Wer ist der Martin Graf?) 

Jeder, der sich bei Sportvereinen schon einmal engagiert hat, weiß, dass ein Präsidentenamt mit sich bringt, dass man viel Geld investiert, viel Zeit und viel Nerven. Das Präsidentenamt ist kein Spaß, das bringt immer sehr viel Arbeit mit sich, und keiner macht das aus reinem Vergnügen. Der Martin Graf ist jetzt seit Jahrzehnten bei diesem Verein engagiert, ist seit Jahrzehnten Mitglied, er hat dort selbst in seiner Jugend gespielt, sein Sohn spielt dort. Als es dem Verein wirklich dreckig gegangen ist und er kurz vor dem Konkurs gestanden ist, hat er sich bereit erklärt, dort das Präsidentenamt zu übernehmen. Er hat viel Privatgeld investiert, das er nie wieder sehen wird in seinem Leben, und er hat seitdem viele, viele hundert Stunden dort investiert, ebenso wie auch andere Funktionäre der Freiheitlichen Partei.

Und weil es immer die Anschuldigungen gibt, es ist ein blauer Verein: Im Vorstand sitzen vier Freiheitliche, in anderen Vereinen, in so genannten roten oder schwarzen Vereinen gibt es, glaube ich, ganz andere Verhältnisse. Auch andere Mandatare – ich eingeschlossen –, andere Bezirksmandatare haben dort schon sehr viel von ihrem Geld investiert, aber nicht, weil dann nachher irgendetwas rausschauen soll. Es kann doch keiner ernsthaft glauben, dass einem, wenn man sich für einen Verein engagiert, die Wählerstimmen dann in großer Anzahl bei der nächsten Wahl entgegenfliegen, nur weil man sich dort engagiert. Das ist doch an den Haaren herbeigezogen. 

Man kann von einem Präsidentenamt, von einem Engagement bei einem Verein in Wirklichkeit nicht profitieren, sondern man muss sehr viel einsetzen. Und der Martin Graf hat sich deswegen bereit erklärt, weil der Verein sonst gestorben wäre. Es hat doch vorher zumindest offenbar eine Misswirtschaft gegeben, und der Verein hat jetzt noch sehr, sehr hohe Schulden aus der vorigen Obmannschaft. Es sind einige hunderttausend Euro. Wir oder die Vereinsmannschaft – ich bin nicht direkt engagiert, ich zahle nur Geld ein für die Mitgliedschaft – hat einen Teil der Schulden schon abgearbeitet, aber der Martin Graf wollte den Verein einfach nicht sterben lassen. Das war seine einzige Überlegung, dort einzusteigen. Der Verein soll auch nicht umgefärbt werden, aber natürlich schaut man sich zuerst im Freundes-, Parteikreis um, wenn man Geldgeber, auch in kleinerem Maße, finden will, und diese Leute kann man natürlich leichter überzeugen, dort mit einer finanziellen Spritze zur Seite zu stehen. 

Was jetzt die drei Spielerinnen angeht. Die Suspendierung hat natürlich nicht der Präsident gemacht, weil er das nicht kann, sondern der Obmann. Ich war selbst bei einem Damen-Match anwesend, und im Vorfeld wurden die ganze Plakatwand draußen und auch die Metallteile beschmiert. (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Die waren es nicht. Es ist gestanden: Graf: Rassist, Graf: Sexist, Graf: Nazi und, und, und. Das hat einen großen Schaden hervorgerufen. Wir wissen natürlich – wir können es natürlich nicht beweisen, aber wir können es uns denken –, aus welchem Kreise das kommt. 

Diese drei Spielerinnen sind ja nicht wirklich politisch gemäßigt, und wenn der Kollege Ellensohn gesagt hat, er will keine Rechtsradikalen auf dem Fußballplatz, dann frage ich ihn, ob er Linksradikale auf dem Fußballplatz will. Für den Kollegen Ellensohn sind wahrscheinlich oder sicher wir rechtsradikal, aber die sind bei den Linken dabei und die sind aus unserer Sicht – und ich hoffe, auch aus der Sicht von Kollegen Ellensohn, obwohl ich es nicht ganz glaube – linksradikal. Ist jetzt linksradikal besser als rechtsradikal, oder reden wir aus Gründen der Ausgewogenheit über beide Seiten mit denselben Voraussetzungen? 

Die Spielerinnen haben noch ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist für euch besser? Links- oder rechtsradikal?) Gar nichts. (GR Mag Thomas Reindl: Das kann man sich aussuchen!) Wir lehnen Radikalität, gleich, von welcher Seite, ab. Wir sehen uns selbstverständlich nicht als rechtsradikal. Wenn wir als rechtsradikal bezeichnet werden, dann bezeichnen wir – mit gutem Recht, glaube ich – die Linken, zum Beispiel diesen Zusammenschluss des linken Bündnisses, als linksradikal. Und ich glaube, daran ist nichts auszusetzen. 

Aber die Spielerinnen haben Folgendes gemacht, und ich glaube, das rechtfertigt ihre Suspendierung schon: Sie haben am Tag der Angelobung von Martin Graf, zum Teil in Trainingsanzügen von Hellas Kagran, vor dem Parlament demonstriert und haben dort unter anderem skandiert und geschrien: „Graf, schleich dich!" (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist da rechtsradikal? – Lebhafte Zwischenrufe bei GRÜNEN und SPÖ.) Nein, nein, das ist ja linksradikal, das haben ja nicht wir gesagt. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist nur unter Graf möglich, dass drei Spielerinnen deswegen suspendiert werden!)
Und jetzt möchte ich ein Beispiel bringen. Welcher Verein, welcher Präsident, der nur halbwegs etwas auf sich hält und sich nicht gerne tagtäglich beleidigen lässt, lässt das auf sich sitzen? Der Bgm Häupl ist bei der Wiener Austria engagiert, viele SPÖ-Mandatare sind beim ASKÖ Wien engagiert, und wenn sich dann Spieler oder Funktionäre irgendwo hinstellen, vor das Parlament, und schreien „Häupl, schleich dich! Kopietz, schleich dich!" oder so was, das lässt sich die Sozialdemokratie gefallen? Also das glaube ich nicht. Da würde auch die Sozialdemokratie oder würden die Vereine, in denen sich die Sozialdemokratie engagiert, einschreiten. Mit gutem Recht. Ich glaube, das braucht man sich nicht gefallen zu lassen. Ein Mindestmaß an Benehmen muss auch im Fußballsport vorhanden bleiben. Und diese Suspendierungen, die nicht von Martin Graf, wie gesagt, sondern vom Obmann ausgesprochen wurden, sind unserer Meinung nach auch zu Recht erfolgt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum kriegt dann die Kantine jemand, der bei euch im Parlamentsklub ist?) Warum sollte er nicht? (GR Heinz Vettermann: Das ist eine unerträgliche Politisierung!) Müssen wir jetzt die Kantine auch schon ausschreiben? Da frage ich lieber vorher die Kollegin Gretner, ob es ausschreibepflichtig gewesen wäre. Die kennt sich da besser aus. 

Kein Mensch auf der ganzen Welt lässt sich so eine Behandlung durch Vereinsmitglieder, für die er sein Geld, seine Zeit und seine Nerven einsetzt, auf Dauer gefallen. Er hat vorher schon einiges schlucken müssen, doch das war der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen gebracht hat. Aber der Verein ist weit entfernt davon, irgendwie umgefärbt zu werden. 

Da gibt es ganz andere Beispiele. Ich habe das selber am eigenen Leib erfahren. Das hat mir damals sehr weh getan am Schluss meiner fußballerischen Tätigkeit. Damals hat mich der Trainer von FC Stadlau – damals noch ÖMV Stadlau oder OMV Stadlau, ich weiß nicht genau, wie der damals geheißen hat – gefragt, ob ich nicht zum Verein kommen möchte. Im Fußballclub Stadlau engagieren sich immer schon viele sozialdemokratische Funktionäre. Es ist auch nichts dagegen einzuwenden. Es müssen sich Leute engagieren, und Politiker sind da oft sehr gut am Platz, weil sie Geld aufstellen können und viele Kontakte haben. Also der Trainer hat gesagt, ich will dich haben, und ich habe gesagt, ja, ich will auch, dann habe ich es nicht weit. Ein paar Tage später ist er gekommen und hat gesagt, das können wir nicht machen, du bist schon Bezirksrat bei den Blauen. Das geht bei uns nicht. Tut mir leid. Es war im Endeffekt auch wurscht, denn ich bin halt wieder einmal zu Donaufeld gegangen. Aber weil uns immer vorgeworfen wird, wir färben um oder wir machen Parteipolitik. 

Schaut euch einmal am Hellas-Platz um, wenn ihr es übers Herz bringt, auf einen rechtsradikalen Fußballplatz zu gehen. Es werden dort keine Wehrsportübungen veranstaltet, es wird keine Parteiwerbung gemacht. Die Leute engagieren sich dort. Die Kantine präsentiert sich heute vom kulinarischen Angebot her um 150 Prozent besser als noch zu früherer Zeit. Und der Verein ist insgesamt, seit sich der Martin Graf und andere engagiert haben und noch immer engagieren – sie werden das auch weiter tun –, auf viel besseren Beinen, präsentiert sich in einem viel besseren Zustand. 

Darum soll man hier nicht Sport mit Politik vermengen. Wir probieren oder die Mannschaft bei Hellas Kagran probiert, das auseinanderzuhalten. Dem einen oder anderen passt das natürlich nicht, überhaupt wenn sie aus einem eher radikalen Eck kommen, so wie den Linken. Natürlich stößt das denen sauer auf, wenn ein freiheitlicher Präsident, der noch dazu in ihren Augen ein ganz, ganz Böser ist, jetzt den Verein viel besser führt als seine Vorgänger. 

Und dass er dem ASKÖ nicht mehr angehört, hat auch einen guten Grund: Weil nämlich der vorige Obmann, der offenbar für die großen finanziellen Probleme – das muss alles ausjudiziert werden – des Vereins verantwortlich ist, im ASKÖ die Fußballsektion leitet. Da war natürlich keine gute, gedeihliche Zusammenarbeit möglich, und darum hat der Verein diesen Schritt gesetzt. Da braucht die SPÖ nicht beleidigt zu sein. Ihr habt noch genug Vereine im ASKÖ. Da hängt das Leben und Sterben nicht von der Mitgliedschaft des Hellas Kagran ab. 

Ich hoffe, ich habe jetzt in einer doch etwas längeren Wortmeldung die meisten Unklarheiten ausräumen können. Wir wollen keine radikalen Spieler, die die Politik auf den Fußballplatz bringen, die im Trainingsanzug politische Parolen skandieren, die Leute beleidigen auf der Straße. Das will ein Verein natürlich nicht. Mit gutem Recht. Kein roter oder schwarzer Verein würde sich das bieten lassen. 

Jetzt sage ich noch vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu meinen VorrednerInnen in umgekehrter Reihenfolge. Zuerst zum Kollegen Mahdalik. Es geht ja nicht darum, dass irgendwer beleidigt ist (StR Johann Herzog: Ihr habt das gesagt!) – nein, nein, beleidigt, weil er nicht beim ASKÖ ist; darauf habe ich geantwortet –, und es beruhigt mich natürlich auch, dass keine Wehrsportübungen dort stattfinden, aber das habe ich mir eigentlich gar nicht vorstellen können. Dass Sie das überhaupt sagen – damit haben Sie ein neues Bedrohungsszenario im Kopf überhaupt erst entstehen lassen –, aber worum es uns und mir geht, sind zwei Dinge: Das eine ist, dass nicht offene FPÖ-Parteiveranstaltungen direkt dort am Rasen stattfinden, und das Zweite ist, dass man nicht missliebige Spielerinnen einfach hinauswirft, sondern das aushält, wenn sie das Sportliche entsprechend bringen. Und das ist passiert. Das ist abzulehnen, und das wird daher auch kritisiert. So einfach ist das! Ich glaube, dass es die Vorkommnisse gegeben hat, das ist evident, und das wird von uns eben abgelehnt. (Beifall bei der SPÖ.)
Dem GR Hoch möchte ich so weit recht geben, dass man beide Themen tatsächlich nicht vermischen soll und dass die Eishockeylösung, um die Wien ringt, eigentlich auch schon in Sicht ist und in 14 Tagen, während des Februars noch, gemeinsam mit dem Verein eine Lösung gefunden werden wird. Ich bin da sehr, sehr optimistisch, dass es diese Lösung gibt. Es wurde ja schon dargestellt und angesprochen, welche Möglichkeiten es da zum Beispiel bei der baulichen Ausweitung der Albert-Schultz-Halle gäbe. Aber wir werden das eben gemeinsam machen, und ich glaube, das ist eine gute und richtige Entwicklung. 

Bei der Mehrzweckhalle ist es eben gerade keine Kehrtwendung, sondern ist einfach in dem Sinne nüchtern zu prüfen gewesen, dass der Vorschlag damals von den Touristikern gekommen ist. Da haben der Herr Bürgermeister und die Frau Vizebürgermeister gesagt: Okay, schauen wir uns das an. Die Idee war zuerst bei einem Fassungsvermögen von 15 000 Personen – Stichwort: Eishockey-WM –, und da gibt es eben im Moment keinen Bedarf, weil es eben andere Hallen – Stadthalle, Messe und, und, und – gibt. Das ist leidenschaftslos, denn würde es einen Bedarf geben, wäre ja nichts dagegen zu sagen, sie zu errichten. Man braucht nur ein Konzept, das irgendwie tragfähig ist. Man kann nicht eine Riesenhalle bauen, und dann kann man sie doch nicht füllen. Alle reden auch von Kultur, aber dafür gibt es ebenfalls andere Hallen. 

Das heißt, man braucht eine akzeptable Größe und man braucht sie in der Nähe, und ich glaube, das ist im Moment nicht gegeben, weil auch die Wiener Wirtschaftskammer sagt, nein, im Moment brauchen wir sie nicht. Daher ich bin auch kein Freund der Idee, einfach zu bauen, denn es könnte ja einmal sein, dass wir sie brauchen. Es war vielleicht einmal so, aber gerade jetzt, wo es nicht so ist, zack, beginnen wir. 

Warum nachgefragt wurde bei dem ÖVP-Antrag, der so nicht anzunehmen ist, ist, weil der Antrag zu unpräzise ist. Denn was soll man prüfen? Eine größere Trainingshalle, zwei Indoor-Eisflächen, damit auch Jugendeinshockeygruppen spielen können, oder doch eine 15 000-Personen-Halle oder ein 6 000-Personen-Halle? In welche Richtung soll überhaupt geprüft werden? Es war die Nachfrage, und in dem Sinn sage ich, okay, man kann es sich anschauen. Wenn es den Bedarf gibt, wird es eine Halle geben, aber so unpräzise, ungenau und alles umfassend wird man diesen einen Antrag nicht durchführen können.

Zur Kollegin Frank. Ich meine, wer die Turnstunden gekürzt hat, ist ja ganz klar, und Sie wissen es auch: damals die schwarz-blaue Bundesregierung. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) So war es, und so ist es!

Ich wollte aber zwei, drei Dinge trotzdem dazu sagen, weil Sie da gleichzeitig unsere Vizebürgermeisterin und zuständige Stadträtin Grete Laska angegriffen haben. Ich meine, als langjähriger Zeitzeuge muss ich sagen, dass gerade sie es war, die sich massiv dafür eingesetzt und auch bei allen Neubauten gesagt hat, dass man die Turnsäle auch außerhalb der Schulzeiten nützen können soll, dass es eine Öffnung der Schulen gibt, dass es eine Möglichkeit für die Vereine gibt, da hineinzugehen, dass vor allem bei den neuen Schulen, aber schon seit vielen Jahren so gebaut wird, dass immer darauf geschaut wird, dass der Turnsaal so errichtet wird, dass man ihn extra begehen kann, damit die Menschen nicht sonst irgendwo in der Schule sind und man damit große Ängste, teilweise auch nachvollziehbar, schürt. Daher wird das mit eigenem Eingang gebaut. 

Die Öffnung der Schulen hat sie vorangetrieben. Sie hat sich auch sehr für Freiflächen, offene Flächen eingesetzt und dafür, dass Kinder und Jugendliche dort spielen können. Von Anfang an hat sie sich da sehr, sehr stark gemacht, hat auch erreicht, dass es viele freie Flächen gibt, die jetzt neu, anders und auch spontan genutzt werden können. Auch da hat sie gekämpft. 

Jetzt ist es gelungen – das ist das, worum es gestern gegangen ist. Ich meine, das war auch ein schöner Erfolg, auch wenn es nicht bei der Frau Vizebürgermeisterin ressortiert –, dass die Jugendlichen auch in der Bauordnung erwähnt werden. Dafür habe ich mich persönlich stark gemacht. Ja, das ist ein schöner Erfolg, super. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich sage ja nichts. Sie waren auch dafür, zugegeben, okay.

Ich meine, das ist das eine, und das andere war, dass sie für diese Freiflächen gekämpft und geschaut hat, dass man sie auch für die Jugendlichen nützen kann. Daher ist der Vorwurf, auch was das betrifft, natürlich absurd. Und dass die Turnsäle renoviert werden, ist ja, wenn man sich das Schulpaket anschaut, eine der teureren und wichtigeren Sachen bei den Renovierungen der Schulen, die jetzt laufend passieren. Daher ist das ja wieder ein Vorwurf oder eine Forderungen, die sowieso zumindest vorgesehen ist, dort, wo es renoviert wird.

Dass es im Campusmodell eine besondere Verschränkung gibt und es daher dort, wo es die ganztägigen Schulen gibt, ein besonderes Sportangebot geben soll, ist ja auch bekannt. Das machen die Sportverbände und nicht die MA 51, aber es gibt natürlich welche, die gesponsert werden, so steht es auf der Homepage. Das sind Union, ASKÖ, ASBÖ, die dann wieder ihre Unterverbände und Vereine haben, und die können dann je nach Lage der Schule dort auch ein Angebot machen. Ich glaube, das ist der sinnvolle und richtige Weg, das so zu machen und nicht noch eigene städtische Vereine, die mit allen anderen wieder in Konkurrenz wären, künstlich aufzubauen. Das ist Faktum.

Gerade weil über Eislaufen, Eishockey jetzt so viel diskutiert wurde, muss man sagen, dass es gerade beim zitierten Eisring Süd, zumindest was die Planung betrifft, eine Sport- und Fun-Halle gibt – nebenbei gesagt, auch ein gutes und zusätzliches Sportangebot, wo nicht aber eisgelaufen wird –, aber es gibt auch eine Indoor-Eisfläche, wo man Eishockey spielen kann, wo auch die Jugendgruppen üben können. Das ist ein bisserl abgesenkt und schaut, zumindest vom Plan her, der präsentiert wurde, sehr gut aus, wie im Rockefeller-Center in New York, wo man das von oben einsehen kann. Es gibt daneben eine freie Eisfläche, wo eisgelaufen werden kann wie beim Eislaufverein, wo die Menschen, die dieses Hobby, diesen Sport in frischer Luft ausüben wollen, dem auch nachkommen können. 

Also es wird diese Möglichkeiten geben, es wird diese zusätzlichen Möglichkeiten geben, und das ist gut und richtig. Daher sehe ich auch, was das betrifft, ein zusätzliches Angebot in Wien kommen. 

Wer sonst – und damit möchte ich auch schließen – gerne eisläuft, an den ergeht die Einladung, natürlich auch unsere gerade aktuelle Möglichkeit vor dem Rathaus zu nützen. Sie ist größer, schöner und besser, und man kann da wunderbar und im Freien, an der frischen Luft eislaufen. Also für alle, die das hobbymäßig gerne tun, gibt es zumindest aktuell auch eine attraktive zusätzliche Möglichkeit. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 17 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es liegt zu diesem Geschäftsstück ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP mit dem Betreff „Die Schaffung einer Mehrzweckhalle für Sport- und Kultur-Events" vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Forum Wien Arena. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Baxant, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vom Breitensport kommen wir nun zur Randgruppenförderung. Uns liegt der Akt „Forum Arena Wien" vor. Der Verein soll auch heuer wieder eine Subvention von 225 000 EUR bekommen. Es ist, glaube ich, kein Geheimnis, dass wir auch diesen Akt ablehnen wie so viele andere Akten auch, die im Jugendausschuss, aber auch im Kulturausschuss oder Integrationsausschuss von uns abgelehnt werden, weil es sich ja wie ein roter Faden durch die Politik im roten Wien zieht, dass hier an Freunde oder Günstlinge, aber leider auch an linksradikale Vereine oder Vereine mit linksradikalen Tendenzen Subventionen ausgeschüttet werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden es den Wählern und Wählerinnen auch sagen vor den nächsten Wahlen. Wir werden ihnen genau sagen, wie viele Steuergelder, welche Unmengen an Geldern an linksextreme Vereine ausgeschüttet werden.

Zum Beispiel das Amerlinghaus bekommt heuer 256 000 EUR. Da gibt es Parteien mit Vereinssitz im Amerlinghaus, etwa Die Linke, die Sozialistische Linkspartei, Sozialistischer Widerstand und so weiter, die im Arbeitskreis Marxismus ganz offen zur Revolution aufrufen. Das sind genau jene, die bei Demonstrationen auch gewaltbereit agieren, die den schwarzen Block stellen, wo man dann eben immer mit diversen gewalttätigen Aktionen rechnen muss.

Ein anderer Verein, der im Amerlinghaus beheimatet ist, ist Libertine Sadomaso. (VBgmin Grete Laska: Damit haben Sie ein Problem! Das ist klar!) Wir alle kennen die Aktivitäten. Die reichen vom Hänge-Bondage zu sonstigen Spielen mit Skalpellen. 

Oder die „Pankahyttn“, die auch hoch dotiert wird seitens des roten Wien. (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)

Das ist genau Ihre Politik, meine sehr geehrten Damen und Herren. Einerseits werden die Gebühren erhöht, gleichzeitig bekommen solche Vereine Unmengen von Geld in die Taschen gesteckt.

Und dann noch, zum guten Schluss, wird das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, das DOW oder DÖW, wie auch immer es hießen mag, auch mit beiden Händen gefördert. (GR Ernst Woller: Das stört Sie sehr!)

Das mag vielleicht dem Herrn Ellensohn gefallen, dem Stadtrat für linke Angelegenheiten, aber das ist sicherlich nicht unsere Politik, dass hier Randgruppen gefördert werden mit einem ganz, ganz klaren ideologischen Hintergrund. 

Wir werden das den Bürgern vor der nächsten Wahl sagen, wo Ihre Prioritäten liegen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! 

Ich möchte mich ganz kurz fassen. Nur ein paar Sätze.

Ich glaube, die Arena sorgt heute genauso wie vor einigen Jahren, wie im Jahre ihrer Gründung 1977, für das, was wir von ihr verlangen und was wir uns erwarten, nämlich für Diskussionen. Die Arena ist heute wie damals Kristallisationspunkt für gesellschaftspolitische Diskussionen und Diskurse. Das ist gut so. Sie ist darüber hinaus auch ein kulturpolitischer Ort und ein Ort, wo Sozialarbeit betrieben wird. 

Die Arena ist mittlerweile nicht nur für meine Generation, sondern auch für viele, viele Generationen vor mir identitätsstiftend für diese Stadt. Ich glaube, wenn wir sagen, dass der Stephansdom zu Wien gehört, dann können wir mit Fug und Recht behaupten, mittlerweile gehört auch die Arena schon zu Wien. Wir stehen zur Arena. (Beifall bei der SPÖ.)
Weil die Arena nicht nur die Kulturschiene fährt, sondern auch eine soziale Schiene, ist es uns Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen ein wichtiges Anliegen, dass es die Arena auch in den nächsten 30 Jahren gibt. 

Ich glaube, dass das Geschäftsstück sehr gerechtfertigt ist, die Subvention ist gerechtfertigt, und in diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 15 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und Grünen und damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen. Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 16 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat somit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Kinderhaus Hofmühlgasse". Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 20 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Unterstützung.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „ICE – Verein zur Förderung von Medienaktivitäten im schulischen und außerschulischen Bereich". Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 21 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „ZARA – Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit. Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 1 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nun mehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Miteinander – Birlikte Ögrenelim". Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wer diesem Poststück die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 4, 5, 7, 10 und 11 der Tagesordnung – sie betreffen Förderungen für Frauenprojekte – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die folgenden Subventionen würde ich unter dem Motto „Viel Geld für wenig Frauen" zusammenfassen. Wir haben es hier zu tun mit Subventionen an Vereine beziehungsweise Projekte, die man im Großen und Ganzen unter dem Begriff „Feminismus, politisch motivierten Feminismus" zusammenfassen kann. Und wenn man sich diese Projekte und die Tätigkeit dieser Vereine anschaut, dann muss man sagen: Angesichts der Tatsache, dass wir in einer Zeit leben, wo die Armut voranschreitet, wo viele armutsgefährdet sind, wo ein Großteil dieser armen und armutsgefährdeten Menschen, Frauen sind, schwerpunktmäßig Alleinerzieherinnen oder auch Pensionistinnen mit einer Mindestpension, die sich nichts sehnlicher als einmal im Monat ein warmes Bad wünschen, ist es schon ein Schlag ins Gesicht dieser Menschen, wenn ich hier sehr salopp – für drei Jahre allerdings budgetiert – 700 000 EUR ausgebe, und zwar an das Amerlinghaus, vorhin schon angesprochen, an den Verein Fibel – hier geht es um bikulturelle Ehen –, an den Verein „Stichwort – Archiv der Frauen und Lesbenbewegung", an den Verein Frauen Frauenhetz oder an den Verein CheckArt - Verein für feministische Medien und Politik. 

Sieht man sich die Unterlagen genauer an, dann ist es ganz wichtig, sich einmal anzuschauen, wer das überhaupt in Anspruch nimmt, und wenn man die Besucherzahlen der Vereine oder der einzelnen Veranstaltungen dieser Vereine anschaut, dann ist das wirklich arg. Ich nehme jetzt etwa 24 Veranstaltungen her, die im Verein Fibel gemacht wurden. Da gibt es von den 24 Veranstaltungen 5 Veranstaltungen, die eine zweistellige Besucherzahl haben, bei 7 Veranstaltungen waren nicht einmal 5 Besucher oder Besucherinnen da, und der Rest, also noch einmal 12 Veranstaltungen, konnte zwischen 5 und 10 Besucherinnen oder Besucher aufweisen. 

Das zieht sich aber so wie ein roter Faden durch. Etwa auch die Teilnehmer bei diversen Veranstaltungen oder Workshops des Vereins Frauenhetz liegen so bei 12, 14, 16 Besuchern oder Teilnehmern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, das ist nicht der richtige Weg. Das, was Frauen in Wien heute brauchen, sind gute Aus- und Weiterbildungsprogramme. Da werden wir jederzeit unsere Zustimmung geben. Das, was Frauen in Wien heute brauchen, ist die Möglichkeit, Familie und Beruf zu vereinbaren. Das, was Frauen heute brauchen, sind solide und qualitätsvolle Arbeitsplätze, die immer mehr verschwinden in den Bezirken, nämlich durch die Struktur, die in Wien voranschreitet, dass die Geschäftsstraßen heute Straßen aus einem Mix von irgendwelchen Klumpert-Shops und Spiel- und Wettlokalen sind und auf der anderen Seite leider qualitätsvolle Klein- und Mittelbetriebe immer mehr verschwinden oder an den Stadtrand gedrängt werden.

Wir werden daher, wie nicht verwunderlich ist, diesen Subventionen unsere Zustimmung nicht geben. 

Lassen Sie mich aber auch gleich meine Wortmeldung dafür benützen, erneut einen für uns ganz wichtigen Antrag einzureichen. Es ist in aller Munde, es nicht kein Geheimnis mehr, und ich glaube, es ist ein Gebot der Stunde: Der Kindergarten, der kostenlose Kindergarten zumindest ab dem dritten Lebensjahr muss flächendeckend in Österreich möglich werden, so auch in Wien. Ich appelliere hier an die Mehrheitsfraktion, an die SPÖ: Heben Sie sich das nicht als Wahlzuckerl auf, taktieren Sie nicht, sondern machen Sie es möglich, dass im Sinne der Frauen, der Familien die Wiener Kinder ab dem dritten Lebensjahr, alle nämlich, kostenlos einen Kindergarten besuchen können. Er ist eine Bildungseinrichtung, er ist eine wertvolle Unterstützung der Wiener Familien und somit auch der Wiener Frauen.

Ich bitte daher: Geben Sie ihrem Herzen einen Stoß, sagen Sie diesmal Ja und treffen Sie die entsprechenden Vorbereitungen, dass diese Einrichtung endlich möglich wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde jetzt nicht inhaltlich auf diesen Tagesordnungspunkt eingehen, sondern mich mit dem Antrag, der hier von den Freiheitlichen gekommen ist, beschäftigen. Das ist ein altes Anliegen der Wiener ÖVP. Wir sind seit Jahren für den kostenlosen Kindergartenplatz. Aber mir geht es um etwas anderes. Mir geht es darum, dass wir heute wiederum damit konfrontiert waren, dass wir die Anträge erst im Laufe des Vormittags bekommen haben und uns damit nicht auseinandersetzen können. 

Wir haben das schon mehrmals moniert, und ich möchte es an dieser Stelle nochmals monieren. Bitte, es ist wirklich für alle anderen eine unzumutbare Situation. Wir haben das in der Präsidiale mehrmals besprochen. Ich glaube, die anderen Fraktionen haben es auch nicht bekommen. 

Wir lehnen daher sämtliche Anträge der Freiheitlichen ab, die so spät gekommen sind, und zwar unabhängig davon, wie wir inhaltlich dazu stehen. Und ich deponiere: Das ist ein Antrag, dem wir grundsätzlich zustimmen würden, weil er ein altes ÖVP-Anliegen ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Herbert Madejski: Da redet gerade der Richtige! Von Ihnen bekommen wir überhaupt nichts!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Ich bitte die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte nur anmerken, dass neben den vielen Maßnahmen, die die Stadt Wien in den unterschiedlichsten Bereichen für die Frauen in dieser Stadt gerade im Hinblick auf die eigenständige Existenzsicherung, die Selbstbestimmtheit, das Selbstbewusstsein und die Selbstständigkeit der Frauen setzt, diese Vereine, die wir heute mit den vorliegenden Akten unterstützen möchten, mit den unterschiedlichsten Schwerpunkten verlässliche und wertvolle Partnerinnen in der Arbeit für die Wienerin sind. Und deshalb unterstützen wir heute mit den vorliegenden Akten die verschiedenen Vereine, und ich bitte Sie um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNE positiv abgestimmt, es hat die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Postnummer 5. Wer der Postnummer 5 seine Zustimmung gibt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Wer der Postnummer 7 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 10. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Und wir kommen nun zur Postnummer 11. Wer der Postnummer 11 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt. 

Es gibt zur Postnummer 4, ich bitte um Entschuldigung, dass ich das jetzt nachträglich mache, einen Beschlussantrag. Hier geht es um die Einführung eines kostenlosen Kindergartens ab dem dritten Lebensjahr. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Förderung an den Verein Volkshilfe Wien. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich komme daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 9 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 22 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention im Bereich der Förderung der neuen Medien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Baxant, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf, ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht um eine Subvention im Bereich der neuen Medien. Prinzipiell stimmt meine Fraktion Subventionen im Bereich von Medien zu, allerdings sollen gewisse Kriterien gewahrt sein, vor allem sollen die Förderungen nach Richtlinien, die nachvollziehbar sind, transparent vergeben werden. Das vermissen wir in diesem Fall. 

Es handelt sich um einen Rahmenbetrag in Höhe von 460 000 EUR, also um einen durchaus satten Betrag, und die Richtlinien zur Förderung, nach denen diese 460 000 EUR vergeben werden, sind nicht transparent, nicht klar. Es gibt einerseits Direktförderungen der MA 7, es gibt andererseits im Bereich der digitalen Kunst – diese Abgrenzung ist interessant – die Vergabe der Förderung unter Einbeziehung einer Jury, und dann gibt es letztlich auch eine Beteiligung der Szene. Leider haben wir trotz Zusage keine näheren Informationen über die Organisation dieser Fördermittel bekommen, obwohl uns das, wie gesagt, zugesagt wurde. Auch das ist ein Grund, der uns etwas stutzig macht. Daher werden wir diese Post ablehnen. 

Es geht nämlich in der Förderung der neuen Medien seit vielen Jahren um die Förderrichtlinien. Es wurde einmal die Förderung so vergeben, dann erfolgte unter Einbeziehung der Szene die Selbstvergabe der Mittel, aber nichts hat wirklich gegriffen. Vorsichtig gesagt, sind die Fördersysteme bis jetzt alle gescheitert. 

Wir haben daher, und dieser Rückblick sei kurz gestattet, bereits im Jahr 2007 einen Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht, in welchem wir gefordert haben, dass die Fördersysteme für die Netzkultur in Wien evaluiert werden sollten, und dass außerdem die Fördergelder mittels nachvollziehbarer und transparenter Richtlinien vergeben werden. 

Die Evaluierung kommt, das ist ein erster Schritt, der richtig und gut ist. Die Evaluierung des Systems ist für das heurige Jahr angekündigt und ich hoffe, dass uns die Ergebnisse mitgeteilt werden, und dann werden wir neu entscheiden können, ob wir nun diese Subventionsansuchen unterstützen oder nicht. Die Transparenz, die geforderte Transparenz, ist noch immer nicht gewährleistet. Wir meinen, dass das eine Voraussetzung ist, nämlich eine Transparenz der Förderrichtlinien. Gerade im Medienbereich ist es besonders wichtig, dass die gegeben sein muss, bevor wir zustimmen können. 

Transparenz ist auch das Stichwort für ein Thema, das ich ganz kurz hier ansprechen will. Es ist dies die geplante Absiedlung des ORF vom Küniglberg, und zwar die Absiedlung des ORF in den nächsten Jahren in das Media Quarter St Marx. Hier gibt es derzeit verschiedene Überlegungen, aber offenbar den Willen der Stadt Wien, den ORF im Media Quarter St Marx anzusiedeln, und den Willen des ORF, zumindest der derzeit noch amtierenden ORF-Führung, den ORF vom Küniglberg abzusiedeln und sich am Media Quarter St Marx mit einem Neubau zu beteiligen. 

Interessant ist, wenn man in die Geschichte zurückgeht, dass im Jahr 1967 der Gemeinderat am 14. April beschlossen hat, dem ORF das Gelände Küniglberg zum Preis von 225 000 Schilling zu verkaufen mit dem Zweck der Errichtung von Gebäuden des ORF für Rundfunkzwecke, und das Ganze damals mit einem Veräußerungsverbot verbunden war. 

Man hat gesagt, der ORF muss Gebäude bauen, und es gibt ein Veräußerungsverbot, wenn ihr das nicht tut. Ihr dürft nicht mit dem Grundstück spekulieren, um es so zu sagen. Inzwischen sind diese Verträge 40 Jahre alt, der Geschäftszweck ist erfüllt, aber es zeigt sich, dass das, was der Gemeinderat damals, vor knapp 40 Jahren, wollte, nämlich ein billiges Gelände dem ORF zur Verfügung zu stellen, heute unterlaufen wird, weil der ORF offenbar plant, den Küniglberg um viel Geld zu verkaufen, um dort eine Nachnutzung zu ermöglichen, die möglicherweise einen Teil der Finanzprobleme des ORF löst, aber sicher nicht alle. 

Ich will die Debatte um den Standort und die Debatte um die ORF-Geschäftsführung und den Stiftungsrat nicht vertiefen. Ich meine nur, dass wir die Forderung erheben, dass die Verträge, die die Stadt Wien oder die Gemeinde Wien mit dem ORF für die Ansiedlung im Media Quarter St Marx abschließt, von Anfang an transparent gestaltet und offengelegt werden müssen. Wir wollen wissen, welche Absprachen, welche Verträge, welche Vertragsinhalte bei der Übersiedlung des ORF nach St Marx getroffen werden, dann werden wir entscheiden, wie wir uns verhalten. 

Transparenz ist etwas, was wir in allen Fällen fordern, vor allem, wenn es um öffentliches Gut und um öffentliche Gelder geht. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich kann mich ebenfalls kurz halten. Ein paar Sätze auch zum Akt, den Kollege Wolf angesprochen hat. 

Ich glaube, das ist eine sehr transparente Vergabe. Er hat es ja auch selbst gesagt, es wird ein Teil über eine Jury vergeben, ein Teil von der MA 7 und ein Teil von der Community selbst, zumindest empfohlen. Das kann man sich auch anschauen, wenn es näherer Informationen bedarf. Das Vergabesystem befindet sich auf der Homepage von www.net.net.at und ich bin überzeugt davon, dass auch die Leute, die das koordinieren, gerne bereit sind, mehr Auskunft zu geben, wenn es ins Detail gehen soll. 

Was nähere Informationen bezüglich der Evaluierungsstudie betrifft: Es hat ja von Anfang an geheißen, dass dieses Projekt auch weiterentwickelt werden soll, und dass das System weiterentwickelt wurde, das ist auch evident, wenn man sich die letzten Anträge anschaut. Es sind bezüglich dieser Studie, die jetzt durchgeführt werden soll, möglichst im ersten Halbjahr, drei Angebote eingegangen. Es gibt noch keine definitive Entscheidung, aber alle sind renommierte Institute, die sich mit sozialwissenschaftlichen Forschungen beschäftigen. 

Zum Thema ORF: Ich glaube, wir sind jetzt hier an der falschen Stelle, eine Debatte über den Standort des ORF zu beginnen. Grundsätzlich, glaube ich, muss man aber schon sagen, dass es die Überlegungen, den Küniglberg zu verlassen, ja nicht einfach aus Jux und Tollerei gibt, sondern durchaus auch, weil die Sanierung dieses alten Gebäudes am Küniglberg Unmengen an Geld verschlingen würde. Die Meinungsbildung im ORF, glaube ich, ist noch nicht abgeschlossen, das heißt, das ist natürlich eine Entscheidung, die primär dort, und vor allem dort getroffen werden muss. Wenn es eine Entscheidung gibt, den Küniglberg zu verlassen, so sind wir, glaube ich, froh und würden uns freuen, wenn das Media Quarter, das ja jetzt um 57 Millionen auch ausgebaut wird und sich wirklich sehr gut etabliert hat, sozusagen eine mögliche neue Heimat für den ORF wird. 

Ich glaube, es wäre dort eine sehr gute Infrastruktur vorhanden, aber erst, wenn es Entscheidungen im ORF gibt, können die Gespräche auch mit der Stadt aufgenommen werden. Aber wir sind da sicher sehr offen und auch sehr bereit dafür. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 22 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und GrüneN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 24 und 27 der Tagesordnung gemeinsam durchzuführen und getrennt abzustimmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Einen Einwand gibt es nicht. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung für die Postnummern 24 und 27. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann mich kurz halten. Wir haben jetzt schon ausführlich in diesem Haus diskutiert. Ich war allerdings überrascht, dass es so schnell wieder auf die Tagesordnung kommt, wo ich mich doch erinnere, dass wir erst im Dezember eine Subvention für die Planet Music & Media GmbH beschlossen haben und damals Herr Baxant ja auch gesagt hat, nein, nein, das ist nicht mehr als vorher. Hat er recht, ist nicht mehr, sondern ist deutlich mehr Geld. Und ich bin recht überrascht darüber, dass es offensichtlich so leicht ist in dieser Stadt, an viel Geld zu kommen, wenn man die richtigen Freunde hat. 

Wir lehnen diese Art der Subventionspolitik vehement ab, und werden daher weder dem einen noch dem anderen Akt zustimmen können. 

Kurz noch zum Antrag der ÖVP zu den Musikschulen: Wir unterstützen seit Langem dieses Ansinnen, mehr Musikschulplätze in Wien zu haben. Noch so eine offene Baustelle im Ressort Laska, und insofern unterstützen wir das sehr, wenn diesbezüglich Anträge kommen. Wir hoffen, die SPÖ wird eines Tages gescheiter werden, steter Tropfen höhlt ja den Stein. Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vorab möchte ich zur Kollegin Straubinger sagen: Sie hat natürlich nicht recht, dass der ORF wegen ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Zum vorliegenden Geschäftsstück, Herr Gemeinderat! 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Ja, aber vorab, die Frau Kollegin hat genau zum ORF auch Worte gefunden, und darum möchte ich vorab sagen, dass die kolportierten 140 Millionen natürlich nicht stimmen. Es sind 35 Millionen EUR, und das auf 5 Jahre aufgeteilt. 

Also, dass der ORF aus Gründen der Sanierung absiedelt, mit dieser Mär möchte ich hier aufräumen. Aber wir sind bei der Post 24, beziehungsweise Post 27, Es geht hier um die Subvention an die Planet Music & Media GmbH über die 500 000 EUR. 

Frau Kollegin Ringler hat schon gesagt, dass wir im Dezember den Akt mit 250 000 EUR auf der Tagesordnung gehabt haben. 100 000 wurden damals als Ablöse der Szene Wien an die Stadthalle gezahlt, und die restlichen 150 000 EUR wurden, so wurde hier gesagt, für einen halbjährigen Betrieb verwendet. Jetzt sollen 500 000 EUR für den ganzjährigen Betrieb des Planet Music beziehungsweise der Szene Wien, ausgegeben werden. Unserer Meinung nach ist dieser Betrag zu hoch, er täuscht, denn vorher wurden offensichtlich 600 000 EUR von der Stadthalle gezahlt. Man hat das sozusagen von der Wien Holding jetzt der Stadt Wien umgehängt, und nun zahlt man halt 500 000 für die Szene Wien beziehungsweise für das Planet Music. 

Ich darf nochmals erinnern, dass der Geschäftsführer Josef Sopper in einem sehr engen Verhältnis zur SPÖ-Wien steht, er wurde unter anderem auch als Organisator des Donauinselfestes bezeichnet. Auch das hat die Kollegin Ringler schon erwähnt, und ich glaube es auch, wenn man gute Freunde in der SPÖ-Wien hat, dann weiß man, wo man hier Gelder findet. 

Den zweiten Akt wegen 262 000 EUR für Planet Music & Media GmbH für den Verein Österreichischer Musikförderer, dem werden wir wie bisher zustimmen. Unserer Meinung nach soll jetzt nämlich die Stadt Wien einfach ein Projekt umgehängt bekommen, was vorher eben in der Wien Holding war. 

Man muss es sich halt richten, besonders, da im Subventionsakt auch darauf hingewiesen wird, dass es ein eigenes Planet Music Magazin gibt mit einer Auflage von 170 000 Stück, und dass man durch Eigen-Catering, Café, Onlineticketing durchaus schöne Erträge erwirtschaften kann. Da sehen wir einfach, dass die 500 000 EUR zuviel sind, und das ist genau der Grund, warum wir gegen diesen Antrag sind. 

Abschließend darf ich Ihnen den Beschlussantrag kurz zur Kenntnis bringen, den ich unter diesem Tagesordnungspunkt ebenso einbringe, und zwar mit meiner Kollegin Monika Riha und Dr Franz Ferdinand Wolf, einen Beschlussantrag betreffend Ausbau des Wiener Musikschulwesens, und der lautet: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen setzen: 

Errichtung eines bedarfsgerechten Netzes an Musikschulen und dazugehörigen Außenstellen in jedem Wiener Bezirk bis Ende 2010 und Einstellung von zusätzlichem Lehrpersonal an den Musikschulen zwecks Abbaues bestehender Wartelisten für Ausbildungsplätze. 

Und in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. Ich erteile es ihm.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich bin froh, dass ich dieses Mal und zu diesem Geschäftsstück nicht als Berichterstatter, sondern als ganz normaler Gemeinderat sprechen kann. Ich möchte aus meinem Herzen keine Mördergrube machen und zugeben, dass es mich mittlerweile aufregt. Es ist meiner Meinung nach respektlos, wie hier mit einem Josef Sopper umgegangen wird. Vergessen Sie nicht, dass es kein Verbrechen ist, mit der SPÖ in Wien befreundet zu sein. Es ist auch kein Verbrechen, in Wien Freundschaften zu pflegen, die von der Politik hin in die Kulturpolitik reichen. Seien Sie sich bitte dessen bewusst, was Herr Josef Sopper mittlerweile für ganze Generationen von Musikern geleistet hat. Es ist etwas ganz Besonderes, als 12-, 13-, 16-Jähriger auf einer Bühne zu stehen und von professionellen Technikern und Technikerinnen betreut zu werden. All das hat Josef Sopper Generationen von Musikern und Musikerinnen ermöglicht, und dafür, und nur dafür schon, gebührt ihm einmal ein großartiger Dank und eine Anerkennung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte Sie auch bitten, sich zu vergewissern und sich bewusst zu werden, für wie viele Arbeitsplätze Josef Sopper mit all seinen Initiativen, Konzerten, Kulturprogrammen und so weiter gesorgt hat, wie viel Publikum er in Wien glücklich gemacht hat und für wie viele Kulturprogramme er gesorgt hat. All das steht in einem extrem wichtigen Zusammenhang zur Stadt Wien und zu den Menschen, die hier leben und die sein kulturelles Programm sehr wohl wahrnehmen. 

Auch wenn es Ihnen, Frau Ringler, ganz persönlich nicht gefallen sollte, es gibt Massen an Publikum, die ins Planet Music pilgern und sich dort ein kulturelles Programm geben, dies sehr gerne geben und sehr gerne Eintritt zahlen. 

Zu der Behauptung, dass jetzt angeblich wesentlich mehr Geld investiert wird: Auch das gehört zu dieser ganz personalisierten Propaganda gegen Josef Sopper. Sie verwenden hier ganz bewusst Zahlen und vermischen etwas, zählen Summen zusammen, die überhaupt nicht zusammengezählt werden können, weil es unterschiedliche Initiativen sind, unterschiedliche Programme. Tatsache ist, dass die Szene Wien jetzt wesentlich weniger öffentliches Geld erhalten wird als früher, Tatsache ist, dass in der Szene Wien jetzt wesentlich mehr passiert und Tatsache ist, dass auch wesentlich mehr an Vielfalt geboten wird. Ich erinnere nur daran, dass in der Szene Wien jetzt zum Beispiel eine ganze Kabarettszene aufgebaut ist, in einem Wiener Stadtgebiet, das für Kabarett bisher absolut nicht bekannt war. Die Menschen in Simmering und Umland freuen sich sehr wohl darüber, dass in der Szene Wien jetzt auch wieder Kabarett geboten wird. 

Die Szene Wien und die Initiativen von Josef Sopper, und ich sage es hier ganz bewusst, sind erfolgreich, gehören unterstützt und werden von der Wiener Bevölkerung angenommen. Sie sind vielfältig, sie sind multikulturell und anspruchsvoll und trotzdem massentauglich und - das ist mir natürlich als verantwortlicher oder als mitverantwortlicher Politiker in dieser Stadt wichtig - auch budgeteffizient. 

Dass in der Szene Wien erfolgreich gewirtschaftet wird und erfolgreich programmiert wird, das können auch Sie nicht absprechen und ich hoffe, dass nächstes Jahr diese Diskussion nicht wieder von vorne anfängt, denn es ist eine ganz klar personalisierte Kampagne gegen einen Kulturmacher in dieser Stadt. Stellen Sie diese durchsichtige Kampagne endlich ein, geben Sie zu und sehen Sie ein, dass das Programm funktioniert und dass es der Szene so gut wie noch nie geht. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

In der Aufregung habe ich ganz vergessen, dass wir noch einen Einwand zum ÖVP-Antrag haben. Diesen werden wir ablehnen und ich möchte ganz kurz sagen, warum: Auch hier wurde mit falschen Zahlen operiert und ich möchte bitten, wenn wir schon eine konstruktive und ehrliche Debatte führen, dann sollten wir uns auch auf fundierte Zahlen und Fakten berufen. In den Bundesländern werden von Ihnen vor allem immer wieder Musikinstitute herangezogen, die mit der Musikschule der Stadt Wien natürlich überhaupt nicht vergleichbar sind. Ein Musikverein am Land ist absolut nicht das Gleiche wie eine Musikschule in der Stadt, das wird aber von Ihnen ganz bewusst zusammengemengt, und das gehört sich natürlich überhaupt nicht. 

In Wien sorgen das Konservatorium Wien, die Musikschulen, die Kindersingschulen in Wien und die Volkshochschulen für ein hervorragendes Musikangebot und für einen guten Musikunterricht. Und nicht nur deswegen, sondern auch, weil der Akt eigentlich in eine ganz andere Geschäftsgruppe fällt, werden wir diesen Antrag ablehnen. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 24 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt. 

Zur Postnummer 24 liegt mir auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor betreffend Ausbau des Wiener Musikschulwesens. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ nicht unterstützt und ist damit nicht ausreichend unterstützt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 27. Wer der Postnummer 27 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 26 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Floigl, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Veronika Floigl: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung, ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zur Verhandlung steht, wie schon einige Male heute, ein Subventionspunkt, bei dem man sehr daran zweifeln kann, ob er notwendig ist, und vor allem gerade in diesen Zeiten notwendig ist, wo wir Gelder dringender in anderen Bereichen brauchen würden. Ich erinnere an das, was Kollegin Matiasek gesagt hat. 

Es geht hier um die Kulturzeitschrift „k2“, viermal im Jahr erscheinend, die Gesamtkosten belaufen sich um die 960 000 EUR, wir zahlen ungefähr 182 000 dafür als Zuschuss der Stadt Wien. Die Frage ist wirklich, ob wir eine weitere Programmzeitschrift brauchen. Es gibt jede Woche in den Zeitungen Unmengen von Möglichkeiten, sich über kulturelle Abläufe in Wien zu informieren. In den Wochenendbeilagen wird ausführlich darüber informiert und es gibt von der Stadt Wien einen eigenen Folder. Ich will ja nicht für die Zeitung unbedingt Reklame machen, aber wenn Sie was finden wollen, auch im Falter finden Sie jede Woche sehr, sehr ausführliche Informationen über diesen Bereich. Jetzt fragt man sich wirklich, ob man für viermal im Jahr allein von Wien fast 200 000 EUR zuschießen soll. Das, glaube ich, ist aus unserer Sicht nicht der Fall. Und ich möchte Ihnen aber auch nicht ein Gustostückerl über eine der Veranstaltungen vorenthalten, für die da drinnen geworben wird. Das ist eine Ausstellung, die sich als „Ästhetik des Schreckens" bezeichnet. 

Und jetzt lese ich kurz aus einer Zeitschrift vor, die diese Ausstellung beschreibt: „... denn die Farbe, die da so wohlig wirkt, ist Blut. Tage und Nächte hat Magoles auf den Straßen der Drogenmetropolen des Bundesstaates in Naoula verbracht, um dieses Blut zu sammeln. Für jedes Verbrechen nahm sie ein Tuch, saugte damit unmittelbar an den Tat- oder Fundorten Blut oder andere Körpersekrete der Opfer auf, packte die Tücher einzeln in luftdichte Folien und machte sich damit auf den Weg nach Krems. Dann begann die künstlerische Aufarbeitung. Bottiche mit heißem Wasser, das Ganze wurde ausgewaschen, das Blut blieb nicht ungenutzt, das Gemisch aus Blut, Wasser und Gewebe wurde gesammelt und in eine Plexiglasrinne gefüllt, die quer durch den Ausstellungsraum läuft. Nach zwei Tagen musste das Projekt allerdings abgebrochen werden. Die Flüssigkeit begann bestialisch zu stinken, entwickelte eine unwiderstehliche Anziehungskraft für Heerscharen von Fliegen. Also wurde sie mit Hilfe einer Wasserpumpe in schlichte Kanister gefüllt, die stehen jetzt im Raum als Mahnmal für die Opfer." 

Das ist diese appetitliche Ausstellung. Es wird zum Beispiel da drinnen weiters ein 35 m langer Faden, der aus 127 Einzelteilen geknotet wurde, die nach dem Vernähen von obduzierten Ermordeten übrig blieben, gezeigt. Es wird auch ausgestellt unter „el air“ eine Kunst zum Einatmen, desinfizierte Leichenwasserdämpfe, befeuchtete Kleidung, Lippen und Haut der Betrachter. Oder, „Lengua“, die präparierte Zunge, gepierct, eines ermordeten jugendlichen Drogenopfers. Das wird beworben, das nennt sich Kunst. Sie sagen immer, Kunst darf alles, ich bin nicht der Meinung, ich finde, das ist eine Schweinerei. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Veronika Floigl: Ursprünglich wurde im Jahre 2002 ein gemeinsames kulturelles Projekt zwischen Wien und Niederösterreich ins Leben gerufen. Die Programmzeitschrift „k2“ informiert kulturinteressierte Menschen mit einer Auflage von 100 000 Stück. Mittlerweile, heute, wird die gesamte Ostregion erfasst. Das Centrope-Kulturprogramm-Magazin berücksichtigt heute auch kulturelle Veranstaltungen in unseren Nachbarländern Tschechien, Slowakei, Ungarn. Für mich sind Wirtschaft und Kultur voneinander nicht trennbar, beides sind elementare Bedürfnisse der Menschen, auch über die ehemaligen Grenzen hinaus. Kultur als völkerverbindendes Element hat im Leben vieler Menschen einen hohen Stellenwert. Heute erreicht „k2“ sechsmal jährlich bis zu 200 000 kulturinteressierte Menschen in der Region Centrope und informiert sie über die kulturellen Highlights unserer Region im Herzen Europas. (GR Dr Herbert Madejski: Das war das Highlight, die blutverschmierten Kanister, das sind eure Highlights!) Ich bitte Sie, diesem großartigen Völker verbindenden Projekt Ihre Zustimmung zu geben. (GR Dr Herbert Madejski: Dass ich dem zustimmen soll, das ist unglaublich, das kann ich den Wählern gegenüber nicht verantworten!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt nicht vor. 

Ich bitte nun jene KollegInnen, die der Postnummer 26 der Tagesordnung die Zustimmung erteilen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei Grünen, SPÖ und ÖVP fest, und es ist somit mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 33. Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Es betrifft eine Subvention an den Verein IG Freie Theaterarbeit. 

Wir können daher gleich abstimmen. Wer zur Postnummer 33 seine Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, SPÖ und Grünen fest, es ist somit mehrstimmig so beschlossen. 

Der nächste Tagesordnungspunkt ist die Postnummer 34. Hier liegt mir auch keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Wer der Postnummer 34 die Zustimmung erteilen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der SPÖ fest, es ist somit mehrstimmig so beschlossen. 

Die nächste Postnummer ist die Nummer 39. Sie betrifft den Ankauf einer Liegenschaft im 12. Bezirk, KatG Altmannsdorf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Nur ganz kurz vor diesem Geschäftsstück, dem wir natürlich zustimmen werden, noch ein paar Worte zum Kabelwerk, um das es ja hier geht. Wir hatten gestern eine Debatte über die Bauordnung, wo auch die Spielplätze zur Sprache gebracht wurden. Wir haben auch einen Antrag eingebracht, weil wir mit dieser Neuregelung, wie sie in der Bauordnung gestern beschlossen wurde, nicht einverstanden sind, weil es immer wieder, ja laufend, vorkommt, dass zugunsten der größeren Kubatur die Spielplätze hintangestellt werden. 

Das Kabelwerk, so sehr es ein notwendiges und auch gutes Bauwerk geworden ist, ist wieder einmal ein Beispiel dafür gewesen. Auch dort war - obwohl als tolle Wohngegend mit vielen Grünflächen und Sonstigem beworben - dann im Endeffekt von den vielen Grünflächen und Spielplätzen nicht sehr viel zu merken. Die Kleinkinderspielplätze sind, gelinde gesagt, ein Hohn für Menschen mit kleinen Kindern, die dort eingezogen sind. Es sind kleine Dreiecke, wo es ein Spielgerät gibt, ein sehr einfallsloses Spielgerät, Spielgeräte, die zu Unstimmigkeiten und Unzufriedenheiten bei beiden Seiten, nämlich bei Eltern mit Kleinkindern, geführt haben, aber auch bei den AnwohnerInnen, denn wenn man eine halbkreisförmige, metallene Spielzeugform dort aufstellt und dann als Untergrund Schotter nimmt, kann man davon ausgehen, wenn man in der Planung die Spielplätze berücksichtigt, dass dieses Spielgerät nicht in der Form verwendet wird, indem man sich reinsetzt und sich dann dreht, sondern dass Kleinkinder dort Steine einfüllen, diese drehen, und es dann sehr laut wird. 

Das heißt, hier gab es wieder einmal eine nicht sehr gelungene Ausstattung, abgesehen davon, dass der Spielplatz sehr, sehr klein ist. Und der zweite Spielplatz den es gibt, ist so eingebettet zwischen zwei Wege, dass man ihn nicht einmal als Spielplatz bezeichnen kann. Völlig gefehlt hat beim Kabelwerk der Jugendspielplatz. Der wurde wie immer, oder wie so oft - auch im 10. Bezirk sind solche Fälle bekannt - dann nicht mehr vom Bauträger gemacht. Es ist dann eine Ausweichfläche gefunden worden, die nur mittels eines Zugangs über eine Straße erreichbar ist. Jetzt kaufen wir hier mit diesem Geschäftsstück zwei Erholungsflächen an. Wir hoffen, dass die Spielplatzausstattung besser wird als die jetzige dort, und dass es eine Lösung beim Kabelwerk bezüglich der Spielplätze für ältere Kinder gibt, dass man sich noch einmal die Spielplätze für Kleinkinder anschaut und dort versucht, auf diesen sehr winzigen Flächen vielleicht andere Spielgeräte hinzustellen, und dass man auch mit den Eltern, die sich dort ja auch sehr rege beteiligen und auch sehr daran interessiert sind, dass sich dort etwas verbessert, spricht und versucht, eine Lösung zu finden. Die Kleinkinderspielräume, die es als Ersatz gibt, sind ebenfalls nicht der Rede wert. Es sind kleine Räume, die zum Teil kleiner sind als die Kinderzimmer, die es im Kabelwerk gibt. 

Das heißt, diese Lösung, wie sie im Kabelwerk getroffen wurde im Sinne der Kinder, ist eben nicht im Sinne der Kinder. Wir hoffen sehr auf diese zwei Grünflächen, die jetzt angekauft werden. Wir sind gespannt, was mit dem Spielplatz für größere Kinder passiert, wie es weitergehen wird, und ob die Ausstattung beziehungsweise die Unzufriedenheiten gelöst werden können. 

Wie gesagt, wir stimmen zu und wir hoffen, dass in Zukunft, auch mit Hilfe der neuen Bauordnung, nicht immer auf die Kinderspielplätze vergessen wird, wenn es darum geht, eine Fläche möglichst großzügig zu verbauen und möglichst viele Wohnungen unterzubringen, und die Kinder dann die Leidtragenden sind. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak. Wo ist er? (GR Christian Oxonitsch: Ist gestrichen!)
Das ist nicht bis zum Vorsitz vorgedrungen, okay. Als Nächster am Wort ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. 

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Hoher Gemeinderat!

Es ist nur kurz anzumerken, dass die Dinge, die Frau GRin Smolik angeführt hat, an sich hier am falschen Platz angebracht wurden, denn es handelt sich um ein Geschäftsstück, das von der MA 69 behandelt wird. Das heißt, es geht da um einen Grundstücksankauf und nicht um eine planerische Maßnahme, die eigentlich ja schon im vorgelagerten Feld, das heißt, auf Bezirksebene beziehungsweise bei der Flächenwidmung, hätte angemerkt werden sollen. Es geht hier im Konkreten um eine Epk-Fläche, also Erholungsgebiet-Park-Fläche, wobei schon 2005 der Ausbaubeschluss für die KDAG-Stadt getroffen wurde. Die Bauträger mussten, das war eine Auflage, eine fertig ausgestaltete Parkfläche herrichten und haben die auch dann an die MA 42 übergeben. Das war eine Verpflichtung der Bauträger, der Park ist auch tatsächlich so entstanden. Und daher hat, wenn dieser Park fertig ist, er in die Verwaltung der Stadt überzugehen. Das war auch so vereinbart, und daher ist dieses Grundstück anzukaufen. Das ist einzig und allein die Tatsache. Wir vollziehen hier Tatsachen, und keineswegs handelt es sich hier um planerische Maßnahmen. 

Zum Preis ist noch zu sagen, dass dieser auch relativ günstig war, und zwar wurde ein Drittel des unparzellierten Baulandwertes angesetzt. Es hat sich auch hier um einen Bezirkswunsch gehandelt, offensichtlich hat es von Seiten der Bezirksvertretung dazu keine Einwände gegeben, und es war ein Bezirkswunsch, dass diese Flächen so errichtet werden, daher hat es auch die Zustimmung des 12. Bezirkes gegeben. 

Ich bitte daher, diesem Geschäftsstück die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer von Ihnen der Postnummer 39 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Es gelangt nun die Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Grundstücken im 14. Bezirk, KatG Hütteldorf. Ich bitte wieder Kollegen Niedermühlbichler, einzuleiten. 

Berichterstatter Georg Niedermühlbichler: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein. 
GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht im vorliegendem Akt um den Verkauf von zwei Grundstücken in Hütteldorf an die at home Immobilien-GmbH. Die Absicht, die dahinter steckt, ist die Durchführung eines Wohnbauprojektes, wobei die genannte Gesellschaft die umliegenden Grundstücke bereits erworben hat. 

Die beiden hier zu behandelnden Grundstücke gelten aber als Wald im Sinne des Forstgesetzes, allerdings lautet die Widmung auf Bauland, und die Rodung ist auch schon genehmigt. 

Meine Fraktion wird diesem Geschäftsstück nicht zustimmen, weil erstens eine Widmung Bauland allein noch keine Garantie sein muss, dass auch wirklich eine Erlaubnis zur Errichtung von Wohnbauten erteilt wird, und weil das Forstgesetz, unabhängig allfälliger Widmungen, unserer Meinung nach hier unbedingt anzuwenden ist. So auch nachzulesen im Merkblatt der Stadt Wien zu Rodungsverfahren. 

Schließlich unterliegen Rodungen strengen Regelungen und die Erhaltung eines Waldes, und sei er noch so klein, ist immerhin auch eine der Leitlinien des Forstgesetzes. 

Jeder Besitzer eines kleinen Grundstückes in Wien, meine Damen und Herren, der aus welchen Gründen auch immer einen Baum fällen will, der darauf steht, hat ein gewaltiges Problem. Aber, einen Wald, wenn er auch noch so klein ist, zu roden, schafft für die Gemeinde Wien offenbar keine Probleme, obwohl genau genommen Rodungen gemäß § 17 Abs 1 des Forstgesetzes überhaupt verboten sind. Und es wundert mich daher schon, dass im gegenständlichen Fall eine Ausnahmebewilligung erteilt wurde, und dass das Magistratische Bezirksamt als Forstbehörde Erster Instanz und die Landesforstinspektion im Rahmen der Stadtbaudirektion einer Rodung so völlig problemlos zugestimmt haben. 

Eine eventuell vorgesehene Ersatzaufforstung, vielleicht sogar weit entfernt, kann mich in diesem Fall auch nicht beruhigen. Wien hat immerhin knapp 20 Prozent seiner Fläche als Wald im Sinne des Forstgesetzes ausgewiesen, und wie wir alle wissen, vergrößert sich die Waldfläche in Wien gerade durch die natürliche Bewaldung. Und das soll unserer Meinung nach auch so bleiben, und das wollen wir auch fördern. 

Sichern wir daher auch unsere kleinen Waldflächen, meine Damen und Herren, für kommende Generationen und stimmen wir diesem Geschäftsstück nicht zu. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Mein Vorredner hat ja schon einiges zu dem Punkt gesagt. Wir werden dem auch nicht zustimmen, aber aus bestimmten Gründen, und zwar: Es war ja so, das Grundstück gehört ja unter anderem der Gewerkschaft Bau - Holz, was ein interessantes Detail ist. Wenn es um Wald geht, finde ich das eine besonders interessante Geschichte, und die „at home“ ist ja auch der Sozialdemokratie nicht so unbekannt. Aber, das ist nicht der wahre Grund, sondern in dem Papier, das die MA 49 zum Akt hinzugefügt hat, steht etwas Interessantes zur Rodungsbewilligung, und zwar steht drinnen: „Gemäß den Bestimmungen von § 17 Forstgesetz 1975“ – der Kollege hat es zuerst schon erwähnt – „ist die Verwendung von Waldboden für andere Zwecke als für solche der Waldkultur verboten“. Klingt irgendwie logisch. Und dann geht es weiter: „Es kann eine Bewilligung zur Rodung erteilt werden, wenn ein öffentliches Interesse an einer Verwendung von Waldboden besteht.“ So.

Ist die Schaffung von Luxuswohnungen im 14. Bezirk öffentliches Interesse? Wir sagen Nein, das ist kein öffentliches Interesse. Öffentliches Interesse ist, den Wald zugänglich zu machen. Und wenn die Besitzer immer wieder argumentieren, ja der Wald ist angeflogen und das hat sich halt so ergeben, und wir haben nicht geschaut und so, dann denke ich mir, ich glaube nicht, dass Bäume, außer Robinien, und das sind keine Robinienbäume, so schnell wachsen, dass sie einen veritablen Wald darstellen. Ich würde einmal sagen, da geht es eher darum, Luxuswohnungen im 14. Bezirk zu schaffen. Das ist ja eine gute Adresse. Das ist einmal das eine. 

Und das Zweite ist, denke ich mir, und da merkt man aber auch, wie die Interessenslage liegt, dass zwar insgesamt 2 200 m² Rodungen erfolgen sollen, aber um die Ersatzpflanzungen kümmert sich die MA 49. 

Bisher, denke ich mir, war es so, dass die Besitzer sich um die Ersatzpflanzungen kümmern, aber offensichtlich hat die Gewerkschaft Bau und Holz zu wenig Flächen, weil sie bei der letzten Gewerkschaftskrise ein bisserl zuviel verkauft hat. 

Wie gesagt, noch einmal, wir sind erstens einmal gegen die Rodung und zweitens einmal dagegen, dass dort etwas gebaut wird, und drittens einmal sind wir gegen diese Abstimmung. Bei dieser Abstimmung werden wir mit Nein stimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja schon einiges auch von den Vorrednern angesprochen worden. Bei diesem Grundstück handelt es sich um gewidmetes Bauland, das länger nicht verwertet wurde und daher Bäume gewachsen sind. Das ist in der Natur so, und wir sind auch in Wien froh, dass das Wachstum der Bäume so gut funktioniert. Es heißt aber nicht, dass hier nicht gebaut werden darf. Natürlich handelt es sich hier um Wald, und daher ist auch ordnungsgemäß um Rodungsbewilligung angesucht worden. Diese Rodungsbewilligung wurde erteilt. Das heißt also, hier ist alles rechtmäßig in Ordnung. 

Die MA 69 hat dann abzuhandeln, ob das Grundstück verkauft wird. Wir sind der Ansicht, dass es auch verkauft werden soll, weil hier auch dem Gesetz Genüge getan werden muss, und daher bitte ich auch, dem Akt zuzustimmen. Die Alternative wäre, da müssten wir schauen, wie das rechtlich geht, ob man dann, da nicht gerodet werden darf, dort Baumhäuser hinstellen würde, aber das wäre wirklich keine echte Alternative. Daher bitte ich, dem Akt zuzustimmen, dass dort auch gebaut werden kann. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt mir nicht vor. 

Ich bitte daher die Kolleginnen und Kollegen, die den Antrag des Herrn Berichterstatters unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest, somit mehrheitlich so beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 35. Sie betrifft das Plandokument 7169E im 13. Bezirk, KatG Speising. Wir kommen gleich zur Abstimmung. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP, bei der SPÖ und bei den GRÜNEN fest, somit mehrstimmig so beschlossen. 

Postnummer 36 betrifft das Stadterweiterungsgebiet Aspern Süd. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, SPÖ, somit mehrstimmig so beschlossen. 

Jetzt kommen wir zu dem Verlangen, dass die von den GRen Mag Christoph Chorherr, Mag Maria Vassilakou und Mag Rüdiger Maresch eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Gasabhängigkeit ist kein Schicksal“ vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. 

Ich bitte daher die Schriftführerin, Frau Kollegin Puller, um Verlesung dieser Dringlichen Anfrage. 

Schriftführerin GRin Ingrid Puller: 1. Welche Zielgröße der fernwärmebeheizten Wohnungen strebt die Stadtregierung nach der Gaskrise 09 an, vor allem auch wegen der großen Abwärmepotenziale in und um Wien? 

2. Wurde seitens der Stadtregierung beziehungsweise der Wiener Stadtwerke die Nutzung der gewaltigen Abwärmepotenziale des Kraftwerks Dürnrohr überlegt?

3. Welche Strategien und ordnungspolitische Vorgaben können Sie sich, Herr Bürgermeister, vorstellen, um das erprobte Konzept „Passivhaus“ zum Regelfall des Wohnungsneubaus in der Stadt Wien zu machen? 

4. Welche Schritte wird die Stadtregierung unternehmen, um die thermische Sanierungsrate im Altbestand signifikant zu erhöhen? 

5. Gibt es aus Ihrer Sicht eine Zielgröße, wie hoch die jährliche Sanierungsrate im Altbestand sein soll? 

6. Warum werden seitens der Stadt Wien nicht mehr wirtschaftspolitische Anreize gesetzt und ordnungspolitische Strategien, klare verpflichtende Vorgaben entwickelt, um die Sanierungsrate deutlich zu erhöhen? 

7. Wie stehen Sie, Herr Bürgermeister, darüber hinaus zur Bereitstellung zusätzlicher Mittel im Wiener Budget für klimaschutzrelevante und energiesparende Maßnahmen, die die Abhängigkeit der Bevölkerung von Gasimporten verringern können? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die Begründung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Mag Chorherr gemeldet. Es steht ihm gemäß § 37 Abs 1 der Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten zur Verfügung. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Herr Wohnbaustadtrat! Meine Damen und Herren! 

Heute steht in der Zeitung eine Stellungnahme der E-Control, die feststellt, dass Österreich vor wenigen Wochen haarscharf an einer wirklichen Gaskrise vorbeigegangen ist. Die E-Control sagt, sie könne das nicht nachprüfen, aber es wirke sehr plausibel. 

Wäre es nur etwas kälter gewesen oder hätte die Unterbrechung nur einige wenige Tage länger gedauert, die Versorgung Österreichs wäre nicht sichergestellt gewesen, und Gaskraftwerke hätten abgeschaltet werden müssen. Es ist bis jetzt knapp ausgegangen, Gas fließt wieder, aber sehr viele in diesem Land fragen sich, wie lange. Wann wird es in einer wirklich instabilen Region der Welt, wie Russland, wie die Ukraine, oder auch wenn die so genannte Nabucco-Pipeline gebaut sein wird - Sie wissen, wo die hinführt, Sie wissen, durch welche Länder die führt, Sie wissen, wie viele tausend Kilometer die gehen wird -, wieder zu Unterbrechungen kommen? 

Jetzt liegt es an uns, an der Politik, am Land und der Stadt Wien, einige wenige Maßnahmen zu setzen, die hier wirklich wirksam Abhilfe schaffen könnten. 

Und ich sage das jetzt deswegen mit Leidenschaft, weil die Weltpolitik momentan so aussieht, dass sich zeigt, dass politischer Wille etwas verändern, etwas bewegen kann, wenn man es ernst nimmt und wenn man auch ein hohes Ziel umzusetzen bereit ist. Darum haben wir, wissend, dass einiges in das Ressort des Herrn Stadtrat fällt, anderes wieder in das Ressort der Frau Vizebürgermeisterin, die für die Stadtwerke zuständig ist, die Anfrage an den Herrn Landeshauptmann gerichtet, weil es eine große Strategie darstellt. 

Ich will Ihnen zwei Beispiele nennen, dann zum Allgemeinen kommen und hoffe sehr auf die Beantwortung, die, wie Sie entnehmen, nicht sozusagen oppositionell ist in dem Sinne, wir machen jemand auf, sondern eine Einladung darstellt, jetzt wirklich etwas zu verändern und einen Weg, der in Ansätzen bereits gegangen wird, massiv zu verstärken. 

Beispiel 1: Wir haben, aus grüner Sicht, könnten wir sagen, eine 08/15-Pressekonferenz letzte Woche gemacht und haben in ein Kleingartenhaus in Ottakring eingeladen, um ein Passivhaus anzuschauen. Es ist bezeichnend, was die Familie Zenz, das ist ihr Name, das ist auch kein Geheimnis, erzählt hat. Sie wollten dieses Haus als Passivhaus bauen und egal, wo sie hingekommen sind - also es ist gar keine Kritik an der Politik im Allgemeinen - hat man erklärt, Kleingartenhaus und Passiv das gehe nicht. Also das ist der schlimmste Satz des Wienerischen, „des geht net, schlagen Sie sich das aus dem Kopf, das funktioniert nicht“. 

Sie aber sind stur geblieben, sind dann zufällig, wie sie erzählt haben, auf einer Messe auf das Passivhaus gestoßen, wurden zum Architekten verwiesen und 2005 haben sie das Passivhaus in Auftrag gegeben. Wir haben deswegen ein Kleingartenhaus gewählt, weil das besonders schwierig zu bauen ist. Für Techniker unter Ihnen: Infolge des Oberflächen-Volums-Verhältnisses ist es besonders schwierig. Diese Familie lebt jetzt wunderbar, nahezu ohne Heizkosten zu zahlen, ohne Gas, ohne Öl, mit marginalem Stromverbrauch, also es geht. 

Wir haben jetzt in Wien eine Technologie, auch Dank der Wiener Stadtregierung, ich will da jetzt nicht missverstanden werden, auch Dank der Wiener Stadtregierung, wo wir auch ein bisschen beteiligt waren an dieser Entwicklung, es war eine gute Zusammenarbeit, die eine Technologie entwickelt hat und reif gemacht hat und die jetzt eigentlich klar wäre, um zu sagen: Go, das wird der Regelfall. 

Denn jedes Haus, das man heute im Wohnbau neu baut, wird einmal 20 Jahre nicht angerührt. Sinnvollerweise wird man das 20 Jahre nicht sanieren. Warum wählen wir nicht eine Technologie als Regelfall, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, die sich bewährt hat, die funktioniert, und wo wir uns international unglaublich in den Vordergrund stellen können, indem wir die Energie da oben, die planerische Energie in der Birne einsetzen, und nicht mehr Gas und Öl einführen, und nicht, dass es zum Regelfall wird, was so was Wienerisches ist, dieses „des geht net, des brauch ma nicht“, Beispiel 1.

Beispiel 2: Wenn ich meine persönliche Wohnsituation als fast noch gravierenderen Fall schildern darf. Ich wohne bisher, wie es so schön heißt, zu Zins im 6. Bezirk in einem Miethaus, das bis vor Kurzem einem etwa insolventen Immobilienfonds gehört hat, der es weiterverkauft hat. Das Haus ist ganz gut in Schuss, es wird dort mit Gas geheizt. Meine bescheidenen technischen Kenntnisse sagen mir, dieses Haus zu sanieren, wie es dutzendfach auch in Wien passiert, würde den Gasverbrauch dieses Hauses um dreiviertel reduzieren. Der Hauseigentümer will nicht. Die rechtliche Situation ist so, dass es derzeit auf Grund der gesetzlichen Rahmenbedingungen der Stadt Wien, des Landes Wien, keine Handhabe gibt zu sagen, du hast ziemlich schlechte energietechnische Werte, saniere, denn das wäre auch wirtschaftlich. Das gibt es aber nicht. Hier könnte in der derzeitigen Wirtschaftskrise mit Hilfe der Ordnungspolitik, durch Anreize, durch geschickte Regulierung, etwas in Gang gesetzt werden. 

Noch einmal, es geht ja nicht um mein Haus. Häuser wie das meine, das eine glatte Fassade hat, gibt es gerade im 16. Bezirk, im 17. Bezirk, im 10. Bezirk dutzendfach, und wie der Herr Stadtrat gestern richtigerweise in einer Diskussion zur Bauordnung gesagt hat, sind derzeit nur 15 Prozent des Miethausbestandes auf einen technisch modernen Standard gebracht. 

Das ist unverständlich. Wieso wird hier nicht aus sozialen Gründen - die Leute müssen Heizkosten zahlen -, aus wirtschaftlichen Gründen - wir exportieren Wertschöpfung nach Russland oder wo anders hin -, etwas getan? Warum beschäftigen wir nicht unsere Bauwirtschaft und graben sozusagen unter meinem Haus im 6. Bezirk und machen ein Gasfeld auf, das dafür sorgt, dass meine Wohnung geheizt wird, indem es optimal saniert ist? Hier fehlt eine Rahmenbedingung, und dahin geht der zweite Vorschlag. 

Und jetzt kommt der dritte Vorschlag: Wir haben in Wien - ich habe extra noch einmal mit der Fernwärme telefoniert - einen Fernwärmeanteil von zirka 35 Prozent. Da ist auch viel weitergegangen, das heißt aber auch, 65 Prozent rein rechnerisch nicht. Trotzdem wird in und um Wien in sehr hohem Ausmaß aus bestehenden Kraftwerken in Wien, aber insbesondere auch um Wien - Stichwort Kraftwerk Dürnrohr -, Abwärme in die Donau geleitet, anstatt dass wir diese Abwärme nutzen und in die Häuser bringen, um dort Gas zu ersetzen. 

Es ist eine technische Tatsache, dass bei jedem fossilen Kraftwerk maximal 45 Prozent der Energie in Strom umgesetzt wird, das ist aber schon sehr hoch gegriffen, Dürnrohr liegt weit darunter, die überwiegende Mehrheit der Kohle, die wir übrigens aus Polen importieren, geht als Wärme in die Donau. Wir hätten also eine Strategie, wenn wir sie als Stadt und Land ernst nähmen, die die signifikante Energiequelle Nummer 1 in Wien, das ist Gas, ersetzen könnte. 

Also erstens: Herunter mit dem Verbrauch im Altbestand, zweitens, herunter auf null im Verbrauch im Neubau und drittens, das, was an Bedarf überbleibt, mit jener Wärme versorgen, die wir derzeit in die Donau leiten. 

Noch einmal: In diese Richtung passiert manches, aber angesichts dessen, dass ich sicher bin, dass entweder der Gaspreis in 2, 3, 4, 5, 6 Jahren genauso in die Höhe gehen wird wie der Ölverbrauch, dass die EU immer abhängiger wird, speziell von Russland und dass die Nabucco-Pipeline überhaupt keine Alternative vor allem aus politischer Sicht bringt, sollten wir nicht darauf warten, sondern sollten es umsetzen. Und jetzt schaue ich wirklich mit einer gewissen Sehnsucht in die USA. 

Sie erinnern sich alle an die Auseinandersetzung Regulierung der Autoindustrie. auf einmal gibt es einen gewählten Präsidenten, der macht einfach ernst. Der schert sich nicht um das Gejammer der Autoindustrie, sondern sagt einfach, Effizienzstandards müssen her. Die amerikanische Autoindustrie ist natürlich jetzt nicht gerade in einer Position, dass sie zurückschlagen kann, aber es zeigt, wenn man etwas wirklich möchte, wenn einem etwas wirklich wichtig ist, dass das machbar ist. 

Politik kann etwas verändern und unsere Dringliche Anfrage über Politik, Energiepolitik, Wohnungspolitik, Kraftwerkspolitik, kann etwas verändern, nämlich die Abhängigkeit, die vielen Wienerinnen und Wienern erst jetzt zum Bewusstsein gekommen ist. Was ist, wenn es kalt bleibt, was ist, wenn kein Gas mehr fließt? 

Dass das keine schicksalhafte Abhängigkeit ist, sondern dass der Herr Landeshauptmann über forcierte Gesetzgebung, forcierte Investitionen, wo es gar nicht um so viel mehr Geld geht, sicherstellen kann, dass das geändert wird, deswegen fragen wir sehr präzise, und ich fasse drei Strategien, die wir in der Dringlichen angesprochen haben, zusammen: 

Erstens, runter mit dem Verbrauch. Ein amerikanischer Präsident würde sich alle zehn Finger abschlecken, wenn er in den USA jene Technologien zur Verfügung hätte, die in Österreich, in Europa und speziell in Wien erprobt sind. Wer von Ihnen in den USA war, weiß, wie dort heute noch gebaut wird. (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Aber das ist kein Zufall! Das ist jahrzehntelang erfolgreiche Politik!) - Nein, Herr Stadtrat, es ist kein Zufall! Ich sage auch nicht, dass in Wien nichts passiert ist. Sie kennen unsere Diskussionen seit Jahren, spätestens seitdem Sie Wohnbaustadtrat sind. Ich bin auch dem StR Faymann, jetzt Kanzler Faymann, ordentlich auf die Nerven gegangen!

Warum machen wir das nicht zum Regelfall? Jetzt sage ich, reden wir nicht über 100 Prozent, weil wer 100 Prozent will, geht immer fehl. Aber warum nicht? Mein Antrag wird dann in diese Richtung gehen, eine klare Vorgabe bei allen Bauträgerwettbewerben der Stadt Wien, wo drinnen steht, was die Stadt verlangt. Wenn es technisch oder architektonisch nicht möglich ist, ist das gesondert zu begründen. Das hineinzuschreiben kostet Sie, Herr Stadtrat, fünf Minuten. Nahezu alle Bauträger in Wien haben bereits gezeigt, dass sie das bauen können. Ich kann sie jetzt nicht aufzählen, ich habe zu wenig Minuten. Alle städtischen Bauträger.

Bis heute sagen Sie und sagt auch der von mir sehr geschätzte Wohnfonds, so viel können wir nicht. Ein Argument, ich darf es zitieren, war voriges Jahr von Ihnen: „Jetzt ist das Dämmmaterial knapp." Das hat mir der Herr Stadtrat im letzten Jahr erklärt. Das kann doch nicht eine Vorgabe sein, wenn man es ernst nimmt, den Verbrauch zu verringern! (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Das kann man erneuern!) Ich habe nur mehr wenige Minuten.

Erstens: Passivhaus, und dahin geht meine Frage, Herr Bürgermeister, als Regelfall, sagen wir, in zwei Drittel der Fälle. Bei einem Drittel werden wir mit weniger auskommen.

Zweitens: Was tun wir mit jenen 85 Prozent - ich bin noch einmal dankbar für die Zahlen - der Wohnungen im Altbestand, der Mietwohnungen, die schlechte Energiestandards haben, wo es technisch überhaupt kein Problem ist, diese zu sanieren? Das kann man. Schöne Beispiele in Ihrem Ressort, wo man einfach ein Gesetz machen muss. Ganz einfach! Wie man vorschreibt, jede Wohnung braucht eine Garage, wie man andere Dinge vorschreibt, dass die Stiegenbreite akribisch ist, sagt man das schlicht und einfach. Hier hilft uns die Europäische Union mit dem Energiepass. Wenn ein Haus schlechter ist als - jetzt nenne ich eine Zahl - zum Beispiel 70 oder 80 Kilowattstunden - Passivhaus ist 15 Kilowattstunden - hat es binnen Fristsetzung saniert zu werden, und aus. Ich erspare mir jetzt, Ihnen die Bauordnung vorzulegen, was wir alles regulieren. Würden wir das herunterregulieren, würden wir weniger Gas importieren müssen, würden wir den Menschen ermöglichen, weniger für ihr Gas, oder womit sie sonst heizen, zahlen zu müssen. Warum passiert das nicht? Das ist die zweite Geschichte. Ich weite es jetzt ganz bewusst nicht auf andere Bereiche aus. Ich bin auch auf Argumente gespannt, was dagegen spricht. 

Das Dritte ist: Warum vollziehen wir nicht ernsthaft die Fernwärme? 

Ich bleibe wieder bei mir. Ich probiere jetzt in unserem Haus, das nun einem Fonds gehört, dass wir die Fernwärme hineinkriegen. Das scheitert wieder. Der Hauseigentümer sagt: „Warum sollen wir da investieren?" Da haben wir eine gute Förderung, aber wenn der Hauseigentümer, den ich gar nicht böse sehe, denn der hat keinen unmittelbaren Vorteil daraus, nicht will, geht man halt zur Tagesordnung über, bis es das nächste Mal kalt ist. 

Darum schließe ich mit dem, womit ich begonnen habe. Wir sind haarscharf daran vorbeigegangen, dass in Österreich Gaskraftwerke abgeschaltet hätten werden müssen. Haarscharf! Danke auch an alle Techniker in Österreich bei den Gaswerken, bei den E-Werken, die Dank technischer Aushilfe dafür gesorgt haben, dass diese schwierige Krise bewältigt werden konnte. In Osteuropa haben wir gesehen, was passiert, wenn das nicht ist. Aber warten wir jetzt nicht, bis das das nächste Mal kommt! Der Gasverbrauch in Westeuropa steigt. Der Gasverbrauch in Österreich steigt. Warum? Weil derzeit etliche Gaskraftwerke in Planung sind. Warum nutzen wir nicht die heimische Ressource, die wir haben, Effizienz und Abwärme, um eine nachhaltige krisensichere Energieversorgung zu machen? 

Ich habe bis jetzt übrigens noch kein Wort über den Treibhauseffekt und über die Umweltbedingungen gesagt, die es auch begünstigt, wenn wir entsprechende Effizienz haben.

Ein Letztes: Der Rechnungshof hat vor wenigen Tagen die Länder heftig kritisiert, weil sie ihre Klimaziele nicht erfüllen. Auch Wien kam vor, nicht als schlechtestes, aber auch nicht als bestes. Auch hier bleiben wir weit unter unseren Möglichkeiten. Woran scheitert es? Aus meiner Sicht am mangelnden politischen Willen! Es passiert ohnedies ein bisschen etwas, ein bisschen bauen wir dort ein Passivhaus, ein bisschen wird dort saniert! Das sind alles schöne Projekte, aber man sollte jetzt Vollgas geben, damit wir das binnen Drei-, Fünf- oder Siebenjahresfrist wirklich umsetzen. Der Bürgermeister sollte sich hinstellen und sagen, das ist die Vorgabe. Es muss mir einmal jemand begründen, wenn irgendwo eine neue Sieldung gebaut wird, warum die nicht in diesem Standard errichtet wird. Darauf warten wir dringend. Das würden wir gerne unterstützen, auch als parteiübergreifende Initiative.

Deswegen unsere Anfrage an den Herrn Bürgermeister, ob er nach der Gaskrise bereit ist, eine Strategie einzuschlagen, die wirtschaftlich sinnvoll ist, die sozial sinnvoll ist und von der ich überzeugt bin, dass die Mehrheit der Wiener Bevölkerung diese gerne mittragen würde. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. - Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst außerhalb Ihrer Frage, „Gasabhängigkeit ist kein Schicksal". Zumindest so weit stimmen wir in der Tat überein. Es ist auch völlig unbestritten, dass die Abhängigkeit von Gasimporten, egal, ob aus Russland oder aus anderen Ländern, verringert werden sollte. Die Reduktion des Wärmeverbrauchs hinsichtlich neuer, wie auch bestehender Gebäude ist dabei ein wichtiger Aspekt, der im Mittelpunkt der Überlegungen gestanden ist. Zur Erreichung dieses Ziels wurden in Wien bereits attraktive Förderungsanreize in der Neubauverordnung 2007 und in der Sanierungsverordnung 2008 sowie entsprechende gesetzliche Anforderungen, etwa an den Wärmeschutz in der Bauordnung für Wien, geschaffen.

Darüber hinaus setzt die Stadt Wien durch die zum Wiener Stadtwerke AG Konzern gehörige Wien Energie schon seit einiger Zeit auf erneuerbare Energieträger, was sich am steigenden Anteil derselben bei der Wien Energie Stromerzeugung zeigt. Betrug dieser 2005/2006 noch 9,5 Prozent, so stieg er bereits 2007/2008 auf 13,2 Prozent. So denke ich, wird sich auch in Zukunft diese dynamische Entwicklung fortsetzen.

Wien Energie setzt verstärkt auf erneuerbare Energien. Im Gegensatz zu fossilen Energieträgern sind sie unbegrenzt verfügbar, wie jeder weiß. Sonne, Wasser und Wind sind aber nicht nur unerschöpfliche heimische Quellen, bei deren Nutzung keine Treibhausgase wie Kohlendioxid entstehen, sie punkten auch in der Energiegewinnung mit „besonders umweltfreundlich".

Bis 2010 soll die Stromproduktion aller Ökoenergieanlagen von Wien Energie auf 500 Gigawattstunden erhöht werden, in Summe eine Verdreifachung gegenüber den vergangenen Jahren. Das ist das Nachhaltigkeitsziel von Wien Energie, das bereits im abgelaufenen Geschäftsjahr durch die Inbetriebnahme des Windparks in Levél in Ungarn erreicht wurde. 

Dass entgegen der suggerierten Untätigkeit der Stadt beziehungsweise ihrer Unternehmungen bereits herzeigbare Projekte oder Erfolge existieren, lässt sich durch nachstehende Praxisbeispiele unterstreichen:

Auf dem Dach des Naturhistorischen Museums in Wien und beim Vienna International Center wurden großräumige Fotovoltaikanlagen zur optimalen Nutzung der Kraft der Sonne zur Energiegewinnung errichtet.

Die Lärmschutzwand der Wohnhausanlage Theodor-Körner-Hof am Margaretengürtel wurde auf 193 m² mit Fotovoltaikelementen bestückt. Im Rahmen des Repowerings des Kraftwerks Wien Simmering 1/2 entsteht auf der Südseite auf 311 m² Wiens größter Sonnenstromerzeuger. Das Tochterunternehmen Energiecomfort der Wien Energie stattete eine Passivwohnhausanlage im 21. Wiener Gemeindebezirk mit einer thermischen Solaranlage auf einer Fläche von 3 500 m² aus. Jedes der vier Einzelhäuser dieser Wohnhausanlage verfügt über eine eigene Solaranlage inklusive Zentrale.

Ich bin mir sicher, dass es Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen ist, dass in Wien-Simmering das größte Waldbiomassekraftwerk Europas steht. Seit Oktober 2006 ist es in Betrieb und versorgt 48 000 Haushalte mit Strom und 12 000 Haushalte mit Wärme. Pro Jahr werden hier rund 190 000 t Waldbiomasse in saubere Energie umgewandelt. Unter Berücksichtigung der ausgekoppelten Fernwärme erzeugt das Kraftwerk eine Strommenge von 167 Gigawattstunden jährlich. Der Vorteil ist, als so genannter klimaneutraler Energieträger setzt Holz bei der Verbrennung nie mehr CO2 frei, als der Baum vorher aufgenommen hat. Daher spart das Biomassekraftwerk Wien-Simmering im Jahr 144 000 t an CO2 gegenüber einer mit Öl oder Kohle - wie Dürnrohr - betriebenen Anlage ein, immerhin eine Reduktion von 80 Prozent. Oder in anderen Zahlen ausgedrückt: Das hochmoderne Kraftwerk ersetzt umgerechnet 72 000 t Steinkohle oder 47 000 t Heizöl im Jahr. 

Neben Solarzellen und Biomasse setzt Wien Energie vor allem auf Energiegewinnung durch Windkraft. 1997 wurde das erste Windrad auf der Donauinsel errichtet. Mittlerweile betreibt Wien Energie gemeinsam mit in- und ausländischen Partnern mehrere Windparks. So liefert der im September 2006 eröffnete Windpark Steinriegel auf der Rattener Alm in der Steiermark, einer der höchstgelegenen Windparks Europas, mit seinen 10 Windrädern den Strom für 12 000 Haushalte. Der Windpark vermeidet dabei rund 20 000 t CO2, die ein normales Kraftwerk produzieren würde. 

Betrug die Leistung aller Windkraftanlagen, an denen Wien Energie beteiligt ist, bisher 42,5 Megawatt, so lässt sich dies nun mit dem jüngsten Erfolgsprojekt deutlich steigern. Der Windpark Levél liegt in der Nähe der westungarischen Stadt Mosonmagyaróvár, also rund 6 km hinter der österreichischen Grenze und in direkter Verlängerung der Parndorfer Platte, was hervorragende Windverhältnisse garantiert. Insgesamt verfügt der Windpark über 12 Windkraftanlagen der Type Repower mit je 2 Megawatt in Summe, also über eine Gesamtleistung von 24 Megawatt. Er liefert Strom für etwa 15 400 Haushalte und vermeidet dabei CO2-Emissionen im Ausmaß von rund 35 100 t. Dafür wurden seit September 2007 30,8 Millionen EUR investiert. Alle Windparks von Wien Energie zusammen können umgerechnet etwa knapp 60 000 Haushalte mit Strom versorgen. 

Als kurzes Zwischenresümee erlaube ich mir daher festzuhalten, dass bisher nicht nichts geschehen ist, sondern im Gegenteil die Richtung und Strategie der Stadt Wien und der Wien Energie in der Energieerzeugung und Bereitstellung eine äußerst zukunftsorientierte ist. 

Dies gilt auch für die so genannten Sauberbrenner der Stadt, die Fernwärme. Alle Wärmekraftwerke von Wien Energie sind mit Kraftwärmekopplungen ausgestattet, und das schon seit rund einem viertel Jahrhundert. Wien Energie kann so seine Wärmekraftwerke doppelt nutzen, indem nicht nur Strom erzeugt, sondern auch das Nebenprodukt Abwärme sinnvoll eingesetzt und ins Fernwärmenetz eingespeist wird. Durch Wirkungsgrade von bis zu 86 Prozent lässt sich der Bedarf an Primärenergieträgern reduzieren und außerdem damit die Umwelt schonen. Etwa 59 Prozent der gesamten Fernwärmeproduktion stammen aus KWK-Kraftwerken. In Wien werden rund 26 Prozent der benötigten Wärme durch thermische Verwertung von Haus-, Industrie- und Sonderabfällen erzeugt. In greifbare Zahlen gefasst: Derzeit versorgt Wien Energie rund 280 000 Haushalte und mehr als 5 500 Großkunden über ein rund 1 100 km langes Netz mit umweltfreundlicher und preisgünstiger Fernwärme, Tendenz steigend. 

In Summe spart Wien Energie durch die Strom- und Fernwärmeerzeugung in Kraftwerken mit Kraftwärmekopplung und in Abfallverbrennungsanlagen rund 2,6 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr ein. 

Nun darf ich Ihre Detailfragen wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: Ich habe bereits darauf hingewiesen, dass Wien zirka 280 000 Haushalte und mehr als 5 500 Großkunden versorgt. In allen städtischen Wohnhausanlagen, die nachträglich an das Fernwärmenetz angeschlossen wurden, werden Leerwohnungen und auch laufend bewohnte Wohnungen von der Fernwärme Wien an das Fernwärmenetz angeschlossen. Wohnhausanlagen, die ursprünglich nur mit Fernwärmeheizungen ausgestattet waren, werden nachträglich mit dezentralen Warmwassergeräten aufgerüstet. Dadurch kann in den Sommermonaten überschüssige Wärme, etwa aus den Müllverbrennungsanlagen, sinnvoll für die Brauchwassererwärmung genutzt werden. 

Eine Zielgröße für die Erreichung höherer Fernheizanschlüsse für ganz Wien festzulegen, erscheint allerdings zur Zeit kaum möglich, weil man Anschlüsse an das Fernwärmenetz zwar fördern, aber nicht erzwingen kann. 

Zu Frage 2: Die Geschäftsführung der Fernwärme Wien hat sich mit dieser Thematik eingehend beschäftigt. Die Fernwärme Wien bezieht rund 70 Prozent ihrer Wärme aus den Kraft-Wärme-Kopplungen von Wienstrom, 25 Prozent aus den Müllverbrennungsanlagen und 5 Prozent aus Spitzenkesseln. 

Durch das Repowering des Kraftwerks Simmering verfügen wir derzeit über ausreichende Kapazitäten, sodass die Wärme aus Dürnrohr nicht benötigt würde. Zudem würde die Errichtung einer Fernwärmeleitung von Dürnrohr bis nach Wien Investitionen in der Höhe von 120 Millionen EUR erfordern, die derzeit weder wirtschaftlich noch technisch vertretbar wären. 

Letztendlich habe ich auch meine Bedenken, ob nicht die Verlegung eines möglicherweise rund 60 km langen Abwasserrohres durch nicht unbeträchtliche Teile Niederösterreichs und Wiens zu Protesten bei den Ihnen nahe stehenden Aktivisten führen würde, sodass der nunmehr vorliegende Antrag mit hoher Wahrscheinlichkeit einer zukünftigen Amnesie der Anfragesteller zum Opfer fallen würde. Ich würde daher eher anregen, dass man überlegt, ob man nicht die Fernwärmenutzung tatsächlich in St Pölten durchführen könnte, was zweifelsohne näher und auch biologisch möglicherweise günstiger wäre! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu Frage 3: Die Bauordnungen aller Bundesländer werden beziehungsweise wurden im Zusammenhang mit der Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie hinsichtlich Wärmeschutz und Energieeinsparung harmonisiert, in Tirol und in Vorarlberg im Jänner 2008, in Kärnten im Februar 2008, im Burgenland, in der Steiermark und in Wien im Juli 2008, in Oberösterreich im Jänner 2009 und in Niederösterreich voraussichtlich im Februar 2009. Die neuen Bestimmungen beziehungsweise Anforderungen an den Wärmeschutz von Hochbauten wurden in den letzten Jahren auf breiter Basis von den Bundesländern unter Koordination des Österreichischen Instituts für Bautechnik ausgehandelt. 

In Wien diesbezüglich einseitig strengere gesetzliche Regelungen einzuführen, erscheint daher im Hinblick auf die Harmonisierung der Bauordnung der Bundesländer weder zweckmäßig noch erforderlich. Darüber hinaus wäre ein verpflichtender genereller Passivhausstandard für viele Bauwerber nicht vorfinanzierbar. Auch ist die Amortisation der Mehrkosten von Passivhäusern durch spätere Energieeinsparung nur bedingt gegeben und sind die Erfahrungen mit der Passivhaustechnologie im mehrgeschoßigen Wohnbau noch nicht so abgesichert, um daraus allgemein gültige Rückschlüsse ziehen zu können. Es gibt aus Sicht namhafter Experten durchaus noch Entwicklungs- und Optimierungsbedarf. Weiters ist seitens der Wohnungsnutzung nicht immer eine ausreichende Akzeptanz gegeben. 

Das Passivhaus sollte unbedingt einen entsprechenden Anteil am jährlichen Förderungsvolumen einnehmen. Im Sinne der angestrebten Vielfalt im Wohnungsneubau dürften aber andere Technologien nicht ausgeschlossen werden. 

Dass die Passivhaustechnologie für die Stadt Wien selbst einen hohen Stellenwert besitzt, beweisen unter anderem die bereits durchgeführten Bauträgerwettbewerbe im 21. Bezirk und im 3. Bezirk. Im Bundesländervergleich ist Wien mit 29 Projekten und insgesamt beinahe 3 000 geförderten Wohnungen - das ist nicht irgendetwas - sicherlich führend. 

Zu Frage 4: Durch die neue Sanierungsverordnung 2008, die am 15. Jänner 2009 in Kraft getreten ist, werden erhebliche finanzielle Förderungsanreize für umfassende thermische Sanierungen, unabhängig vom jeweiligen Baualter, geboten. Diese neue Förderschiene ist das Mittel schlechthin zur umfassenden thermisch-energetischen Sanierung des Altbestands. Sie bietet neben der hohen gestaffelten Grundförderung auch eine Deltaförderung, womit nicht ein bestimmter Zielwert, sondern das jeweilige Ausmaß der Energieeinsparung gestaffelt gefördert wird, sowie Zusatzförderung bei Erreichung des Passivhausstandards bei Einsatz innovativer klimarelevanter Systeme oder/und Einbau von Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung. 

Insgesamt können damit Fördermittel in einem noch nie dagewesenen Ausmaß ausgeschüttet werden. Wesentlich dabei ist auch die deutliche Erhöhung der zulässigen förderbaren Gesamtsanierungskosten, um die gestiegenen Baukosten abzufedern und verstärkt Sanierungsanreize zu schaffen. Die Gebäudeeigentümer, Hausverwaltungen, Genossenschaften, Bauträger, einschlägigen Interessensvertretungen und so weiter erhalten insbesondere durch den Wohnfonds Wien entsprechende Informationen. 

Weiters ist schon auf Grund der Umsetzung der OIB-Richtlinie 6 mit der Techniknovelle 2007, die am 12. Juli 2008 in Kraft getreten ist, nicht nur im geförderten Bereich, sondern auch bei frei finanzierten Sanierungen eine Reduktion des Heizwärmebedarfs zwingend erforderlich. 

Überdies ist die Förderung von Erdgasbrennwertanlagen nur in Kombination mit thermischen Solaranlagen möglich und soweit keine Fernwärmeanschlussmöglichkeit gegeben ist oder aus Gründen der Luftreinhaltung oder auf Grund mangelnder Zulieferungs- oder Lagermöglichkeiten der Einsatz biogener Brennstoffe nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. 

Die Stadt Wien geht mit gutem Beispiel voran. So sanierte Wiener Wohnen im Zeitraum von 2000 bis 2009 insgesamt 342 Wohnhausanlagen mit rund 71 600 Wohnungen und rund 4,4 Millionen Quadratmetern Wohnnutzfläche. Diese Wohnungszahl entspricht in etwa einem Drittel der gesamten Mietobjekte, die von Wiener Wohnen verwaltet werden. Durch die mit diesem Projekt umgesetzten beziehungsweise noch umzusetzenden energetischen Maßnahmen wird eine durchschnittliche Einsparung von zirka 54,12 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr beziehungsweise 23,8 Gigawattstunden pro Jahr erzielt. Seitens der Stadt Wien wurde für den Zeitraum 2008 bis 2017 auch ein Schulsanierungspaket in der Höhe von zirka 570 Millionen EUR beschlossen. Derzeit sind Projekte im Umfang von zirka 462 Millionen EUR erstellt, in Umsetzung beziehungsweise in Vorbereitung. Davon können zirka 92 Millionen EUR als Maßnahmen angesehen werden, die wesentlich zur energetischen Verbesserung beitragen. 

Im Bereich der Amtshäuser ist seitens der MA 34 ab 2009 ein Investitionsvolumen von zirka 5 Millionen EUR geplant, das für energetische Verbesserungsmaßnahmen eingesetzt wird. 

Zu Frage 5: Aktuelles Ziel ist die jährliche Sanierung von Gebäuden mit insgesamt 10 000 Wohnungen. Eine Erhöhung dieser Rate ist nur begrenzt möglich, denn abgesehen von budgetären Gründen kann ein Förderangebot zwar Anreize schaffen, eine thermisch-energetische Sanierung aber nicht mit Zwang durchgesetzt werden.

Zu Frage 6: Investitionsentscheidungen trifft der Eigentümer, dessen wirtschaftliche Überlegungen nicht nur von Förderbestimmungen abhängig sind. Darüber hinaus muss eine deutliche Steigerung der Sanierungsrate der Leistungsfähigkeit des Markts entsprechen, weil es sonst zu unerwünschten Nebeneffekten, wie Kostensteigerungen oder mangelnde Ausführungsqualität, kommen könnte. Es darf dabei auch nicht übersehen werden, dass die Sanierungsmaßnahmen jedenfalls wirtschaftlich sein müssen. Das heißt, die Investition muss in einem wirtschaftlichen Verhältnis zu den zu erwartenden Energieeinsparungen stehen. 

Die rechtliche Problematik des zwangsweisen Eingriffs in bestehende Rechte, die Schwierigkeiten zur Aufbringung der Eigenmittel durch die Gebäudeeigentümer sowie die aktuellen Baupreise beziehungsweise Kapazitäten des Baugewerbes begrenzen diese Möglichkeit einer Steigerung der Sanierungsrate.

Zu Frage 7: Die in Wien bestehenden Wohnbauförderungen sind, abgesehen von der bereits erwähnten Sanierungsverordnung, sowohl im großvolumigen Neubau als auch im kleinvolumigen Neubau durchaus angemessen. Darüber hinaus gibt es attraktive Ökoförderungen, wie etwa für den Umstieg von fossilen Brennstoffen auf Biomasse, für die Steigerung der Effizienz von Gasheizungen, für den Einbau von Wärmepumpen, für die Verwendung von Kleinwärmekraftkopplungen, für die Solarnutzung, sowohl Fotovoltaik als auch solarthermisch, sowie für die umfassende Verbesserung der thermischen Hülle von Gebäuden, das so genannte Thewosan. 

Zur Veranschaulichung darf ich Ihnen zwei Fördersummen nennen, die im Jahr 2008 vergeben wurden, wobei dazu zu bemerken ist, dass ein jährliches Budget für diese Förderungen in der Höhe von jeweils 1 Million EUR vorgesehen war, aber hinsichtlich der Solarförderung nicht zur Gänze angesprochen wurde, während bei der Ökostromförderung unter anderem durch angesparte Rücklagen aus Vorjahren dieser Betrag überschritten wurde. Ich nenne die Zahlen zur Ergänzung: die Solarförderung mit über 276 000 EUR, die Ökostromförderung mit 1,6 Millionen EUR.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe das deswegen so detailreich, möglicherweise für einige auch technokratisch, dargestellt, weil ich mit dem Argument brechen will, es sei hier in der Zwischenzeit nichts passiert. Ich glaube, wir sind uns darin einig, es ist etwas passiert. Viele werden nun sagen, zu wenig. Das mag sein. Ich verstehe auch eine Opposition, nachdem für die Stadtregierung auch Verständnis signalisiert wurde, dass man sagt, zu langsam und zu klein in vielerlei Hinsicht. Eines, denke ich, steht mit Sicherheit fest: Wer angesichts der Erfahrungen aus dieser Gaslieferungssituation, in der Auseinandersetzung zwischen Russland und der Ukraine, heute sagt, es gäbe keinen Handlungsbedarf in der Energiepolitik, irrt mit Sicherheit!

Wir werden uns sehr bemühen, nicht nur in der Stadt, nicht nur in Österreich selbst, sondern vor allem auch auf der europäischen Ebene, nicht nur darüber zu reden, wie die Energieversorgung entsprechend sichergestellt werden kann und für die Zukunft mehr Energie zur Verfügung gestellt wird, sondern selbstverständlich auch über die Frage der Alternativenergien und vor allem über die Frage des Einsatzes der Effizienz im gesamten Energieverbrauch zu reden. Es sind darüber hinaus die Frage der Wärmetechnologie, auch die ganze Frage des Stromverbrauchs, die Effizienz des Stromeinsatzes und Ähnliches ein Thema der Zukunft. Wir werden uns mit Sicherheit weit über das hinaus, was heute hier besprochen wurde und was letztendlich Thema dieser Dringlichen Anfrage ist, mit dieser Frage der Energieeffizienz, der Energieversorgung, des sorgsamen Umgangs mit Energie beschäftigen, so wie wir uns auch mit dem sorgsamen Umgang der Wasserressourcen zu beschäftigen haben. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Herr Bürgermeister.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich erneut Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. 20 Minuten Redezeit.  

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich kann Ihnen eine scharfe Kritik jetzt nicht ersparen. Das, was wir verlesen haben, und darauf möchte ich mich beziehen, hätten wir wahrscheinlich vor der Gaskrise genauso gelesen. Tatsache ist, dass die Mehrheit der Wiener Haushalte mit Gas beheizt ist. Wie können Sie also sagen, wenn Sie das ernst nehmen, und in Ihrem frei gesprochenen Teil am Schluss war ja eine Emotion zu spüren, dass man da etwas ändern möchte? Wie können Sie sagen, die Bauwirtschaft hat so enge Kapazitäten? Das galt vielleicht vor einem Jahr! Erkundigen Sie sich bei jemandem aus der Bauwirtschaft, wie die Kapazitätsauslastung für dieses Jahr erwartet wird und wie die Preiserwartung in diesem Jahr ist. Wir haben eine ziemliche Wirtschaftskrise im Anmarsch und wenn es einen Zeitpunkt gäbe, einen Impuls in die Sanierung zu setzen, ist es jetzt! Aber jetzt zu sagen, die Bauwirtschaft hat Kapazitätsengpässe, Herr Bürgermeister, da haben Sie schlechte Autoren gehabt, die das recherchiert haben! Das ist unrichtig!

Zweitens, es geht um zwei Güter, die freie Verfügbarkeit des Eigentums von Hausbesitzern. Ich habe nichts gegen Hausbesitzer, ich bin nicht für Verstaatlichung, damit da kein Missverständnis aufkommt, aber Eigentum verpflichtet. Unter anderem kann man in die Regeln eingreifen, wie ein Haus funktioniert. Diese Bauordnung regelt akribisch, wie einzugreifen ist. Ausgerechnet beim Energieverbrauch sagen Sie, und das ist meine schärfste Kritik zu Ihren Aussagen: „Nein, das tun wir nicht. Zwingen können wir niemanden." - Wieso nicht, Herr Bürgermeister? Wieso kann man nicht bei einem Haus, das ausgewiesenermaßen beim Zehnfachen des Energieverbrauchs liegt, der technisch möglich wäre, sagen, in angemessener Frist hat man zu sanieren? Wieso kann man das nicht tun? Das geht mir überhaupt nicht ein!

Ich sitze unter anderem mit der Frau Umweltstadträtin bei der Überarbeitung des Klimaschutzberichts. Nachdem alles aufgelistet wurde, was bei der Stadt Wien passiert, kommt heraus, mit all dem, was wir bisher gemacht haben, kann man die CO2-Emission in Wien nicht reduzieren. Wir können sie vielleicht pro Kopf reduzieren, aber mit den Instrumentarien, die wir bisher haben, geht eine Reduktion nicht. Mit den Instrumentarien, die wir bisher haben, geht es nicht! Darum ist das ein riesiger Unterschied. Ich werde nicht müde werden, das auch in den nächsten Monaten zu betonen, denn dafür trägt die Stadt Wien die Verantwortung. Ist es wichtiger, in das Eigentum des Hauses nicht einzugreifen? Was erklären Sie dann denjenigen, die in zwei, drei, vier Jahren ohne Gas dasitzen? Das akzeptiere ich nicht! Das werden wir betonen und Vorschläge sowie Beispiele bringen, wie das in anderen Ländern passiert! 

Ein Nächstes: Da möchte ich jetzt eh nur zwei Anträge einbringen. Beide gehen in Ihre Richtung, sehr geehrter Herr Wohnbaustadtrat! Es widerspricht keinerlei Gesetz, zu sagen, bei Bauträgerwettbewerben ist im geförderten Wohnbau, wo wir viele Dinge hineinschreiben, das der Regelfall. Ich habe mir lange überlegt, wie ich das formuliere. Ich darf die Formulierung vorschlagen, und dazu kann man heute Ja oder Nein sagen:

„Der Gemeinderat beauftragt den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, Dr Michael Ludwig, sicherzustellen, dass in den Ausschreibebedingungen der Bauträgerwettbewerbe – Klammer: wir bauen jedes Jahr 7 000 Wohnungen - ..." - Ich füge kritisch hinzu, wir sollten das bauen. Ob das Ergebnis im Jahr 7 000 Wohnungen sein werden, schaue ich mir noch an. Anderes Thema, 7 000 pro Jahr sollten wir bauen. (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Das wird passieren!) Der Herr Bürgermeister hat ganz stolz gesagt, 3 000 Passivhauswohnungen haben wir eh schon. Also was jetzt? Wenn es bei 3 000 funktioniert, warum machen wir es nicht bei den meisten? - Ich fahre fort mit dem Antrag: „… die Passivbauweise klar in den Vordergrund rückt, mit dem Ziel, dass mindestens 70 Prozent aller neu geförderten Wohnbauten in Passivhausbauweise errichtet werden. Nur in architektonisch, technisch klar begründbaren Fällen ist davon abzugehen."

Das kostet Sie fünf Minuten. Ich schwöre Ihnen, ob Sozialbau, Heimbau, Gesiba, Neues Leben, BUWOG oder wie sie alle heißen, die können das, nur wollen tun sie es nicht! Warum soll man auch etwas Neues in Österreich machen? Das ist nicht genetisch, die Innovation ist nicht da. (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Da ist ja Wien weltweit Spitzenreiter!) - Und 45 Prozent haben wir Gasanteil. Im Passivhaus haben wir nichts. Wenn wir ohnehin Spitzenreiter sind, unter anderem deshalb, weil wir da ordentlich angeschoben haben und in der Tat auch auf viel Verständnis gestoßen sind. 

Noch einmal, ich habe nie dem Bürgermeister gesagt, dass nichts passiert ist! Das habe ich nicht gesagt! Das ist das Dilemma, wenn vorformuliert wird! Das darf ich jetzt schon sagen! Es ist nur viel zu wenig passiert! Wenn es bei 3 000 Wohnungen passiert, dass man dort nichts zahlen muss, dass man dort keinen Verbrauch hat, warum, verdammt noch einmal, sagt man dann nicht, bei 70 Prozent? Das geht mir nicht ein! Da muss ich ein Gesetz ändern, da habe ich nicht signifikante Mehrkosten! Sie wissen die Ergebnisse. Die Mehrkosten, den Energieverbrauch um 90 Prozent zu reduzieren, sind unter 1 Prozent der Kosten! 

Über diesen Antrag stimmen wir einfach ab. Wir haben einen Spielraum. Ich habe nicht gesagt, 100 Prozent, sondern 70 Prozent. Sie schreiben es einfach hinein und Sie werden sehen, alle Bauträger spuren wie am Glöckerl! Das ist Schritt eins. 

Schritt zwei, und da sind wir weiter auseinander, ist die Sanierungsverpflichtung. Hier gebe ich aber auch kein Gesetz vor, sondern sage: „StR Ludwig, lege ein Konzept vor, das auch Ordnungspolitik beinhaltet!", wo sich gerade die Sozialdemokratie nicht so schwer tun müsste zu sagen, die eine oder andere Verpflichtung im Eigentum ist nicht aus des Teufels Küche. Wenn man jeden Dachbodenausbau, oder dass man eine Garage bauen muss, zwingend vorschreibt, sehe ich nicht ein, warum man nicht sagen kann, hinunter mit dem Energieverbrauch, wenn man einen bestimmten Wert macht. 

Deswegen unser zweiter Antrag, der sehr geehrte Amtsf StR Dr Michael Ludwig möge mit 31.5.2009 ein Rahmenkonzept „Althaussanierung in Wien" hier vorlegen. Ziel dieses Konzepts soll insbesondere die Erhöhung der Althaussanierungsrate auf mindestens 3 Prozent und die Schaffung geeigneter ordnungspolitischer Rahmenbedingungen, zum Beispiel nach Energiekennzahlen gestaffelte Sanierungsverpflichtung, sein, um das Ziel auch tatsächlich erreichen zu können. 

Der Herr Bürgermeister hat recht, wo die Hauseigentümer nicht wollen, geschieht nichts. Ich bin nicht dafür, dass wir noch mehr Geld hinten nachschmeißen. Ich bin dafür, dass wir klarstellen, und ich glaube, dass das alle WienerInnen akzeptieren würden, bevor das nächste Mal das Gas ausgeht, hat der Hauseigentümer gefälligst die Fenster und die Fassade entsprechend zu sanieren! Noch einmal, vom Wohnfonds dokumentiert gibt es dutzendfach Beispiele in Wien, dass drei Viertel des Energieverbrauchs technisch und wirtschaftlich machbar ist. Das gilt es sicherzustellen! Meine Damen und Herren, dafür gibt es Politik! (GR Christian Oxonitsch: Was machst du aber, wenn es die Mieter nicht wollen? Zwangsmaßnahmen, wenn die Bauträger sanieren wollen, aber die Mieter Nein sagen? Ich habe mir gedacht, du hast jetzt Zeit! Das will ich jetzt von dir wissen!) - Okay, elf Minuten noch. Ich gebe einmal die beiden Anträge ab.

Zuerst einmal die spannende Frage: Die Mieter wollen nicht? In der Tat muss man sich das überlegen. Fehler derzeit: Einstimmigkeit oder ein hohes Zustimmungsquorum bei vielen Mietern. Manche Mieter wohnen überhaupt nicht mehr dort, bei Eigentumsverhältnissen sitzen die irgendwo. (GR Christian Oxonitsch: Ich rede jetzt von Mietwohnungen, nicht von Eigentumswohnungen!) Ich meine, wenn uns das wirklich wichtig ist - und gehen wir in diese Diskussion und führen wir sie auch im Detail -, zu sagen, jetzt 100 Prozent Energieverbrauch mit Gas, dann 22 bis 27 Prozent, vom Technischen abhängig, welches Quorum brauchen wir dann? Mit Verlaub, bei der Schulpflicht fragen wir die Eltern auch nicht: „Wollt ihr eure Kinder in die Schule schicken oder lieber nicht?" (GR Christian Oxonitsch: Aber in dem Moment zahlt der Mieter vielfach die doppelte Miete!) Es gibt, mit Verlaub, ein paar Bedingungen. Sie, Herr Klubobmann Oxonitsch, tragen die Verantwortung! (GR Christian Oxonitsch: Der zahlt die doppelte Miete! Du stellst dich hin und sagst, er soll das Doppelte zahlen!) Mit Verlaub, ich habe es bei meinem Haus, das jetzt kein Beispiel ist, ausgerechnet. Die Reduktion des Gasverbrauchs würde die Investitionen im Haushalt überkompensieren. Machen wir kein Symposium aus meiner ersten Rede! Es geht nicht leicht, da wird es Widerstand geben. (GR Christian Oxonitsch: Dann gehe einmal auf eine Mieterversammlung!) Aber, mit Verlaub, die amerikanische Autoindustrie zu regulieren, da gibt es auch ein bisschen Widerstand. (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Wir reden aber über die Mieter!)

Die Frage ist: Ist uns das wichtig? Sorgen wir für den Tag X vor? Und der Tag X kommt! Entweder geht der Gaspreis enorm in die Höhe - ganz viel deutet darauf hin, dass der niedrige Ölpreis nur mit der Wirtschaftssituation zu tun hat -, wird steigen, oder es kommt gar nichts mehr. Bei den 4 000 km, wo derzeit das Gas aus Russland kommt, muss ich nicht irgendein rasend intelligenter Terrorist sein, um mir einfallen zu lassen, was ich machen muss, um den Westen lahm zu legen. Ich habe bis heute nicht verstanden, warum sich die selbst in die Luft sprengen, um Terror auszuüben. Dann schaue ich mir an, wenn flächendeckende Anschläge auf Gasleitungen in Russland passieren, was wir hier in Wien machen! Und dann sagen Sie: „Es war schwierig mit der Einstimmigkeit. Meine Damen und Herren, es tut uns leid, wir schicken Ihnen einen Ofen vorbei!"? Herr Stadtrat, was tun wir dann bei einem Winter mit minus zehn Grad, wenn wir flächendeckend in Wien nicht mehr heizen können? 45 Prozent der Haushalte sind gasbeheizt. Was machen Sie dann? Laden Sie dann alle ins Rathaus ein und stellen hier Betten auf? Was tun wir dann? Das würde mich in der Tat interessieren! 

Denjenigen, die ein Passivhaus haben, ist das wurscht. Da ist es egal, ob das Gas fließt oder nicht. Darum verstehe ich nicht, warum man das nicht entsprechend ernst nimmt! Deswegen meine zwei Anträge. Es wird nicht die letzte Auseinandersetzung sein, die wir führen. Wir wollen den Druck erhöhen. Es ist uns zu wenig! Wir hoffen, dass es hier zu einem Meinungswandel der Sozialdemokratie kommt! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Apokalypse!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die GRÜNEN haben die Dringliche Anfrage heute betitelt mit „Gasabhängigkeit ist kein Schicksal". Ich würde das auf „Energieabhängigkeit" erweitern. 

Es hat uns natürlich diese, Gott sei Dank, nicht allzu lange, Einstellung der Gaslieferung, die so genannte Gaskrise doch einmal kräftig durchgeschüttelt. Wie es auch im Bereich der Wirtschaftskrise war, ist das viel bemühte Zitat, dass eine Krise auch eine Chance ist, durchaus auch hier anzuwenden, dass man aufgerüttelt wird, nachdenkt und sich Gedanken darüber macht, was im Falle X, sozusagen im Worst-Case-Szenario, passiert, wenn unsere Versorgung tatsächlich zusammenbricht. Ich glaube, es ist gut und notwendig, dass man darüber nachdenkt. Insofern ist das natürlich auch eine Chance. Es ist, glaube ich, mittlerweile allen klar, dass eine Abhängigkeit, und das betrifft sehr viele Bereiche des Lebens, nie etwas Gutes ist und dass das Anstreben einer Unabhängigkeit, der Autarkie, natürlich vor allem in diesem Bereich der Energie, etwas Wichtiges ist. 

Ich habe die freiheitlichen Parteiprogramme und Positionen über viele Jahre zurückverfolgt und kann bei uns wirklich finden, dass gerade das Anstreben der Energieautarkie eine alte freiheitliche Forderung ist und wir Sie deshalb natürlich gern unterstützen. Es ist sozusagen nach diesen vielen sehr sorglosen Jahren, die wir diesbezüglich gehabt haben, nach den vielen Jahrzehnten, wo man auch geurasst hat, und das darf man nicht verstecken, notwendig, sich darüber Gedanken zu machen, was wirklich in dem Fall ist, wenn der Strom oder das Gas nicht mehr fließt, die Steckdose oder das Zuleitungsrohr nicht mehr das liefert, was wir gewohnt sind zu erwarten. 

Insofern muss man, glaube ich, bei dieser ganzen Diskussion auch bedenken, dass die meisten Menschen in ihren Wohnungen überhaupt keine Notfallsvorsorge mehr haben. Da ist, was natürlich in vielen Wohnungen gar nicht möglich ist, die Überlegung nach einer Heizquelle oder einer Quelle, um warmes Wasser zu erzeugen, wie etwa in vielleicht neuer technischer Form der gute alte Ofen oder die Einleitung von Kaminen, durchaus eine überlegenswerte Sache. Wir haben im Zuge dieser Diskussion auch darüber nachgedacht. Ich selbst bin nicht mehr so jung und habe natürlich entsprechend alte Eltern. Ich kann mich erinnern, dass mein Vater gesagt hat, da wir noch Kamine in der Wohnung haben, geben wir den kleinen Meller-Kamin in den Keller, heben wir ihn auf, weil wer weiß, was einmal ist und dieser mit allem brennbar ist. Auch diese Vorsorge, so unangenehm das vielleicht klingt, sollte man nicht so einfach wegwischen, genauso wenn man Wasser zur Verfügung hat, man auch eine Wärmequelle haben sollte. Diese Diskussion muss man da leider auch einbringen. Aber vielleicht war das für viele jetzt doch aufschlussreich. In manchen Bereichen, wie etwa bei Einfamilienhäusern oder kleineren Objekten, ist es ja nicht so schwer, vorzusorgen. 

Wir haben in Österreich eine Reihe von guten Beispielen und auch vieles in Wien. Der Herr Bürgermeister hat das aufgelistet. Wir stehen nicht an, das zu schätzen, dass vieles getan wird, um von der fossilen Energie und von der Abhängigkeit abzugehen. Es ist natürlich die Unabhängigkeit oder das Anstreben einer weitgehenden Unabhängigkeit sicher in den kleinen Gemeinden eine andere Sache als in einer Großstadt wie Wien. Es wird sicher eine hundertprozentige Unabhängigkeit nie geben können. Aber diejenige, die man hat, zu reduzieren, ist natürlich ein Gebot der Stunde. 

Hier ist es wichtig, über zwei Schienen zu fahren, einerseits die Energiequelle selbst sukzessive zu ändern, eben vom fossilen Brennstoff oder vom importierten Gas auf heimische erneuerbare Energiequellen. Das Zweite ist der Verbrauch selbst, wo man wieder zwei Hauptschienen fahren muss. Das eine ist dort, wo es leicht möglich ist, ein bewusstes Einsparen zu forcieren, auf der anderen Seite entsprechende Maßnahmen - das sind in erster Linie technische Maßnahmen - zur Senkung des Energieverbrauchs anzustreben.

Wir haben in Wien, und auch das ist jetzt in der Diskussion schon gefallen, mit sehr viel alter Bausubstanz ein großes Problem diesbezüglich. Das muss man sagen. Daher geht es auch nicht so zügig weiter. Es ist anzuerkennen, dass im städtischen Wohnbau sehr viel geleistet wird, wobei es dabei auch die eine oder andere Hürde gibt. Ich glaube, es ist besonders wichtig, auch im privaten Wohnbau noch viel stärker im Speziellen auf diese thermische Sanierung zu setzen und Anreize zu schaffen. 

Ich unterstreiche Ihre Haltung, Herr Bürgermeister, dass wir eine zwingende Vorschreibung, wie das Herr Mag Chorherr vorgesehen hat, nicht unterstützen werden. Wohl aber ist es notwendig, entsprechende Anreize zu schaffen. Wir brauchen nicht weit zu schauen, allein wenn man sich das Wiener Rathaus vorstellt: weniger Zugluft et cetera. Wir haben es mit einer geschützten alten Bausubstanz zu tun. Es ist wahnsinnig schwierig. Es ist bei der thermischen Sanierung sehr schwierig, dass die wirklich effiziente Sanierung schwerpunktmäßig nur über die Außenmauer erfolgen kann. Viele ambitionierte Menschen, die gerne Energie sparen wollen, haben angefangen, ihre Wohnungen innen dicht zu machen, die Fenster dicht zu machen. Das Ergebnis ist leider ein gewisser Nässestau, da nun einmal in einer Wohnung, die bewohnt ist, Feuchtigkeit entsteht. Es ist auch sehr schwierig, dass man das Lüftungssystem immer so bedient, wie es sein soll. Die thermische Sanierung von innen kann keine Lösung sein. Das heißt, man muss von außen sanieren. Hier scheitern wir natürlich sehr oft an der Fassade des Gebäudes, wo eine thermische Sanierung aus Gründen des Denkmalschutzes der Optik nicht anzubringen ist. Es ist sicher sehr schwer, diesen Spagat zu machen. 

Wir haben aber auch, und das ist schon angesprochen worden, viele Häuser mit glatten Wänden, wo nach wie vor aus unterschiedlichen Gründen noch keine Sanierung erfolgt ist. Wir haben das Problem, und das wird immer wieder an uns herangetragen, dass etwa in Eigentumshäusern die Wohnungsinhaber, die mittendrin sitzen und fast nicht heizen müssen, einer Generalsanierung nicht zustimmen und die Menschen, die am Wettereck leben, diejenigen sind, die sich deppert heizen, wie man so schön sagt. Hier haben wir sicherlich ein Problem, aber eben auch bei den Althäusern auf Grund der Fassadengestaltung, die man mit der thermischen Sanierung von außen sehr schwer in Einklang bringen kann. Hier wird man sicher noch weitere Überlegungen anstellen müssen. 

Es ist aber auch im städtischen Wohnbau manchmal auf Grund angebrachter Kunstwerke, wie ich aus eigener Erfahrung weiß, wo etwa relativ kleine Mosaike Fassaden zieren, zu oft jahrelangen Diskussionen gekommen, wie man saniert, um diese Kunstwerke, diese Mosaike zu schützen. Auf der anderen Seite kühlen die Wohnungen aus und die Heizkosten steigen. Es ist ein schwieriger Spagat. 

Oder etwa Natursteinsockel, wo man die Zwischenmauer fast schon mit der Zahnbürste herauskratzen kann, aber dieser Natursteinsockel um des Denkmalschutzes Willen erhalten werden muss. Es ist nicht einfach! 

Neue Bauten zu errichten, die den Kriterien entsprechen, ist sicher der leichtere Weg und wird auch betrieben. Aber ich glaube, die Schaffung von Anreizen im gesamten privaten Bereich, vor allem im Altbau, ist noch nicht ausgereizt und muss noch weiter betrieben werden. Vielleicht wird man das eine oder andere Mal hier, wenn es vor allem für die Bewohner besonders hart ist, mit dem Denkmalschutz in Konflikt kommen müssen, aber es ist eine warme Wohnung, ein energiesparendes Heizen das eine oder andere Mal vielleicht einer Fassade oder dem Fassadenschutz vorzuziehen. Es ist sicher kein einfacher Weg, aber wir sehen, dass wir hier in der Situation sind, wo es wirklich notwendig ist. 

Ich glaube, Energieabhängigkeit und alles, was sozusagen nachgeordnet stattfindet, ist Wirtschaftspolitik, ist Umweltpolitik, ist aber auch Sozialpolitik, weil eine warme Wohnung, die leistbar ist, für die Menschen nun einmal wichtig ist. Wir leben trotz Klimaerwärmung in einer Klimazone, wo wir, wie wir jetzt, Anfang Jänner, gespürt haben, eine warme Wohnung dringend brauchen. Wer das nicht hat, ist auch gesundheitsgefährdet. Das ist nicht nur unangenehm.

Wichtig wäre in Wien auch eine weitere Förderung der Sonnenenergie, Solar- und Fotovoltaikanlagen. Wenn man etwa den locker bebauten Bereich anschaut, ist, glaube ich, noch viel zu tun. Auch hier müssten mit Sicherheit die Anreize erhöht werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben im Zuge dieser Krise immer wieder gehört, und das war gut und beruhigend, dass wir Reserven haben. Das ist wichtig und notwendig, aber natürlich darf die Beruhigung nicht dazu führen, den Einsatz neuer heimischer erneuerbarer Energien nicht zu forcieren. Auf der anderen Seite sind aber eben auch die Sanierungsmaßnahmen so voranzutreiben, dass die Unabhängigkeit immer größer wird.

Die Fraktion der Grünen hat zwei Anträge angebracht. Wir werden dem einen, wo es um den Passivhausstandard geht, zustimmen. Den anderen Antrag mit der Anreizschaffung sehen auch wir als zu starken Zwang und werden ihn daher ablehnen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Antrag von uns einbringen. Wir haben hier im Zuge der Krise in der Automobilindustrie - deswegen haben wir auch dieses Wort verwendet - die Verschrottungsprämie als Anreiz des Umstiegs, aber auch als Förderung der Wirtschaft in Österreich beschlossen. Im Zuge dessen wollen wir die Menschen auch ermutigen, ihre Heizsysteme umzustellen. Es ist nun einmal so, dass ein Anreiz etwas Wichtiges ist. Anreiz und Information sind wichtig.

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein, wo wir die beiden zuständigen Stadträtinnen für Umwelt, aber auch für Finanzen und Wirtschaft ersuchen, die nötigen Voraussetzungen zu schaffen, um eine solche Prämie auszuloben. 

Wir bitten, diesen Antrag an die beiden zuständigen Ressorts zuzuweisen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. - Bitte.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin sehr froh über die Gelegenheit, heute über ein so wichtiges und ernsthaftes Thema sprechen zu können. Auch das Niveau der bisherigen Debatte, vom Antragsteller bis ganz besonders zur Beantwortung des Herrn Bürgermeisters, hat gezeigt, wie wichtig dieses Thema uns allen ist. Ich glaube, das eint uns hier, dass wir uns mit der Versorgungssicherheit auf energetischer Basis auseinanderzusetzen haben, wenngleich unsere Zugänge durchaus sehr unterschiedlich sind. 

Herr Bürgermeister, Sie haben heute in Ihrer Beantwortung sehr klar und deutlich, und aus meiner Sicht auch sehr präzise, viele Punkte angesprochen. Es hat sich gezeigt, dass Sie Ihren naturwissenschaftlichen Background nicht verloren haben. Es ist einfach wichtig, gewisse Dinge mit der notwendigen Seriosität und Machbarkeit zu beurteilen. 

Wir haben eine Auslandsabhängigkeit, aber diese Kritik kann ich der Mehrheitsfraktion hier nicht ersparen, wir müssen auch hier Maßnahmen setzen, um alternative Versorgungswege in Hinkunft, auch was Gas betrifft, sicherzustellen. Da stimme ich überhaupt nicht mit dem Antragsteller der GRÜNEN überein, der meint, wir brauchen Nabucco nicht. Natürlich brauchen wir Nabucco! Es wurde schon gesagt, wir haben zwar eine hohe Reserve für etwa zweieinhalb bis drei Monate im Falle des Ausfalls der Gaslieferungen im privaten Umfeld, doch wir wissen alle, zumindest jene, die sich mit dem Thema ernsthaft und tiefer auseinandergesetzt haben, dass im gewerblichen Bereich sehr viel früher das Gas ausgehen wird - und wir waren in dieser Situation knapp davor - und damit auch andere Faktoren in Kraft treten, bis hin zu Beschäftigungslosigkeit, die damit verbunden ist. Deshalb ist es für uns so wichtig, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen und dieses Thema Energie ordentlich zu diskutieren, weil es einfach eine Grundfrage unserer Existenz und auch unserer Sicherheit ist. Das kann man nicht nur durch die eine oder andere Brille sehen, sondern wir müssen hier umfassend und sehr verantwortungsbewusst mit dem Thema umgehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Natürlich stört mich auch einiges an der Geschäftspolitik von Wien Energie. Ich denke, dass man hier durchaus die verkaufsfördernden Maßnahmen, die da und dort immer noch Platz greifen, und da wird heute einfach noch nach Umsatzmaximierung agiert, hintanstellen sollte. Natürlich ist das ein Wirtschaftsbetrieb, auf der anderen Seite steht er aber im Mehrheitseigentum der Stadt. Damit ist es wichtig, dass dort auch die politischen Vorgaben berücksichtigt werden und ein Wegkommen von fossilen Energieträgern hin zu erneuerbaren Energieträgern Platz greifen kann. 

Wenn man sich nämlich die Zahlen anschaut, sind in Wien 55 Prozent der Haushalte bei der Raumwärme direkt vom Gas abhängig. Wenn man da noch die Fernwärme, die übrigens auch nicht ganz gasfrei ist - das sei hier einmal deutlich gesagt - und die kalorischen Kraftwerke Wiens noch dazurechnet, so sind fast zwei Drittel der Haushalte Wiens vom Gas abhängig. Das ist der höchste Wert aller Bundesländer, und das sage ich durchaus unpolemisch. Es hat da oder dort auch seine Gründe, aber es ist sicherlich der höchste Wert aller Bundesländer Österreichs betreffend die Gasabhängigkeit auch eine strategische Frage, die Wien zu verantworten hat. 

Das ist aus meiner Sicht ein politischer Ansatz, wo ich nicht ganz verstehe, dass man sich in der letzten Zeit mit dem Thema Gas seitens der Stadtregierung intensiv auseinandergesetzt hat. Da gibt es einerseits dieses KliP I, jetzt ist das zweite im Laufen. Man hat es sich sehr leicht gemacht, die Klimaschutzziele zu erfüllen, indem man die alten Ölkraftwerke auf Gas umgerüstet hat. Natürlich hat das einmal einen Effekt gebracht, das ist unbestritten, aber es ist ein fossiler Brennstoff, der gegen einen anderen getauscht wird, zugegebenermaßen gegen einen etwas saubereren, aber natürlich auch nicht nachhaltigen Brennstoff. So ist das nun einmal. Aber man hat damit in Summe die Gasabhängigkeit unseres Bundeslandes und unserer schönen Stadt erhöht.

Wenn ich mir, auch wenn die Menge überhaupt kein Thema ist, die Gasautoförderung anschaue, die seitens der Umweltstadträtin propagiert wird, ist das aus meiner Sicht auch nicht das psychologisch richtige Signal. Erstens ist das auch nicht ein nachhaltiger Energiestoff und zweitens, wenn man den Leuten suggeriert, Gas ist sozusagen das Beste, das Ökologischeste und immer verfügbar, dann setzt sich das in den Köpfen fest. Vielleicht wäre auch das ein anderer Ansatz, verstärkt auf Elektroautos zu setzen und beispielsweise die Förderung, die ausgelaufen ist, wieder einzuführen. Ich denke, es wäre ein guter Ansatz, wo wir durchaus eine sehr breite Mehrheit, zumindest von unserer Fraktion kann ich das zusichern, haben würden, um diesen Förderansatz wieder einzuführen, um auch psychologisch ein anderes Signal an die Bevölkerung zu setzen.

Die Stadt Wien hat auch eine Empfehlung des Nationalen Sicherheitsrates erhalten. Damit wurde der Besorgnis Ausdruck verliehen, dass Wien von Gas besonders versorgungsabhängig ist. Ich denke, es macht Sinn, sich damit auseinanderzusetzen. Denn wenn man sich den Strommix anschaut - ich habe mir die Zahlen herausgesucht -, zeigt sich, dass Wien Energie am meisten von fossilen Brennstoffen abhängig ist. Wenn Sie zum Beispiel das Burgenland hernehmen - unverdächtig, ich habe bewusst ein Bundesland ausgewählt, das Ihrer Fraktion, der Mehrheitsfraktion, nahe steht -, so werden dort die Bürgerinnen und Bürger zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energieträgern versorgt, während in Wien drei Viertel aus fossilen Brennstoffen - eine aktuelle Studie, die herausgekommen ist - und ein Zehntel durch erneuerbare Energieträger kommen.

Hier, Herr Bürgermeister, haben Sie deshalb jede einzelne Maßnahme, die gesetzt worden ist, so schön nennen können - da ein Windkraftwerk, dort eine Solaranlage, dort wieder ein paar andere Maßnahmen -, denn es sind nun einmal einzelne Maßnahmen. Diese führen dazu, dass wir im Bereich der erneuerbaren Energie gerade zweistellig werden.

Bei der gestrigen Fragebeantwortung haben Sie gesagt, egal, wie es dargestellt wird, und wir brauchen da gar nicht heuchlerisch zu sein. Ich bin durchaus der Meinung, wir sollten das offen diskutieren. Aber 13 Prozent der elektrischen Energie in Wien kommen aus Atomkraftwerken, werden importiert oder gehandelt, egal, ob sie über Zertifikate irgendwie quasi grün gemacht werden. Tatsache ist, wir haben dieses Thema. Wir haben dieses Thema Österreich-weit, aber hier ist Wien durchaus nicht besser als andere Bundesländer. Wenn ich mir anschaue, dass der größere Wert von der erneuerbaren Energie aus solchen Atomkraftwerken für die Elektrizitätsversorgung in Wien kommt, denke ich, sollte uns das schon auch zu denken geben, dass wir hier Handlungsbedarf haben. 

Energie ist Macht. Das muss uns ganz klar und deutlich sein. Wir kennen es auf der weltpolitischen Seite. Aber Energie ist auch Macht der jeweiligen Unternehmensführer. Ich habe es angesprochen, ich würde mir wünschen, dass, nicht so, wie es in großen Ländern stattfindet, die Energieoligarchen dann den Politikern sagen, was sie zu machen haben, dass wir als Stadt Wien das Zepter in die Hand nehmen, dass die Stadtregierung das Zepter in die Hand nimmt und der Wien Energie entsprechende Aufträge erteilt. Sie hat ja auch die 100-prozentige Eigentümerschaft. Da ist die Unabhängigkeit weder aktienrechtlich noch pragmatisch gegeben. Es geht darum, entsprechende nachhaltige Lösungen für die Unabhängigkeit von der Gasversorgung zu setzen und auch umzusetzen. Ich denke, es ist wichtig und ganz entscheidend, dass wir hier moderne Konzepte einsetzen. 

Ich habe einmal einen Vorschlag gemacht und schon mehrfach in diesem Hause präsentiert, wo wir gesagt haben, wir schlagen vor, 25 Prozent der Gesamtenergie umzuwandeln und umzumünzen. Weitere 10 Prozentpunkte, muss man korrekt sagen, könnten aus dem Umstieg auf weitere erneuerbare Energieträger kommen. Auch das lässt sich sicherlich pragmatisch in den nächsten 5 Jahren bewerkstelligen. Die Energieeffizienz würde weitere 10 Prozentpunkte bekommen. Und 5 Prozent kann man sicherlich auch durch das Musterverhalten der Menschen beeinflussen, weil hier natürlich eine Mitbeteiligung der Menschen sicher gefordert ist.

Ich möchte ein paar Themen oder ein paar Punkte zu den beiden Anträgen der Grünen Fraktion verlieren, denen wir zwar inhaltlich durchaus das eine oder andere abgewinnen können, aber durch die Diktion der Formulierung unterscheiden wir uns schon deutlich. Deshalb werden wir diesen Anträgen nicht zustimmen.

Es liegt einerseits daran, dass Sie sich ständig, und das zieht sich offensichtlich durch Ihre Politik der Grünen Fraktion, mit dem Thema Zwang auseinander setzen. Das wundert mich eigentlich, gerade mit ihrem Background, aber offensichtlich vertrauen Sie nicht den Menschen, dass sie vernünftig handeln. Wenn Sie meinen, dass die Mieter das mehrheitlich zwar wollen, aber der böse Hauseigentümer das nicht umsetzt, so muss ich Ihnen doch sagen, es gibt genügend Möglichkeiten, sich auch als Mieter durchzusetzen und diese Themen entsprechend in die Realität zu bringen. Wenn Sie das aber zwanghaft machen, dann haben Sie das Problem, dass Sie gerade unsozial handeln, weil Sie wissen, dass es die Mietzinsreserve gibt und Sie wissen, dass man, wenn sie nicht vorhanden ist, nach § 18 Mietrechtsgesetz die Mieten entsprechend beaufschlagen und stärker als die übliche Indizierung anheben kann, was natürlich implizit soziale Konsequenzen auslöst. 

Damit haben wir die Situation, dass wir eine höchst unsoziale Gegebenheit hätten, dass wir auf dem Rücken der Schwächsten der Gesellschaft eine solche ökologische Maßnahme setzen würden. Da fällt mir eigentlich nur der Spruch ein: „Grün sein muss man sich leisten können", und das zeigt sich ja auch bei den Wiener GRÜNEN.

Das zweite Thema ist der Antrag der Freiheitlichen Fraktion betreffend Heizsysteme. Hier sind wir inhaltlich vollkommen d'accord, es gibt nur eine Fraktionsvereinbarung, wie die Anträge am Vortag zu übertragen und einzureichen wären. Deshalb werden wir den Antrag so ablehnen, auch wenn wir inhaltlich dafür sind. Ich denke, es ist eine Frage der Fairness, wie wir miteinander umgehen. Wir wollen hier auch ein bisschen eine Symbolik machen; ich hoffe, sie ist ausreichend nachhaltig, dass wir in Hinkunft - so wie auch wir es tun - uns gegenseitig mit den Anträgen schon am Vortag versorgen. Denn so neu ist dieses Thema ja nicht, dass man hier so rasch agieren muss und soll.

Ich denke, es ist viel passiert, und ich möchte hier dem Wohnbaustadtrat für seine Initiative durchaus auch Anerkennung zollen. Gerade was Thewosan betrifft, ist Wien sicherlich in einem führenden Ausmaß beteiligt. Allerdings glaube ich, hier könnte mehr passieren, und wir sind uns einig, dass da mehr machbar ist, weil nämlich zwei Drittel der Energie im privaten Umfeld einfach Heizenergie sind. Daher macht es praktisch einen Sinn, auch von der Kostenseite her, dass wir hier ordentlich fördern und investieren. 

Die Intention der GRÜNEN im Antrag ist durchaus okay. Wir wollen auch keinen Zwang, sondern eben Fördermaßnahmen, sodass es leistbar ist. Ich bitte Sie einfach, hier mit uns den Weg zu gehen. 

Wir haben gesagt: Versuchen wir eine Verdoppelung dieser Förderung, sie hätte gerade in solchen Zeiten wie jetzt einen Sinn, wo wirtschaftlich durchaus die Ressourcen vorhanden sind, auch in der Bauwirtschaft, entsprechend mit Aufträgen ausgestattet zu werden. Wir haben jetzt eine Situation, dass wir auch Arbeitsplätze durchaus ad hoc fördern sollten. Nehmen wir doch den Ansatz, fördern wir beispielsweise im öffentlichen Bereich Schulen und Amtshäuser. Gehen wir da mit gutem Beispiel voran und setzen wir wirtschaftliche Impulse, die gleichzeitig auch nachhaltig ökologisch wirken und die Betriebskosten senken. Wir haben alle etwas davon. Ich denke, es wäre eine sehr gute Maßnahme, die wir hier gemeinsam auf die Beine stellen könnten.

Ein paar Worte noch - weil ich gesagt habe, auch die Menschen sollen sich hier beteiligen - zum Thema Energiekostenabrechnung: Es ist einfach schwer, heute eine Abrechnung, sei es eine Quartals- oder eine Jahresabrechnung, zu lesen. Ich weiß schon, dass wir da gesetzliche Vorgaben haben, wir haben das oft besprochen. Nur, wir alle sind Politiker, und gerade die Stadt Wien ist nicht uneinflussreich! Auch hier könnten wir die notwendigen gesetzlichen Initiativen setzen, sodass wir eine transparente Heizkosten- beziehungsweise auch Stromabrechnung bekommen, um damit den Menschen die Möglichkeit zu geben, wirklich zu sparen. Wenn ich es nicht weiß und wenn ich mir auch nicht helfen kann - nicht jeder ist Experte, und mit Kilowattstunden, mit Verlaub, fangen die wenigsten etwas an. Es ist eine Einheit, mit der man höchstens im Vergleich arbeiten kann, aber die wenigsten können sich wirklich etwas darunter vorstellen. Ich denke, auch hier wäre die Stadt Wien aufgerufen, initiativ zu werden und die notwendigen Maßnahmen zu setzen.

Solarförderung: Auch hier war der Herr Bürgermeister heute sehr, sehr ehrlich und hat gesagt, dass die Förderung nicht ausgeschöpft wurde. 1 Million wurde zur Verfügung gestellt, nur 276 000 EUR wurden in Anspruch genommen. Gibt das nicht zu denken, sehr geehrte Damen und Herren, dass da etwas nicht stimmt? Liegt es wirklich an den Menschen, die nur 270 000 EUR für 1,6 Millionen Menschen, die in Wien wohnen, in Anspruch nehmen wollen?

Ich glaube, da liegt es auch am System, und ich kann Sie einladen: Reden Sie mit Baufirmen, reden Sie mit Wohnungseigentümern, die die Solarförderung in Anspruch nehmen wollen oder wollten - vielfach sind sie an bürokratischen Hürden gescheitert! Das ist natürlich mit ein Grund, warum es nicht in Anspruch genommen wird. Da hilft es nichts, formell eine hohe Förderung zu haben, sondern man muss es auch praktisch umsetzen können. Tatsache ist, Ihre Förderaktion hat nicht gewirkt; das bleibt übrig, sonst wäre sie ja in Anspruch genommen worden. Sie ist gerade zu einem Viertel ausgeschöpft worden, und das ist nun einmal relativ wenig.

Ein weiteres Biomassekraftwerk wäre sinnvoll, auch darüber haben wir schon gesprochen. Ich denke, das sind Maßnahmen, die auch helfen würden, die Energieautarkie von Wien zu verbessern.

Wir haben deshalb - der Antrag ist ja bereits eingebracht und liegt Ihnen allen vor -, gemeinsam mit meinem Klubobmann Matthias Tschirf, einen Antrag formuliert, der dieses Energiespar- und Autarkiekonzept für Wien vorschlägt, wo all diese Maßnahmen, die ich jetzt dargelegt habe, noch einmal zusammengefasst sind und einfach eine Einladung da ist - deswegen haben wir hier auch den Vorschlag auf Zuweisung hineingenommen -, sich mit diesem Thema gemeinsam nachhaltig und mit der notwendigen Seriosität auseinanderzusetzen.

Ich denke, es ist wichtig, dass man sich mit dem Ziel, die Energiepolitik in Wien nachhaltig zu verändern, beschäftigt. Ich denke, es ist wichtig, dass wir nicht warten, bis in Wien die Öfen und die Lichter ausgehen. Es ist ganz wichtig, dass wir gemeinsam, und vor allem die Mehrheitsfraktion, an diesem Thema arbeiten, damit in Wien endlich etwas weitergeht, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Das Thema Energiepolitik ist, glaube ich, ein sehr sensibles, nicht nur in der wirtschaftlichen Frage, sondern auch in der Versorgungsfrage. Darum habe ich ein wenig nachgedacht, als ich vorige Woche auch eine Presseaussendung der GRÜNEN gelesen habe, in der von der Gasunabhängigkeit von Putin die Rede ist. Das wurde heute in der Begründung ja noch verdeutlicht, ungefähr mit den Worten: Man schreibt rechtliche Eingriffe vor, baut in Passivbauweise oder saniert in Passivbauweise, und schon ist man unabhängig von den Gaslieferungen aus Russland.

Nein, meine Damen und Herren (GR Dr Kurt Stürzenbecher: So einfach ist das nicht!), so einfach ist das sicher nicht! Da ist mir der Begriff der politischen Gaukelei eingefallen, oder man könnte es auch, der heutigen Diskussion entsprechend, Ökozauberei nennen. Bei Zauberern stellt sich heraus, sie arbeiten mit sehr vielen Tricks, die ein Bild darstellen, das real aber nicht verwirklichbar ist. Durch Ausblenden gewisser Fakten und Situationen soll natürlich auch in der Öffentlichkeit ein falsches Bild - eben wie das der Gasunabhängigkeit, die wir sehr rasch erreichen könnten - dargestellt werden. Ich denke, das ist nicht sehr hilfreich, das ist auch nicht seriös. Wer glaubt, dass man nur mit der Passivbauweise - der Passivhausbauweise und auch der Altbausanierung nach diesem neuen System - die Unabhängigkeit erreichen kann, der irrt; der irrt gewaltig!

Es sind heute auch Gasspeicherkapazitäten angesprochen worden, die Gasleitungen aus Russland, auch Nabucco ist angesprochen worden, weil eben der Gasausstieg anzustreben ist. Natürlich, anzustreben ist immer die Unabhängigkeit, die totale Unabhängigkeit, nur - auf Wienerisch gesagt - das wird's nicht spielen! In den nächsten 10, 20, 30 Jahren, Experten reden sogar von 50, 60 Jahren, wird's das nicht spielen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann gibt's eh kein Gas mehr!)
Aber ich denke, durchaus sinnvoll ist der Weg, der jetzt gegangen wird, dass man die Gasspeicherkapazitäten erhöht, damit wir in Krisenzeiten, in denen sich etwa zwei Staaten politisch ein bisschen ins Gehege gekommen sind, nicht schon nach drei Monaten sagen, jetzt ist es aus!, sondern dass vielleicht um Monate länger faktisch Energie für die Wirtschart, für die Menschen dieser Stadt und dieses Landes und auch für Europa zur Verfügung steht.

Natürlich, der Gaslieferstopp, die Gaslieferkrise, wie sie genannt wurde - ich habe es schon gesagt, der Konflikt zwischen der Ukraine und Russland -, heizt natürlich die Diskussion um diese so genannte Unabhängigkeit an. Aber selbst die fortschrittlichen Schweden - das sollte man sich auch einmal vor Augen halten - haben sich das Ziel gesetzt, bis 2020 aus fossilen und gasförmigen Energieträgern auszusteigen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war die sozialdemokratische Regierung! Nicht vergessen!) Ja, das stimmt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Jetzt sind die Konservativen dran, die sind wieder ausgestiegen!) Ist egal, nur ist es auch ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Du musst den Artikel im „Standard" ganz lesen!) 

Man muss es klar und deutlich sagen: Sie haben sich auch verabschiedet, obwohl sie nur zu 10 Prozent von dem, was ich jetzt beschrieben habe, von diesen Primärenergieträgern, betroffen sind. Sie haben natürlich eine andere Aufbringungsstruktur als Österreich, denn 45 Prozent des Energiebedarfes, sprich, des Stromes, liefern Atomkraftwerke. Das wollen wir sicher nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber die Schweden wollen auch aus dem Atomstrom aussteigen in der Zeit! Das musst du dazusagen!)
Daher denke ich, die Gaskrise allein kann es ja nicht sein, dass man eine Reduzierung der Energieabhängigkeit erreichen kann. Nein, es muss ein ständiger Prozess sein! Dafür braucht man an und für sich keine Krise, aber natürlich wird es dadurch verstärkt. 

Zum Thema Wohnhaussanierung und Passivbauweise gibt es mehrere Aufgabenfelder, darauf wird dann Kollege Stürzenbecher näher eingehen. Ich möchte jetzt nur zwei Bereiche streifen, die heute sehr stark angesprochen worden sind und in denen auch die Stadt Wien sehr engagiert vorgeht, und zwar die Bereiche der Energieeffizienz und des Ausbaus der erneuerbaren Energie. 

Ich denke, vor dem Hintergrund des Energiebedarfes der Stadt Wien reden wir von 43 000 Gigawattstunden - das sind 43 Terawattstunden -, wovon 42 Prozent durch Gas abgedeckt werden. Österreichweit sind es sogar 300 000 Gigawattstunden. Ich habe schon eingangs gesagt, es können 500 000 Gasanschlüsse in Wien und 900 000 Gasheizungen in ganz Österreich nicht einfach umgestellt werden. 

Es ist heute und in der Vergangenheit schon angesprochen worden, dass man auch in der Biomasse einen wichtigen Weg sieht. Das stimmt, Biomasse ist ein richtiger Schritt gewesen. Aber man sollte sich auch hier ein wenig die Zahlen darüber vor Augen führen, welches Potenzial da möglich ist. 

Experten haben errechnet, dass der jährliche Biomassezuwachs in Österreich 31 Millionen Festmeter beträgt. Derzeit werden bereits 21 Millionen - nicht in Wien, sondern in ganz Österreich - genützt, daher bleiben rechnerisch noch 10 Millionen Festmeter übrig. Von den 10 Millionen sind wahrscheinlich 5 Millionen gar nicht einbringbar, weil von der Topographie her dieses Holz oder diese Biomasse nicht abbaubar ist, also bleiben 5 Millionen. Wenn man bedenkt, dass 5 Millionen Festmeter an Biomasse zirka 11 000 Gigawattstunden an Energiegewinnung bedeuten, dann ist das nicht einmal ein Viertel des Bedarfs von Wien, und in Wahrheit sind das 3,5 Prozent des Energiebedarfs von ganz Österreich. Daher glaube ich, es ist ein guter und richtiger Schritt gewesen, aber man sollte auch hier den Menschen nicht irgendetwas darüber vormachen, dass in der Biomasse die Zukunft liegen würde. 

Ein zweiter Bereich ist die Energieeffizienz. Ich erinnere nur - der Herr Bürgermeister hat es schon sehr klar und deutlich zum Ausdruck gebracht - an das städtische Energieeffizienzprogramm. 2006 wurde es einstimmig beschlossen; das Ziel ist, durch über hundert Maßnahmen für Haushalte, private Dienstleiter, Industrie, produzierendes Gewerbe und den öffentlichen Bereich den Energiezuwachs zu senken, und zwar bis 2015 um 5 Prozent: Statt 12 sollen wir dann nur noch 7 Prozent Energiezuwachs haben. 

Ich gebe schon zu, dass der stärkste Bereich dieses engagierten Programms in der Gebäudesanierung liegt. Nur denke ich mir bei dem, was hier ein grüner Vorredner darüber gesagt hat, dass man Hauseigentümer in angemessener Zeit - ich weiß jetzt nicht, was eine angemessene Zeit ist, das ist natürlich nicht definiert - zur Sanierung verdonnern soll: Ich weiß nicht, ob das der richtige Weg ist; ich persönlich glaube es nicht. Das ist für mich schon ein gewisses eigenartiges Rechtsverständnis.

Ausblenden sollen wir dabei aber nicht - das ist heute auch schon angesprochen worden - eine gewisse soziale Komponente. Wie sollen sich gewisse Mieterinnen und Mieter das leisten können? Die Mietkosten wird ja nicht der Hauseigentümer allein tragen, indem er sagt: ich mache euch das ganz einfach, sondern die wird er natürlich auf die Mieterinnen und Mieter zu überwälzen versuchen. Ob sich das dann alle leisten können, das sei auch in Frage gestellt, weil ich einmal davon ausgehe, dass nicht in jedem Mietshaus in ganz Wien lauter Gemeinderätinnen und Gemeinderäte wohnen, die sich das wahrscheinlich locker werden leisten können. (GR Mag Rüdiger Maresch: Komm, hörst, was soll das? Bitte!) 

Energieeffizienz: Mir ist noch eine Presseaussendung meines direkten Vorredners aufgefallen. Er hat es heute ein wenig anders formuliert, nämlich so: Energieeinsparung um 25 Prozent. Das will anscheinend die ÖVP in Wien erreichen: 25 Prozent, und das, meine sehr verehrten Damen und Herren, bis 2015! Ich habe Ihnen schon gesagt, dass unser engagiertes Energieeffizienzprogramm bis 2015 den Zuwachs um 5 Prozent reduziert; das ist auch nicht leicht zu erreichen, gerade in der Wirtschaft und in der Gesellschaft braucht man eben Energie. Der ÖVP-Vorschlag bedeutet aber, auf Wien umgelegt, 11 Terawattstunden oder 11 000 Gigawattstunden direkt einzusparen! 

Wenn die Presseaussendung ernst gemeint ist, sind das 11 Terawattstunden an Einsparung - wie, das wird natürlich nicht dazugesagt. Ich gehe davon aus, dass man der Wirtschaft nicht den Strom ausschalten will und dass man auch die Heizungen nicht ausschalten will, damit die Wienerinnen und Wiener nicht frieren, aber anders wird dieses Ziel bis 2015 gar nicht erreichbar sein. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich denke, so eine Vorgangsweise ist auch nicht seriös, noch dazu, wenn das von einem Abgeordneten einer politischen Partei kommt, die sich in aller Öffentlichkeit Wirtschaftspartei nennt. Ich denke, wenn ich mit anderen Kollegen aus dieser Fraktion rede, haben sie zu diesem Vorschlag durchaus eine andere Meinung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die messbare Entwicklung bei der Energieeffizienz ist heute auch schon angesprochen worden. Es ist vom grünen Vorredner auch darüber gesprochen worden, dass Abwärmeenergie - das steht auch im Antrag so drin, in der Begründung zur Dringlichen Anfrage, ich glaube, im dritten Punkt - die Donau hinuntergeht. Ich glaube, der Herr Bürgermeister hat ohnehin sehr deutlich gesagt, man braucht ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Von Dürnrohr war die Rede!) Nein, im Antrag ist auch die Rede von den Wiener Kraftwerken! (GR Mag Rüdiger Maresch: Dürnrohr! In Niederösterreich!) 

Ich verweise - ich bin ohnehin fair - nur darauf: Schaut euch bitte den Geschäftsbericht 07/08 an, schaut euch an den Geschäftsbericht 06/07 an, da steht eindeutig drin - und der Herr Bürgermeister hat das sehr klar zum Ausdruck gebracht -, dass in Wien alle Kraftwerke mit KWK-Kopplung arbeiten und somit nicht die Abwärme in dieser Art, wie Sie es bezeichnet haben, in die Donau geleitet wird!

Zu den erneuerbaren Energien ist ebenfalls schon vieles angesprochen worden und von unserem Bürgermeister auch schon sehr vieles dargestellt worden. Wir haben derzeit bereits einen Prozentsatz von über 13 Prozent. Man soll aber auch hier, bitte, nicht urbane Bereiche mit ländlichen Bereichen vergleichen. Denn im Bereich der Windkraft sind die Ressourcen in einer Millionenstadt sehr schnell enden wollend, das wissen wir alle. 

Ich glaube, auch die Wasserkraft in der Stadt Wien ist schnell enden wollend. Das heißt, es geht schon, dass sich auch Wien Energie, die Wiener Energiepolitik an anderen Wasserkraftwerken beteiligt, aber das wird nicht diese Dimensionen haben, wie sie zum Beispiel der Verbund aufbringen kann. Aber es sind doch einige Prozent, zirka 8 Prozent gibt es an Beteiligung. 

Auch das Thema Windkraft ist, wie ich schon gesagt habe, sehr begrenzt. Aber durch Beteiligungen an Windparks in anderen Bundesländern und jetzt in Ungarn - außerdem gibt es noch viele Projekte in den neuen Mitgliedsländern der Europäischen Union östlich bis nordöstlich von Wien - werden die derzeit 60 000 Haushalte, die mit Windkraftstrom versorgt werden, glaube ich, weiter ansteigen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch der Bereich Fotovoltaik ist mit zahlreichen Projekten schon genannt worden. Aber auch hier sage ich aus innerer Überzeugung, die energiepolitische Revolution für eine Millionenstadt ist das sicher nicht, insbesondere, wenn man den Breitengrad betrachtet, auf dem sich Wien befindet. Man braucht heute nur hinauszuschauen, unten am Friedrich-Schmidt-Platz gibt es eine Anzeigetafel. Das wissen alle, die sich ein wenig mit Technik und mit dieser Technologie beschäftigen: Wenn es ein paar Wolken gibt, werden die Strahlen und alles nach oben reflektiert, und es ist fast keine Stromerzeugung über Fotovoltaik möglich. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Das stimmt nicht!) Es wird noch geforscht, es muss weiterentwickelt werden, da ist noch nicht das Ende der Fahnenstange erreicht. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Sie brauchen ja nur hinunterzuschauen, Herr Kollege Stiftner. Sie behaupten immer etwas - gehen Sie hinunter und schauen Sie, was jetzt da unten los ist! Wären Sie zu Mittag hinuntergegangen: Wenn Wolken da sind, ist die Produktion fast bei null. Aber, wie gesagt, in Spanien und in der Nordsahara schaut es wahrscheinlich anders aus.

Meine Damen und Herren! Der letzte Punkt ist der Bereich der Fernwärme - er wurde auch schon angesprochen -, die Fernwärme mit 285 000 Anschlüssen, 5 500 Großkundenanschlüssen. Ich denke, das ist auch eine Erfolgsgeschichte. Sie wird auch weiter ausgebaut mit zirka 10 000 Anschlüssen pro Jahr, und es kommen natürlich aus der ersten Phase, als die Fernwärme ohne Warmwasseraufbereitung ausgebaut wurde, auch noch viele Anschlüsse dazu. 

An die Fernwärme gekoppelt ist ein Zukunftsprojekt, und zwar das Thema Fernkälte. Da haben wir im Sommer immer die Debatte über die Stromfresser. Das Klima erwärmt sich, es kommen die heißen Sommer. Ich glaube, mit der Fernkälte - wo derzeit 13 Projekte in Aussicht sind, zwei laufen bereits - ist man einen Weg gegangen, der sehr viel dazu beträgt, auch im Bereich der Stromerzeugung, da letztlich der Strom in Wien zum überwiegenden Teil mit Gas erzeugt wird, faktisch durchaus die Abhängigkeit vom Gas wesentlich zu reduzieren.

Meine Damen und Herren! Sie sehen - ich habe Ihnen nur zwei Bereiche genannt -, Wien setzt sehr engagiert Maßstäbe auch im Bereich der erneuerbaren Energie. Wenn man es international mit Millionenstädten vergleicht, dann liegen wir, glaube ich, durchaus im Spitzenfeld. Selbst bei Förderungen und Anreizsysteme halten die Vergleiche mit anderen Bundesländern in Österreich durchaus stand, und wenn da Kritik vorgebracht wird, dann geht die eine oder andere durchaus ins Leere. Wien wird auch weiter den Weg der qualitativen Energieversorgung gehen, und wir stehen für gewisse Zwangseingriffe in Privatrechte und für Ökozauberei nicht zur Verfügung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Günther. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr Bürgermeister hat in seiner Beantwortung, die sehr ausführlich und sehr gut war, zum Schluss in eigenen Worten und nicht mehr abgelesen gesagt: Es ist natürlich kein Wiener Problem allein, wenn wir zu wenig Gas aus Russland bekommen, weil sich ein Land wie die Ukraine, das eben dazwischen liegt und durchaus Interesse hat, an Europa anzudocken, sich da quergelegt hat. Na, selbstverständlich hat er recht! Es ist ein gesamteuropäisches Problem und ein Projekt, das an sich Europa nicht in den Griff bekommen hat. 

Ein britischer Analyst namens Pierre Noel hat festgestellt: Das Hauptproblem ist, dass der Gasaustausch innerhalb der Europäischen Union nicht funktioniert. Denn in Wirklichkeit kommen nicht, so wie Moskau es darstellt, fast 100 Prozent des europäischen Gases aus Russland, und Russland ist nicht das einzige Land, das wirklich gesichert (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Bei uns rund die Hälfte!) auch die Versorgung von Europa darstellt, sondern es sind lediglich 40 Prozent. Diese 40 Prozent betreffen, vor allem auf Grund der eben nicht vorhandenen guten Kontakte unter den einzelnen EU-Ländern, vor allem unsere östlichen Nachbarn, was man auch sehr deutlich bemerkt hat. Es war Ungarn stark betroffen, es war die Slowakei betroffen, und es war vor allem Bulgarien betroffen, wo die Leute schon gefroren haben. 

In Wien ist es deshalb nicht so aufgefallen, dass das Gas nicht so kommt, wie es kommen sollte, weil wir große Lager haben. Die großen Lager sind gut! Es ist auch aufgefallen, dass am Höhepunkt des Ganzen - als Moskau einmal gesagt hat, jetzt kommt Gas, dann hat es, glaube ich, drei Stunden Gas gegeben, und dann ist es wieder zurückgegangen - ein Sprecher von Wien Energie hinausgegangen ist und gesagt hat: Das ist überhaupt kein Problem, wir haben hier große Lagerbestände, und wir stehen das sicher drei Monate durch. Also das, was Kollege Chorherr vorgebracht hat - dass wir es in Wien noch drei, vier Tage durchgestanden hätten -, glaube ich nicht, weil die österreichischen Lager durchaus gefüllt waren. 

Das Einzige ist: Wenn die Leitungen nicht wieder aufgehen, können auch die Lager nicht aufgefüllt werden. Das muss man also schon auch dazusagen. Hier wird die Lagerhaltung sehr gut genützt, und es wäre gut, wenn es noch mehr Lager geben könnte. Davon habe ich nämlich im neuen Energiebericht von Wien nichts gesehen, im Jahresbericht Wien Energie 2007/2008, dass in diesem Bereich mehr investiert wird. Hier wäre es durchaus eine der Ideen, noch mehr zu investieren, um die Abhängigkeit weiter hinauszuschieben.

Der zweite Schritt ist das von vielen in den letzten Jahren immer wieder genannte Nabucco-Projekt. Nur, seit fünf Jahren diskutiert man darüber, aber auch die letzte Sitzung - das war, glaube ich, mittlerweile die fünfte - in Budapest hat im Endeffekt nichts ergeben, außer dass man sich hat fotografieren lassen mit dem Staatspräsidenten von Turkmenistan. An sich ein nicht ganz uninteressantes, aber an der Realität schon leicht vorbeigehendes Projekt! Denn erstens müsste die Leitung durch die Türkei verlaufen, die heute schon angekündigt hat: Na ja, das wird aber schon mit unserem EU-Beitritt durchaus auch noch ins Gespräch zu bringen sein, wir werden schauen und weiß Gott was. Das heißt, man versucht hier, den einen oder anderen Druck auszuüben. 

Zweitens hat Turkmenistan nach einer neuen Studie bedeutend größere Gaslager, als man bisher angenommen hat: Es sollen 14 000 Millionen Kubikmeter sein, die unter Turkmenistan liegen. Das wäre durchaus interessant, aber dazu braucht es auch die Möglichkeit, das aus Turkmenistan abzuholen. Hier gibt es bereits Verträge von Turkmenistan mit der Gasprom, und dass Gasprom die weltgrößte Gasproduktion darstellt, das wissen wir alle. Die haben dort durchaus auch Geld im Einsatz.

Ich weiß nicht – auf Grund der Schwierigkeit der Überlegungen -, wie man diese Leitung über die Türkei, Bulgarien und Ungarn bis Österreich bringt beziehungsweise eine zweite, von der man die ganze Zeit spricht, über den Iran - auch ein Krisengebiet - in den Mittleren und Nahen Osten. Da stehen also noch viele Stolpersteine im Wege, und der Termin 2013 ist praktisch auszuschließen. Ich glaube, wenn es überhaupt dazu kommt - wobei es vielleicht auch zu einer gewissen Befriedung in diesen Gegenden kommen kann, weil dadurch natürlich auch Geld ins Land kommt, Turkmenistan gehört nicht wirklich zu den reichen Ländern dieser Welt -, dann wird es frühestens 2018 bis 2020 so weit kommen. 

Das heißt, wir hängen an den russischen Gaslieferungen - außer, es gibt eine Lösung über die Nordsee. Da wären wir an nichts gebunden. Nur haben wir da auch wieder in der eigenen EU das Problem, dass sich die Polen dagegen querlegen. Die Frage ist, ob man hier im Bereich Polens und in der eigenen EU zu einer Regelung kommen kann, und da ist es auch eine Frage der Zeit, wie schnell das geht. Bisher ist die einzige Leitung, die wir haben, die über die Ukraine nach Wien, und solange die Ukraine Interesse daran hat, näher an die EU und auch an die Fördertöpfe der EU heranzukommen, werden die Lieferungen wahrscheinlich möglich sein. Der Gasstreit zwischen Russland und der Ukraine ist hauptsächlich aus pekuniären Gründen ausgebrochen, vielleicht ist das damit auch in den Griff zu bekommen. 

Es ist aber schon interessant, wenn wir jetzt sagen, Wien hat gute Lagerbestände und ein sicheres Energieaufkommen. Eines muss man eben dazusagen: Die kalorischen Kraftwerke, in denen Wien seinen Strom erzeugt, werden zu 86 Prozent mit Gas gespeist. Das heißt, die Industrie und die Stromerzeugung brauchen viel Gas, und dazu sind unsere Verträge, die über die OMV laufen, durchaus gute Verträge mit Russland. Sie sind auch schon verhältnismäßig alt und halten seit vielen Jahren. Wir haben auch, glaube ich, immer einen ganz guten Preis bezahlt, darum hat es damals, als Russland noch die Sowjetunion war, auch immer ganz gut funktioniert. Da waren es staatliche Verträge. 

Aber wenn ich jetzt sage, ich brauche 86 Prozent aus dem Gasbereich, um Strom in Wien zu erzeugen, dann muss ich auch schauen, wie ich das dort zurücknehmen kann. Die Idee mit Biokraftwerken wie zum Beispiel in Simmering ist durchaus eine gute. Interessant war nur, der Bürgermeister hat beantwortet, dass durch den in Simmering erzeugten Strom 48 000 Haushalte mit Strom versorgt werden, aber nur 12 000 mit Wärme. Das ist etwas, was ich nicht ganz verstehe. Ich kann mich zurückerinnern, um das Jahr 2000 hat es immer eine Regelung gegeben, wie in Wien geheizt wird: ein Drittel mit Fernwärme, ein Drittel mit Gas und ein Drittel Mischgebiet. Es hat sich seit dieser Zeit verhältnismäßig wenig in der Zusammensetzung des Ganzen geändert, und da wäre es, glaube ich, sehr, sehr wichtig, wenn man hier wirklich auf mehr Fernwärme kommen könnte. 

Jetzt weiß ich, der Private ist nicht automatisch umstellbar. In den neuen Wiener Gebäuden, die von der öffentlichen Hand gebaut werden, werden alle Möglichkeiten, hoffe ich, ausgeschöpft, um energiesparsam zu bauen, mit Niedrigenergiehäusern und Sonstigem. Aber der Umstieg in öffentlichen Gebäuden, wenn es jetzt nicht Stadt Wien ist, sondern der Bund oder Sonstige, und natürlich in privaten Haushalten kann nur durch gute Information erfolgen. Diese wird im Wien-Energie-Haus durchaus gegeben, so ist es also nicht, nur muss ich dort hingehen, um mich zu informieren. Ich muss zuerst einmal als Bürger die Möglichkeit haben, darauf noch mehr aufmerksam gemacht zu werden. Es ist, wie soll ich sagen, ein mühsames Geschäft, den Bürger auch dazu zu bringen, sich etwas abzuholen, was er sogar bekommen würde. 

Es ist auch die gleiche Diskussion bei der Fotovoltaik. Wenn da nur ein Viertel ausgegeben wird von dem, was eigentlich zur Verfügung steht, dann ist es vielleicht entweder zu wenig Förderung - dass man sagt, das rentiert sich nicht, so teuer kommt mir der Strom nicht, dass ich diese Investition tätige, und aus dem Grund nehme ich es nicht -, oder es ist Nichtwissen. Beides ist nicht gut. Das Nichtwissen kann ich bekämpfen, die zu niedrige Förderung eventuell erhöhen. Beides wäre möglich, es wäre wichtig und gut, um Abhängigkeiten, in welcher Form immer, auch zurückzuschrauben. 

Meine Damen und Herren! Biokraftwerke - Kollege Ekkamp hat es gesagt - sind nicht das Allheilmittel, wir können nicht ganz Österreich abholzen. Eines hat mir bei der Durchsicht des neuen Berichtes 2007/2008 sehr gut gefallen: Wien Energie beteiligt sich neben der Fernwärme, die sie selbst erzeugt, an Nahwärmebereichen. Da gibt es kleinere Ortschaften, Seefeld, zum Beispiel, aber auch andere in Österreich, wo sich Wien beteiligt. Ich frage mich, ob so etwas nicht zum Beispiel auch für Randgebiete von Wien interessant wäre, um dort nicht eine riesenlange Fernwärmeleitung zu legen. Mir ist Rodaun eingefallen, aber es könnte vielleicht auch irgendetwas anderes sein, wo man an dislozierten Stellen eine Nahwärmeversorgung macht, die nicht über langes Leitungswesen stattfindet. Das ist sicher eine Überlegung, die man auch diskutieren sollte. 

Zu Dürnrohr, das Kollege Chorherr als Beispiel gebracht hat und zu dem der Bürgermeister gesagt hat, eine Leitung von über 60 km ist nicht wirtschaftlich, und wir brauchen die Fernwärme nicht: Dass wir die Fernwärme nicht brauchen, da stimme ich dem Bürgermeister nicht zu. Nur kann ich mich erinnern, Dürnrohr wurde Mitte der 80er Jahre gebaut, und man hat damals Kohleverträge mit Polen abgeschlossen. Diese Diskussion, die Fernwärme zu nützen und sie nicht irgendwo in die Luft oder in die Donau zu blasen, gab es damals schon. Genau damals hat das für Energiewirtschaft zuständige Handelsministerium - jetzt Wirtschaftsministerium - festgestellt, dass es unwirtschaftlich ist, das so weit zu leiten. Es bis St Pölten zu leiten, wäre durchaus, glaube ich, eine vernünftige und gescheite Idee. 

Wenn ich das richtig im Kopf habe, verstehen sich der Herr Bürgermeister und der Herr Landeshauptmann von Niederösterreich ganz ausgezeichnet. Vielleicht kann er ihm gut zureden, dass das dort auch wirklich passiert. Denn Energiewirtschaft endet nicht an der Wiener Grenze, sondern geht über ganz Österreich, und jeder eingesparte Bereich hilft. Hier wäre also ein Kontakt vorhanden. In der Ballsaison werden sich die Herren vielleicht da oder dort einmal treffen - durchaus einmal etwas Gescheites, damit man hier zu neuen Überlegungen kommen könnte! (GR Dr Herbert Madejski: ... Abend beim Jägerball!) Der Jägerball ist leider schon vorbei; auch mir ist der Jägerball eingefallen. (GR Dr Herbert Madejski: Alles mit Jagd! - Weitere Zwischenrufe.)
Ich glaube - abschließend -, wir haben heute viele verschiedene Bereiche besprochen: Wie kann ich zu Energieeinsparungen, wie kann ich zu Energiesenkungen kommen? Ich glaube, kein einziges dieser Projekte ist solitär in der Lage, Einsparungen durchzuführen, aber ein Zusammenschluss all dieser Projekte ist gescheit, und das sollte man auch machen. Eigentlich wäre es schön, wir haben einen Unterausschuss Wiener Stadtwerke, der sich mit Fragen der Energie sehr intensiv befasst; der Vorsitzende steht jetzt leider dort hinten und telefoniert. (GR Dr Herbert Madejski: Er hat schon abgeschaltet!) Es wäre eine interessante Diskussion, sich in diesem Unterausschuss Wiener Stadtwerke gemeinsam darüber den Kopf zu zerbrechen, in welchen Bereichen man zu Einsparungen kommen kann. Man müsste wahrscheinlich den Wohnbauausschuss dazunehmen, weil gerade in diesem Bereich auch Einsparungspotenziale vorhanden sind. 

Ich hoffe, dass diese Anregung bei der Sozialdemokratischen Partei auf fruchtbaren Boden stößt, und hoffe auf interessante Diskussionen in diesem Unterausschuss. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im ersten Teil einmal kurz eine Replik auf meine VorrednerInnen; bei der FPÖ habe ich zum Beispiel etwas Interessantes gehört: Kollegin Matiasek schlägt vor, wir sollen Vorsorge treffen und Heizmaterial zu Hause bunkern, um Meller-Öfen zu heizen. (Widerspruch bei der FPÖ.) Das ist vorgekommen! Sie haben gesagt: So wie ich, wenn eine Wasserknappheit auftritt, Wasser zu Hause haben muss, brauche ich zu Hause Heizmaterial für einen Ofen. Das heißt aber in Wirklichkeit, Holz- und Kohleöfen in ganz Wien, dann haben wir eine Umweltverschmutzung in der Luft, dass es nur so kracht! (GR Dr Herbert Madejski: Typisch Maresch! - GRin Veronika Matiasek: Das ist eine Heizmöglichkeit! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Das hat bei Ihnen Autarkie und Vorsorge geheißen, und nicht urassen - das waren Ihre Worte. (GR Dr Herbert Madejski: Man muss etwas oft zweimal lesen!) Welche Vorsorge? Da denke ich mir wirklich: Wo leben Sie? Wir haben in Wirklichkeit ganz andere Möglichkeiten in der Stadt, als dass jeder seinen Kübel Kohlen daheim bunkert. Das kann ich mir also nicht vorstellen.

Zum Kollegen Günther möchte ich nur sagen: Kollege Günther hat einen sehr, sehr guten Vorschlag gemacht, und zwar, was Nahwärmenetze betrifft. Das ist keine Frage, man braucht nicht immer diese Riesengeschichten, man kann das am Stadtrand tun. Da gibt es in Österreich mittlerweile 100 000 Haushalte, die mit Nahwärme versorgt werden, da gibt es wirklich viele Möglichkeiten. Da kann man auch Biomasse einsetzen. 

Ebenfalls zum Kollegen Günther: Er meinte, Polen sträubt sich gegen das Gas aus der Nordsee. Leider nein, sondern es geht um die North Stream Pipeline; das ist die, wo Herr Schröder vorne sitzt. Das ist eine Pipeline (StR Johann Herzog: Hat er eh gesagt!), die von Russland durch die Ostsee - nicht aus der Nordsee! - nach Deutschland gehen soll. Da denke ich mir, das ist genauso russisches Gas wie das, das durch die Ukraine kommt, und nichts anderes. 

Jetzt komme ich gleich zum Kollegen Stiftner, der eine Lanze für die Nabucco-Pipeline gebrochen hat. Wir wechseln in Wirklichkeit die eine Abhängigkeit von Russland, einer Demokratur, gegenüber einer Abhängigkeit von Aserbaidschan, Turkmenistan und dem Iran. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber zwei sind besser!) Da denke ich mir, zum Beispiel hat er einen schönen Ausdruck gebraucht: Energie ist Macht. Das heißt, wir geben dem Iran und Turkmenistan Macht über unsere Energieversorgung. Na, eine Top-Geschichte, würde ich einmal sagen!

Das Nächste, was Kollege Stiftner gesagt hat - er hat ja eine Pressekonferenz zu dem Thema gemacht, das hat er heute kurz erwähnt -: 25 Prozent raus aus dem Gas, es wird weniger, 10 Prozent ersetzen durch erneuerbare Energien, 10 Prozent durch Energieeffizienz und 5 Prozent - das hat er uns heute leider verschwiegen - durch Änderung des Lebensstils. Na, wie soll denn das gehen? In 5 Jahren möchte Kollege Stiftner den Lebensstil der Wiener so ändern, dass wir massiv 5 Prozent des Gases einsparen, und das natürlich freiwillig, ganz ohne Zwang. Wie soll denn das gehen, Kollege? 

Sie haben auch gesagt: niemals Zwang auf unsere Forderung nach Sanierungsverpflichtung. Sie sollten ein bisschen nachlesen: Im benachbarten Bundesland gibt es den Herrn Plank, der für eine Sanierungsverpflichtung eingetreten ist! Jetzt ist Kollege Stiftner leider, leider nicht da, aber er sollte vielleicht die Presseaussendungen des Herrn Landesrates Plank lesen. Dieser sagt ganz klar: Das muss man machen! Auf diese Geschichte mit dem Sanierungszwang möchte ich noch eingehen. 

Aber was mich beim Kollegen Stiftner besonders irritiert hat, ist natürlich, dass man sagt: Na ja, da muss man schon etwas tun, sehr viele Förderungen, keine Frage, dann können auch Mietshäuser saniert werden. Da denke ich mir, man muss sich das ganz genau anschauen. Was heißt Mietshäuser sanieren? Das heißt in Wirklichkeit, zunächst einmal die Mietzinsreserven anzuschauen. 

Was passiert mit Mietzinsreserven? Nach zehn Jahren, wenn sie nicht verbraucht werden, dürfen die Hausherren oder Hausherrinnen die Mietzinsreserve nehmen und einfach ihrem eigenen Gewinn zuführen. Das ist so. Ganz oft passiert es aber, dass die Mietzinsreserve für alles mögliche andere verwendet wird: für kleine Reparaturen - warum nicht! -, zum Herrichten von einzelnen Wohnungen, damit man sie besser verkaufen kann. Faktum ist, die Mietzinsreserve - und da kann man bei der AK, beim VKI anfragen - ist immer wieder ausgedünnt. 

Jetzt sagen wir, wenn es eine Sanierungsverpflichtung gibt - und dazu stehen wir -, dann muss man sich das genau anschauen. Es kann nicht sein, dass gerade das Segment, wo wirklich die ärmsten Menschen wohnen - oft in den Mietzinshäusern -, zum Handkuss kommt. Werden sie mehrheitlich zustimmen, wenn man sie fragt: Machen wir eine Verbesserung, raus aus dem Gas, in bessere Wärmedämmung, vielleicht noch in eine andere Aufbringung von Wärme, mit einem zentralen kleinen Kraftwerk im Haus oder mit irgendwelchen Brennwertanlagen? Nein, sie werden sagen: Nein, warum, das kostet mich Geld, ich muss mehr Miete zahlen!

Also brauchen wir Fördersysteme und bessere Mietrechte, die die Bürger davor schützen, dass sie sich eigentlich in Wirklichkeit aus der Energiefalle nicht mehr herausbewegen können. (Beifall bei der GRÜNEN.) Na, was heißt das? Das heißt in Wirklichkeit, dass man gerade den Ärmsten nicht die Möglichkeit bietet, eine bessere Energieversorgung und geringere Kosten zu haben, sondern man belässt sie da drinnen: Die sollen einfach zahlen, wurscht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir überlegen uns: Schauen wir uns in Wirklichkeit einmal den Energieverbrauch bei öffentlichen Bauten an. Da gibt es genug zu tun. Der Bund hat zum Beispiel ganz großartigerweise gesagt - im Energieeffizienzkonzept, oder wie immer dieses Ding geheißen hat -: 100 Millionen EUR für ganz Österreich. Was heißt das? In jedem Wiener Bezirk eine Schule!

Schauen wir uns einmal die anderen Schulen an. Schauen wir uns einmal die Bundesgebäude an. Vor Kurzem war ein Beitrag im Fernsehen, in dem die Energieausweise verlangt wurden. Kein einziges Bundesamtsgebäude hatte einen Energieausweis, nichts! Die Fenster haben nicht gepasst. Wir haben in Wirklichkeit eine tolle Stadtheizung, und zwar heizen die Häuser die Stadt, so schaut es aus! Das gibt es bei der Stadt Wien genauso. In Wirklichkeit muss da etwas passieren, und da heißt es: Nicht irgendwie kleckern, sondern klotzen!

Wenn ich zum Beispiel lese: 5 Millionen EUR mehr werden jetzt in Wien pro Jahr für Energieeffizienz ausgegeben - nein! Wir brauchen 1 Milliarde EUR in 2 Jahren, damit wir da möglichst rasch herauskommen. Es geht darum, nicht einfach zu sagen: Mit der Biomasse kann man vielleicht nicht einmal ein Viertel, sondern nur 20 Prozent erreichen. Kollege Ekkamp, es stimmt, mit der Biomasse allein ist das Problem nicht zu lösen. Aber wenn ich zum Beispiel Häuser mit einem Durchschnittswert von mindestens 125 Kilowattstunden pro Quadratmeter - das ist so, und es gibt auch Häuser, die noch viel mehr verbrauchen - sanieren kann auf 15 Kilowattstunden, dann macht das die Sache viel, viel leichter. Nur muss ich da in Wirklichkeit sehr, sehr viel Geld in die Hand nehmen.

In Zeiten der Wirtschaftskrise bauen wir natürlich wie immer Autobahnen, Autobahnen, Autobahnen. 1,6 Milliarden EUR in die Lobau-Autobahn, dafür könnten wir allen WienerInnen Wärmeschutzfenster zahlen, und zwar wirklich allen! Das heißt, nehmen wir doch das Geld in die Hand, machen wir etwas anderes, das schafft Arbeitsplätze, und zwar viel, viel mehr als jene für die Menschen, die diesen Tunnelmaulwurf da unten bedienen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber jetzt wieder zurück: Die SPÖ tritt irgendwie total defätistisch auf. Sie sitzt in Wien schon längere Zeit in der absoluten Regierung, da werden schöne Projekte gemacht, wunderbar! Da macht man ein paar Solarplatten drauf, dann fördert man dort ein bisschen, man macht da ein kleines Deponiegaskraftwerk, dann macht man ein kleines Wasserkraftwerk in Nußdorf, und man macht auch ein bisschen ein Wasserkraftwerk bei der Wiener Hochquellenleitung. Alles schöne, kleine Dinge! Auf den Breitner-Hof kommen Fotovoltaikanlagen drauf, auch auf das Naturhistorische Museum, wahrscheinlich ein bisschen als Reminiszenz des Herrn Bürgermeisters, weil er seinerzeit dort als Angestellter tätig war, bevor er in die Politik gerufen wurde. 

Da denke ich mir, das ist ja alles recht schön. Bei der MA 22 gibt es ein Gebäude, da dürfen wir dann zuschauen, wie der Strom produziert wird, weil da unten immer so ein schönes Taferl ist, auf dem die Wattzahl steht. Aber Faktum ist: Wo sind die anderen Gemeindebauten? Wo sind die öffentlichen Gebäude der Stadt Wien? Wo sind die Bezirksämter mit den Solaranlagen auf dem Dach? Die gibt es nicht! Auch grüne Bezirksvorsteher dürfen keine Fotovoltaikanlagen aufs Dach geben. 

Kollege Ekkamp, du hast gesagt: Das mit der Biomasse geht nicht. Das geht bestimmt! Es geht nicht, wenn wir nicht wirklich den Gasverbrauch senken. Energieeffizienz, Energieeffizienz und noch einmal Energieeffizienz, da muss man etwas tun, keine Frage. Wirklich großen Glückwunsch zum städtischen Energieeffizienzprogramm! Da bin ich total dafür, dem haben wir auch zugestimmt, das finde ich toll. Aber was dort jetzt passiert, ist: Man hat versucht - ehrenhaft, muss man sagen -, den Verbrauchszuwachs zu senken, und das ist auch gelungen. Aber es ist nicht darum gegangen, weniger zu verbrauchen, sondern einfach nur darum, den Zuwachs zu senken. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na, immerhin!) Immerhin, genau, aber das Problem ist: Es ist noch immer mehr geworden!

Das ist nämlich der Pferdefuß der Geschichte: Man bekommt nicht einen Zuwachs von 10 Prozent, sondern nur von 5 Prozent. Nur, das wird wer zahlen! Wenn ich mich zum Beispiel hier herausstelle und sage, nein, aus der Gasabhängigkeit kommen wir einfach nicht heraus, dann denke ich mir, das ist unverantwortlich! Irgendwann ist das Gas aus. Jetzt kommt das Gas noch ein bisschen aus der Nordsee, hauptsächlich aus Russland, zu 10 Prozent aus dem Marchfeld. 

Da komme ich gleich zum nächsten Punkt, in den Medien war das ja interessant: Die Österreicher haben eine Gasförderung im Marchfeld. Im Laufe der Gaskrise war am Anfang in den Medien die Rede von 10 Prozent, dann waren es 15 Prozent, dann war der Anteil 18 Prozent, dann waren es 20 Prozent. Da denke ich mir, das rede ich ja dann schön. Faktum ist, dass wir in Wirklichkeit maximal, wenn ich freundlich bin, 20 Prozent selber produzieren, und das ist regressiv, das weiß jeder, das wird immer weniger. Den Rest bekommen wir natürlich übers Marchfeld, und zwar aus Baumgarten an der March, mit einer riesigen, dicken Leitung aus Russland, und zwar aus einem Teil der Welt, wo wir in Wirklichkeit immer nur schauen müssen, ob wir nicht irgendwann einmal das Gas abgedreht bekommen. 

Was macht man jetzt als Reflex darauf? Man baut Gaskraftwerke in der Steiermark, Mellach zum Beispiel, riesige Gaskraftwerke. (GR Franz Ekkamp: Auch in Oberösterreich!) Und auch in Oberösterreich - nicht gut! 

Aber Dürnrohr, zum Beispiel, von dem die Rede war, ein Riesen-Kohlekraftwerk - die SPÖ in Niederösterreich hat übrigens zugestimmt, das muss man dazusagen -, mitten in der Prärie ein Riesen-Kohlekraftwerk! Was wird dort geheizt? Ich glaube, insgesamt vier Glashäuser werden mit der Abwärme geheizt. Vier Stück - ich war nämlich draußen -, der Rest kommt ungebraucht in die Donau! Jetzt würde ich einmal sagen, da könnte man Wien - 60 km, richtig; man könnte aber zum Beispiel hergehen und dort einfach massiv Gärtnereien ansiedeln. Da könnte man wenigstens ein bisschen verbrauchen. (GR Franz Ekkamp: Das können nicht wir machen!) Ich weiß, aber ihr sitzt auch in Niederösterreich in der Landesregierung. 

In Wien ist es zum Beispiel so, dass man in Wirklichkeit auf die Gasautoförderung setzt. Kollege Ekkamp, ich kann mich erinnern, wir haben einen Antrag hier herinnen gestellt, statt der Gasautoförderung auf Elektroautos beziehungsweise Hybridautos zu setzen. Das habt ihr abgelehnt! Ganz im Gegenteil, Kollegin Sima plant Aussendungen: Das Gasauto ist super, und es ist ja viel besser als alles andere. Dann war aber Kollegin Sima ganz still, als plötzlich der Gashahn abgedreht worden ist. In die Richtung ist nichts weitergegangen!

Was wir in der Geschichte wollen, ist: Wir wollen möglichst rasch aus dieser Gasabhängigkeit heraus. Das heißt, wir müssen Energieeffizienz vorantreiben, und zwar ganz, ganz massiv. In Wärmedämmungsoffensiven gehört viel, viel mehr Geld hinein; nicht kleckern sondern klotzen. Das ist die Geschichte, die wir unbedingt brauchen. - Das ist die eine Sache.

Die zweite Geschichte ist: Wir brauchen unbedingt Beratungen, wie Leute ihre Häuser in Wirklichkeit besser dämmen können. Wir brauchen weitaus mehr Förderungen, wir brauchen eine Energiesparberatungs-Offensive. Die gibt es, ja, nur muss ich mich selbst darum kümmern. Die Stadt Wien muss aktiv die Geschichten vorantreiben. 

Wir brauchen zum Beispiel auch auf jeden Fall diese Verpflichtung zur Sanierung mit Unterstützung der MieterInnen. Es muss garantiert sein, dass die Mieterinnen und Mieter keinen Cent mehr bezahlen, sondern letztendlich in Wirklichkeit die Mietzinsreserve herangezogen wird und Förderungsmittel herangezogen werden. Das kann funktionieren.

Was die Nutzung der erneuerbaren Energieträger betrifft, wird das immer so dargestellt: Da heizen wir ein bisschen einen Wald ein. Die Stadt Wien hat eine Biogasanlage mit einer Kapazität von 34 000 t gebaut und war unfähig, Verträge mit Produzenten abzuschließen. Wir fahren dort nur mit 50 Prozent der Kapazität, weil es den Rest nicht gibt. Das muss sich ändern! Die ÖVP hat von einer zweiten Biogasanlage geredet. Warum brauche ich eine zweite Biogasanlage, wenn die eine mit nicht einmal 50 Prozent der Kapazität fährt? Da müsste ich mir etwas überlegen. 

Ich brauche Fotovoltaik auf allen öffentlichen Gebäuden, dann wird es besser werden. Wir brauchen die Abwärme aus der U-Bahn, diese muss genutzt werden, und auch die aus der Kanalisation. Wir müssen uns auch die Geothermie anschauen. Die OMV hat in Wien hydrothermale Bohrungen durchgeführt; da gibt es Vorkommen, und zwar im Flugfeld Aspern. Es ist auch etwas im 22. Bezirk, in Kaisermühlen, entdeckt worden. Warum wird das nicht genutzt? Da gibt es ein Projektpapier, das im 22. Bezirk präsentiert worden ist, und dann ist es schubladisiert worden. 

Wir müssen uns alle diese Dinge anschauen, alle diese Dinge machen zusammen eine breite Palette aus. Und ganz, ganz wichtig ist zunächst einmal: dämmen, dämmen, dämmen! Dann werden wir aus dem Gas herauskommen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Matiasek gemeldet. Ich erteile ihr das Wort und verweise auf die Redezeit von drei Minuten.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich möchte nur richtigstellen, dass ich nicht verlangt habe, dass die Leute sich komplett mit Öfen ausrüsten und Heizmaterial bunkern. (GR Mag Rüdiger Maresch: O ja!) Ich will auch nicht den Hausbrand wieder entfachen, sondern ich habe lediglich gemeint, dass man so eine Krisensituation auch dazu benützen muss, darüber nachzudenken, eben in dem Falle, dass nichts mehr fließt, auch eine Wärme- oder Heizquelle zu haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das heißt: Kohle bunkern!) Es kann auch Holz heißen. Man muss darüber nachdenken.

Ich wollte damit die Sorglosigkeit ansprechen, die teilweise vorhanden ist. Ich habe nicht zum Punkt ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben vom Meller-Ofen geredet!) Ich habe ihn zitiert, ich habe unseren alten Meller-Kamin als eine Möglichkeit zitiert. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Als Beispiel!) Ich bitte, das so zu verstehen und mir nicht die Worte umzudrehen, Herr Kollege. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Als allerletzter Redner werde ich jetzt nicht alles wiederholen, was ohnehin schon der Bürgermeister und auch Kollege Ekkamp von meiner Fraktion gesagt haben, sondern mich auf einige wesentliche Punkte konzentrieren, wobei ich schon sagen müsste: Das Thema ist sehr wichtig, und wenn da - vollkommen zu Recht - von der Krise als Chance gesprochen worden ist, dann sollten wir natürlich diese Krise als Chance nützen, die Wege, die wir als richtig erkannt haben, verstärkt weitergehen und dort Adaptierungen vornehmen, wo es notwendig ist.

Aber eines muss man auch sagen: Eine Krise ist natürlich auch immer sozusagen der Zeitpunkt der Reiter der Apokalypse. Das ist auch immer der Fall, da kommen dann alle Möglichen daher und sagen: In der Krise gibt es dieses einzige Allheilmittel, und alles andere ist der Weltuntergang! Das ist natürlich meistens falsch, statt dessen muss man auch in der Krise rational bleiben, bis zu einem gewissen Grad cool bleiben, die Dinge so sehen, wie sie sind, und auf Grund einer rationalen Debatte dann eben schauen, dass bei der nächsten Krise die Rahmenbedingungen noch besser sind.

Damit bin ich jetzt beim Punkt. Eines muss man nämlich auch einmal sagen: Wir haben die Gaskrise in Österreich und in Wien ausgezeichnet gelöst! Das ist einmal wirklich wichtig festzustellen. (GR Mag Wolfgang Jung: Überstanden, nicht gelöst!) Ich glaube, das ist etwas, was sogar auch Kollege Hofer von der FPÖ im Nationalrat gesagt hat. Bevor ihr da jetzt komische Zwischenrufe macht, muss ich das wenigstens in die FPÖ-Richtung sagen. (GR Mag Wolfgang Jung: Überstanden, nicht gelöst! Das ist ein Unterschied!)
Es ist auch so, ich habe mir internationale Fernsehprogramme angeschaut, deutsche, aber auch sonstige - ich habe 80 oder 90 Programme -, und da war es überall zu sehen. Wir sind während der Gaskrise die Länder durchgegangen: Österreich hat als einziges Land - neben Deutschland, aber wir sogar noch mehr, wenn man es auf die Bevölkerung bezieht (GR Mag Wolfgang Jung: „Einziges neben"?) - wirklich große Speicher, sodass vermutlich bis zum Frühjahr ausreichend Gas vorhanden ist. Das haben diese internationalen Fernsehstationen gesagt, also es ist so: Wir haben die Gaskrise gut gelöst! Darauf können wir auch stolz sein, weil das eine Folge unserer Politik ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Das heißt nicht, dass wir nicht darüber nachdenken, wie wir es nächstes Mal noch besser machen. Das heißt nicht, dass wir nicht sagen, wir könnten natürlich, wenn die Umstände noch dramatischer sind, auch Probleme haben. Aber Faktum ist - das muss man auch einmal sagen -, dass wir von allen Ländern in Europa es am besten gemacht haben, dass bei uns überhaupt niemand gefroren hat und dass auch zu den Spitzenzeiten die Industriebetriebe weitergefahren sind. Selbst wenn es länger gedauert hätte, hätte noch immer niemand gefroren, und mit einem gewissen intelligenten Einsatz und Kooperation der verschiedenen Industriebetriebe hätte es noch immer funktioniert, weil wir eben auf drei Monate Sicherheit haben. Das ist eben die Folge unserer Politik und natürlich auch der OMV, die sehr gut mitgewirkt hat.

Bei manchen Leuten, die heute hier gesprochen haben, hat man fast das Gefühl, sie ärgern sich darüber, dass jetzt nicht doch die Apokalypse gekommen ist und dass es noch einmal hingehaut hat. Das ist nicht unser Weg, das muss ich auch dazusagen, sondern wir schauen schon, dass wir die Dinge im Griff haben. Wir werden sie auch weiter im Griff haben.

Nun dazu: Die Terroristen sprengen alle Leitungen in die Luft, was ist dann? Ich meine, hoffen wir, dass es nie passiert, dass alle Leitungen in die Luft gesprengt werden. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja, „hoffen wir"! Bitte, liebe Terroristen ...!) Aber so wird es nicht sein, es geht auch ... (GR Mag Christoph Chorherr: Eine tolle politische Strategie: „Hoffen wir, dass es nicht passiert"!) Nein, wir hoffen überhaupt nichts, sondern wir haben die Strategie, dass wir auf verschiedenste Quellen setzen, sodass, wenn eine ausfällt, noch immer genug da ist. Das ist die richtige Strategie. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Iran und Russland, Aserbaidschan und Turkmenistan!)
Zu Russland ist überhaupt zu sagen: Russland war nicht das Problem. Russland hat vielmehr zu den finstersten Zeiten des Stalinismus, als es den Kalten Krieg gab ... (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, da hat es noch kein Gas ...!) Doch, vor 40 Jahren hat es schon Gas gegeben. Da war es so, dass die Lieferungen aus Russland immer pünktlich gekommen sind. Die sind ja daran interessiert, dass sie es verkaufen. 

Das Problem - und das kann man bei Prof Mangott nachlesen, dem Universitäts-Professor aus Innsbruck - war in dem Fall wirklich eher die Ukraine, die wirtschaftlich bankrott ist und hier Probleme gemacht hat. Russland ist dann ohne seinen Willen da mehr oder weniger hineingetappt. Die sind froh, wenn sie ihr Gas verkaufen können, die brauchen dringend Devisen, und die haben auch über 40 Jahre, wenn sie es konnten, ihre Verträge eingehalten. Aber die Europäische Union sollte natürlich darauf schauen, dass künftig langfristige Verträge erstens zwischen Russland und der Ukraine und zweitens zwischen der EU und den betreffenden Ländern da sind, die durchsetzbar sind und die dann garantieren, dass das Gas von dort kommt. 

Aber, wie gesagt, hundertprozentige Sicherheit gibt es nie. Deshalb gebe ich dem Kollegen Stiftner recht: Man braucht auch Nabucco, das ist eine zusätzliche Sicherheit. Auch dort kann etwas passieren, aber dass überall gleichzeitig etwas passiert, bei allen Quellen, die es irgendwo gibt, ist relativ unwahrscheinlich. Insofern geht es eben so, dass man so viel wie möglich diversifizieren muss. - Das einmal dazu.

In Wien haben wir es, wie gesagt, durch große Speichermengen und den Zugriff darauf gut im Griff gehabt, und wir haben zu den Spitzenzeiten morgens und abends den hohen Verbrauch erfolgreich bewältigt. Wir haben - das hat teilweise Kollege Ekkamp schon gesagt - freiwillige Maßnahmen von Wien Energie auf verschiedensten Ebenen, die weiterhin wichtig sind.

Zu den Zahlen: 48 Prozent im Wiener Raumwärmemarkt sind wirklich aus Erdgas - also etwa die Hälfte, das ist relativ viel -, 34 Prozent sind Fernwärme, 4 Prozent Stromheizung und der Rest anderes. Von den Erdgaslieferungen nach Österreich ist gut die Hälfte aus Russland, 17 Prozent sind Inlandsförderung, 13 Prozent aus Norwegen. Natürlich würde ich mir mehr aus Norwegen wünschen, aber das geht eben nur bis zu einem gewissen Grad. Zu sagen, wir treiben nur Handel mit den besten und schönsten Demokratien, wo überall die Menschenrechte gesichert sind, das würde eben heißen, man hat relativ wenige Partner und kann sicher nie alles sichern.

Deshalb müssen wir die Welt nehmen, wie sie ist, und natürlich auch die Leitung durch die Ostsee bauen. Ich habe das angesprochen: Natürlich braucht Europa auch das durch die Ostsee, und das sollte nicht verhindert werden, weil das Problem ja, wie ich gesagt habe, primär nicht Russland ist, sondern die ukrainische Leitung. Wenn die Leitung dort oben verläuft und es zusätzlich noch mehr Nord-Süd-Leitungen gibt - von denen es auch zu wenige gibt -, dann wäre das weiter verbessert.

Aber natürlich bin ich absolut dafür, dass wir vom Gas unabhängiger werden, dass wir von den fossilen Energieträgern unabhängiger werden. Die Bundesregierung hat jetzt einen Plan aufgestellt, dass der Anteil an nachhaltiger Energie von derzeit 23 Prozent auf künftig 35 Prozent der Gesamtsumme perspektivisch angehoben wird. Das ist realistisch, das ist machbar, und das heißt, es sind dann 12 Prozent weniger. 

Wir in Wien wollen unseren Beitrag dazu leisten, und da ist ein wichtiger Schritt natürlich der, dass wir im Wohnbereich schon sehr, sehr viel geleistet haben. StR Ludwig und auch seine Vorgänger haben außerordentlich viel beim Thewosan gemacht, eben auch bei der Niedrigenergiebauweise und natürlich auch bei den Passivbauten. Ich halte nichts davon, dass man 70 Prozent Passivbauten per Gesetz verordnet, das ist unrealistisch und wäre auch nicht möglich. Aber ich bin sehr dafür, dass die Niedrigenergiebauweise und die Niedrigstenergiebauweise sozusagen flächendeckend sind und Standard werden und dass es zusätzlich auch relativ viele Passivbauten gibt.
Das ist, glaube ich, das Richtige. Es ist natürlich bei den Passivbauten – der Herr Bürgermeister hat es gesagt - manches noch unsicher, manches noch nicht ausreichend erforscht; dazu kommt, dass auch noch nicht alle Leute dort hinein wollen. Mir hat übrigens unlängst der Bürgermeister einer mittelgroßen Stadt in der Steiermark gesagt, sie haben dort Passivbauten errichtet, aber die bekommt er jetzt nicht voll, weil die Leute das einfach nicht wollen. In Wien haben wir zum Glück 1,7 Millionen Einwohner, wobei es derzeit wirklich kein Problem ist, dass wir für die, die es wollen, genug Passivbauten haben. Und wir werden das auch weiter fortsetzen. 

Dieses Projekt der Passivbauten ist gut und wird weiter fortgesetzt, aber im realistischen Rahmen und nicht in einem völlig illusionären Rahmen. Denn eines ist auch klar: Dass man von einem normalen Bau mit einer normalen Dämmung auf ein Niedrigenergiehaus oder Niedrigstenergiehaus geht, ist ökonomisch relativ leicht schaffbar und bringt einen sehr großen ökologischen Effekt. Mit dem nächsten Schritt quasi, vom Niedrigstenergiehaus zum Passivhaus, hat man ökologisch relativ wenig Gewinn, aber einen sehr großen zusätzlichen ökonomischen Aufwand. 

Das heißt, dass es ökonomisch und ökologisch gar nicht sinnvoll wäre, in einer Millionenstadt im mehrgeschoßigen, im hochgeschoßigen Bau wirklich flächendeckend Passivbauten zu errichten. Das wäre nach derzeitigem Stand der Wissenschaft und der Technik nicht sinnvoll - das muss man auch einmal ganz eindeutig sagen. Wir gehen daher hier in Wien, wie in den meisten Dingen, den goldenen Mittelweg. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz Hufnagl: Wir stehen dazu!) 
Jetzt könnte ich noch aufzählen, wie viele Passivhäuser - das habe ich hier noch alles genau aufgelistet. Die Kosten für die Errichtung der Passivhäuser liegen derzeit aber noch deutlich höher als bei der Niedrigenergiebauweise - das habe ich auch bereits gesagt -, und es ist auch so, dass wir natürlich die soziale Dimension im Wohnbau im Auge behalten wollen. Irgendwo schneidet sich das nämlich dann: Bis zu einem gewissen Grad kann man ökologisch und sozial verbinden; doch wenn man sozusagen per Verordnung oder per Gesetz oder per Förderrichtlinie alles ausschließlich auf Passivhaus hin orientieren würde, dann würde das zwar bedeuten, dass man mehr Passivhäuser hätte, dass man andererseits aber weniger Neubauten errichten und weniger sozusagen normal auf Niedrigenergiehäuser sanieren könnte. Das heißt, man würde die Wohnungsnot, die es derzeit de facto nicht gibt, wieder einführen, man würde soziale Spannungen erzeugen, und man würde für die sozial Schwächeren eine Verschlechterung herbeiführen. Und dafür geben sich die Sozialdemokraten sicher nicht her! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur, weil ich mir das „ausgegraben" habe: Es ist auch interessant, dass die „Berliner Zeitung", eine unabhängige Zeitung, vor Kurzem anlässlich eines Vortrages von StR Ludwig in Berlin geschrieben hat: „Das sind paradiesische Zustände!, rief ein Abgeordneter in den Sitzungssaal von Schloss Fleesensee. Gemeint war aber nicht die Golfplatz-Landschaft draußen vor den Fenstern in Göhren-Lebbin nahe der Müritz, wo die SPD-Fraktion am Wochenende ihre politischen Strategien ... diskutierte. Gemeint waren die Zustände auf dem Wiener Wohnungsmarkt ..."

Ich glaube, darauf können wir stolz sein, dass unser Wohnungsmarkt international so gesehen wird! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe mir jetzt noch alle Zahlen vorbereitet: Wie viele Passivhäuser haben wir, wie viele Studentenwohnungen und so weiter. - Im Sinne auch dessen, was mir Präsident Kopietz mitgegeben hat - obwohl er heute nicht amtierender Präsident ist -, zähle ich das nicht alles auf. 

Was die Bedingungen der thermo-energetischen Wohnhaussanierung betrifft, so möchte ich schon dazusagen, dass wir auch da einen Vorrang für den Einsatz erneuerbarer Energieträger haben. 

Und worum es, zusammenfassend gesagt, jetzt wirklich geht, ist Folgendes: Wir brauchen möglichst eine Vielfalt! Wir sollten vom Gas teilweise wegkommen. Wir werden selbst im Laufe von Jahrzehnten davon nicht komplett wegkommen, denn das hat sich seit hundert Jahren bei uns quasi eingebürgert, und wir sind auf dieser Schiene; jetzt von einem Augenblick auf den anderen davon wegzukommen, geht nicht. Es ist auch eine sehr umweltverträgliche Form der Energiegewinnung. Wenn man daher jetzt liest, es geht immer mehr hin zum Heizöl, dann ist das weniger erfreulich. 

Deshalb: Sorgen wir dafür, dass wir möglichst verschiedenste Gasquellen haben, damit wir, wenn eine ausfällt, nach wie vor eine sichere Versorgung haben. Zusätzlich trachten wir natürlich danach, dass wir bei den fossilen Energieträgern perspektivisch etwas hinausgehen, und wir achten weiter darauf, dass wir dieses differenzierte Modell mit einer nachhaltigen Klimapolitik verbinden.

Ich glaube, dass uns, wenn wir dieses aus vielfältigen Maßnahmen bestehende Modell umsetzen, im Endeffekt nach menschlichem Ermessen nichts passieren kann - und wir haben eine soziale, eine ökologische Umweltpolitik, eine Versorgungspolitik und die bestmögliche Versorgungssicherheit in Europa. Und das soll so bleiben! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Es wären ja fast noch fünf Minuten Redezeit möglich gewesen! 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Es liegen mir drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, die ich nun zur Abstimmung bringe.

Zum Ersten: ein Antrag der GRÜNEN betreffend Sanierungsverpflichtung. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Antrag ist der von den GRÜNEN eingebrachte Antrag betreffend Passivhausstandard als Neubaustandard. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller und von der FPÖ unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der dritte Antrag ist der von der FPÖ eingebrachte Antrag betreffend so genannte Verschrottungsprämie. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an die Gemeinderatsausschüsse für Umwelt und für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der FPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit auch nicht die ausreichende Mehrheit.

Damit ist die Tagesordnung erschöpfend behandelt worden. 

Ich danke für die tolle Disziplin bei der Diskussion und schließe hiermit die Sitzung. Alles Gute!

(Ende um 16.08 Uhr.)
